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Sechs Prozent mehr! 

Es gibt genug Geld für die Beschäftigten der Kom¬ 
munen und des Bundes. Die „Arbeitgeber“ hinge¬ 
gen sehen überall nur leere Kassen. 

Seite 2 



Fragwürdige Perspektiven 

Großes gab es auf dieser Berlinale nicht zu entde¬ 
cken. Darauf deutet auch die Streuung der „silber¬ 
nen Bären“ hin. 
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Die Grenzen der EU 



B eim sogenannten Gipfel der EU 
am Ende der vergangenen Wo¬ 
che ging es um nicht mehr und 
nicht weniger als um die Grenzen der 
Europäischen Union - und das im 
doppelten Sinne. 

Da war zunächst der seit Monaten 
schwelende Streit um die Behandlung 
der vielen Fragen der Massenflucht 
verzweifelter Menschen aus dem Na¬ 
hen Osten, aus Asien und aus Afrika in 
Richtung Europa. Trotz aller hitzigen 
Debatten ist es den Staatenlenkern 
wieder nicht gelungen, auch nur annä¬ 
hernd eine Lösung zu finden. Genau 
genommen ist das auch gar nicht mög¬ 
lich. Denn hier stößt die EU immer 
wieder an ihre Grenzen, wie man es 
auch dreht und wendet. Einerseits will 
man dem Verhandlungspartner Türkei, 
der für die meisten auch ein NATO- 
Partner ist, in dieser Frage nicht auf 
die Füße treten. Denn die Türkei mit 
ihrem kriegslüsternen Präsidenten Er- 
dogan ist unverzichtbar im Krieg ge¬ 
gen Syrien und Präsident Assad. Im¬ 
merhin hat man sich darauf festgelegt, 
die syrische Exil-Opposition politisch, 
militärisch und finanziell zu unterstüt¬ 
zen in deren Bemühungen, den syri¬ 
schen Staat zu bekämpfen und - koste 
es was es wolle - einen „Regimewech¬ 
sel“ herbeizuschießen. Dazu braucht 
man eben die Türkei. 

Deshalb lässt man die türkischen 
Herrscher gewähren bei deren Mau- 
scheleien mit allen möglichen Assad- 
Gegnern, aber eben auch bei deren 
durchsichtiger Taktik, die EU in der 


Flüchtlingsfrage unter Druck zu set¬ 
zen. Denn wenn von Schließung einer 
Grenze die Rede ist, dann wäre das am 
sichersten in der Türkei, und nicht um 
die vielen griechischen Inseln herum. 
Wenn man Schleuserbanden bekämp¬ 
fen will, dann auf türkischem Territo¬ 
rium, wo sie ihre Schlupflöcher haben, 
und nicht mit NATO-Kriegsschiffen auf 
offener See. 

Stattdessen wird über Vorwürfe ge¬ 
gen Griechenland debattiert und über 
die Schließung von Grenzen, über 
„Obergrenzen“ bei der Aufnahme von 


Flüchtlingen und über die „Umvertei¬ 
lung“ zwischen den EU-Ländern. All 
das sind untaugliche Mittel, und die 
EU-Chefs wissen das. Sie wissen auch, 
dass in den nächsten Wochen und Mo¬ 
naten die Zahl der Flüchtlinge wei¬ 
ter zunehmen wird. Und sie kennen 
die Ursachen: Krieg im Nahen Osten, 
Krieg in Afghanistan, Kriege und wirt¬ 
schaftliche Krisen in Afrika, und nun 
auch noch die Dürrekatastrophe im 
südlichen Afrika. Dagegen helfen kei¬ 
ne Zäune oder Kriegsschiffe, dagegen 
könnten nur Maßnahmen zur Beendi¬ 


gung von Kriegen und wirtschaftlicher 
Not helfen. Das allerdings stößt an die 
Grenzen der EU, denn dafür wurde 
sie nicht geschaffen. Alleiniger Da¬ 
seinszweck der EU ist die Gewährleis¬ 
tung der bestmöglichen Bedingungen 
für die Banken und Konzerne, Maxi¬ 
malprofite zu erzielen. Und diese Pro¬ 
fite kommen - unter anderem - eben 
auch aus den Kriegen und aus den Kri¬ 
sen in anderen Regionen der Welt. Mit 
wirklich friedenschaffenden Maßnah¬ 
men oder Programmen zur Abschaf¬ 
fung des Elends in aller Welt lässt sich 
kaum Profit machen ... 

Auch beim zweiten großen Thema 
des Gipfels stößt die EU an ihre Gren¬ 
zen. Es geht um die Verhinderung ei¬ 
nes „Brexit“ eines durchaus möglichen 
Austritts Britanniens aus dem kapitalis¬ 
tischen Staatenbündnis. Während Grie¬ 
chenland immer neue Opfer abverlangt 
werden und man einen „Grexit“ ohne 
Probleme in Kauf nehmen würde, wird 
alles darangesetzt, einen „Brexit“ zu 
vermeiden. Dafür sind Zugeständnisse 
nötig - nicht etwa für die britischen Ar¬ 
beiter, Angestellten, Rentner, Arbeitslo¬ 
sen, sondern in erster Linie für den Fi¬ 
nanzplatz, die „City of London“. Es ist 
ein Streit um Privilegien - und das ist 
letztlich nichts anderes als gewöhnlicher 
kapitalistischer Konkurrenzkampf. Den 
zu vermeiden, würde ebenfalls die Gren¬ 
zen der EU sprengen ... Uli Brockmeyer 


EU-Gipfel einigt sich auf Sozialabbau 

Die Staats- und Regierungschefs der EU einigten sich mit dem britischen Premierminister David Cameron auf ein „Reform¬ 
paket“- wenn die britischen Wählerinnen beim Referendum am 23. Juni für den Verbleib in der EU stimmen. 

Wie von der britischen Regierung gefordert, sollen die dortigen Banken weiterhin von der eigenen Finanzmarktaufsicht 
überwacht werden statt von jener der Euro-Zone. Bei künftigen Änderungen der EU-Verträge soll Großbritannien zudem 
das Recht erhalten, diese nicht mittragen zu müssen. 

Eine Einigung erzielten die Staatschefs auch darin, weiteren Sozialabbau anzustreben. So darf Großbritannien künftig neu 
einreisenden EU-Ausländern bis zu sieben Jahren lang Sozialleistungen verweigern. Die Voraussetzung dafür soll eine„Not- 
bremse“ genannte Regelung schaffen, auf die bei „Überlastung“ des Sozialsystems zurückgegriffen werden kann. 

Zudem sollen EU-Staaten künftig nicht mehr verpflichtet sein, EU-Ausländern den vollen Kindergeldsatz zu zahlen, wenn 
deren Kinder noch in den Herkunftsländern leben. Die britische Regierung hatte moniert, dass Osteuropäer die Leistungen 
an ihre in der Heimat lebenden Kinder überweisen. Dort seien die Lebenshaltungskosten geringer als im Vereinigten Kö¬ 
nigreich. Kanzlerin Merkel hat angekündigt, diese Regelung ebenfalls anwenden zu wollen. 

Um einen „Brexit“ zu verhindern, wurden der britischen Regierung weitere Zugeständnisse gemacht. So sollen beispiels¬ 
weise EU-Staaten künftig den Zuzug des Ehepartners aus einem Nicht-EU-Land verhindern können, wenn derVerdacht auf 
eine Scheinehe besteht. Die nationalen Parlamente sollen eine Art „Rote Karte“ gegen EU-Vorhaben einsetzen können, die 
alle 28 EU-Staaten betreffen, und wenn Parlamente aus mindestens 16 Ländern Einspruch anmelden. In diesem Fall sollen 
die EU-Staaten die Bedenken in einer „umfassenden Diskussion“ erläutern. Auf Londoner Wunsch soll darüber hinaus die 
Losung einer „immer engeren Union“, London „nicht zu weiterer politischer Integration verpflichten“. 


Thema der Woche 


Das Tal der Brandstifter 

Von Woche zu Woche erreicht die maßgeb¬ 
lich gegen Flüchtlinge, ihre Unterkünfte, 
aber auch ihre Unterstützer gerichtete rechte 
Gewalt neue Höhepunkte. Vor allem der Frei¬ 
staat Sachsen gilt mittlerweile nicht nur als 
Brandherd. 

Von einem Kartell aus Rechtskonservativen, 
Nationalisten und offenen Faschisten wur¬ 
de das einstige „Tal der Ahnungslosen“ zu 
einem Tal der Brandstifter, Hetzer und Men¬ 
schenfeinde transformiert. 

Seite 1 und 5 


Nur noch 
18 Wochen 
bis zum 
UZ-Pressefest 2016! 

... und wir freuen uns natür¬ 
lich schon auf Esther Bejarano 
und Microphone Mafia. Unse¬ 
re Leserinnen aus Nordbayern 
müssen allerdings noch nicht 
einmal so lange warten, denn 
Esther tourt mit ihren Mafiosi 
durch das schöne Land. 
Termine siehe Seite 15. 

uz-pressefest.de 




UZ-Extra zum 8. März 

Das UZ-Extra zum internatio¬ 
nalen Frauentag kann noch 
beim CommPress-Verlag, 
Hoffnungsstraße 18, 45127 
Essen, Tel.: 0201 17788923 
oder unter vertrieb@unsere- 
zeit.de bestellt werden. 



Ekelhafte Angriffe 

Was folgt aus den Gewaltexzessen? 


„In Deutschland breitet sich Pogrom¬ 
stimmung aus“, stellt die DKP in einer 
aktuellen Erklärung vor dem Hinter¬ 
grund der rassistischen Ausschreitun¬ 
gen in Clausnitz, Bautzen und weite¬ 
ren Orten fest und plädiert dafür, auf 
Solidarität im Betrieb und im Stadt¬ 
teil zwischen Flüchtlingen und ar¬ 
beitenden Menschen zu setzen. Die 
Merkel-Politik habe den Spielraum 
für die rechten Antreiber geschaffen. 

Von einer Pogromstimmung 
spricht auch Caren Lay, stellvertre¬ 
tende Fraktionsvorsitzende der Partei 
„Die Linke“ im Bundestag. Sie stell¬ 
te unmittelbar nach den Anschlägen 


fest: „Der Brand im Husarenhof und 
die johlenden Gewalttouristen, die 
gestern schutzlose Menschen in ei¬ 
nem Bus bedrohten und blockierten, 
sind ekelhaft. Pegida, AfD, aber auch 
konservative Politiker, die Flüchtlin¬ 
ge seit Monaten nur als ,Problem’, 
,Krise’ und,Belastung’ stigmatisieren, 
haben für solche Gewaltexzesse den 
Nährboden bereitet.“ Für Sachsen 
fordert sie: „Der sächsische Innenmi¬ 
nister Markus Ulbig muss umgehend 
eine Reform der Polizei beschließen“. 
Polizei und Justiz dürften in Sachsen 
nicht weiter neofaschistische Gewalt 
relativieren. Gelinge die Aufklärung 


der ekelhaften Angriffe in Clausnitz 
und Bautzen nicht, habe Ulbig seine 
letzte Chance verspielt. 

Selbst aus der Bundesregierung 
ertönt Kritik angesichts der schweren 
Versäumnisse im Kampf gegen den 
Rechtsterrorismus. Die Ostbeauf¬ 
tragte der Bundesregierung, Iris Glei- 
cke (SPD), kritisiert, dass das Prob¬ 
lem des Rechtsextremismus in Ost¬ 
deutschland zum Teil systematisch 
heruntergespielt wurde. Dies habe 
den Boden dafür bereitet, „dass sich 
heute ein Mob auf die Straße stellt 
und Flüchtlingsbusse blockiert“. Sie 
fordert eine stärkere Unterstützung 


derjenigen, die sich „gegen Rechts¬ 
extremismus“ engagierten. 

Es ist aber die auch große Stun¬ 
de der bürgerlichen Erklärbären, der 
von Kabinett und Kapital ernannten 
„Extremismusexperten“: Die DDR 
ist schuld! Mit Thesen wie „Im Os¬ 
ten habe es keine vergleichbare Aus¬ 
einandersetzung mit dem National¬ 
sozialismus gegeben wie im Westen“ 
erfüllt beispielsweise der „Focus“ sei¬ 
ne Pflicht. 

Von den Ursachen des nicht erst 
jetzt aufgetretenen offenen Rassis¬ 
mus in unserem Land muss natür¬ 
lich abgelenkt werden, wenn man 


sie kaschieren möchte: Die soziale 
Frage, der Sozialabbau in unserem 
Land, möchte nun auch systemsta¬ 
bilisierend genutzt werden. Auf dem 
rechten Auge waren Justiz und Po¬ 
lizei immer blind, das haben ihnen 
die Mächtigen zugehalten. Ging es 
jedoch gegen links, waren ihnen alle 
Mittel recht. 

Das können wir festhalten im 50. 
Jahr des immer noch gültigen Ver¬ 
botes der Kommunistischen Partei 
Deutschlands. 

Werner Sarbok 

Siehe auch Seiten 5 und 9 
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Wirtschaft und Soziales 
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Castkolumne von Christine Christofsky 

Vorgetäuschte Arbeitsrechte 



Postkarte an Geschäftsleitung und Eigentümer schicken, ver.di bietet auf ihrer Homepage eine entsprechende pdf zum 
Download an. 


Beschwert euch 

Geschäftsleitung des Möbelhändlers XXXL reagiert auf Kritik - 
ver.di verteilt Protest-Postkarten 


CETA - dieses Freihandelsabkom¬ 
men zwischen Kanada und der EU 
ist „ausverhandelt“ und soll in diesem 
Jahr ratifiziert werden. Das Kapitel 
24 des Abkommens widmet sich den 
Arbeitsrechten und besagt, dass die 
Arbeitsnormen der Internationalen 
Arbeitsorganisation ILO von 1998 
dessen Grundlage seien. Fünf ILO- 
Kernnormen werden benannt: Ab¬ 
schaffung aller Formen von Zwangs¬ 
und Pflichtarbeit; Recht auf Vereini¬ 
gungsfreiheit; Recht auf kollektive 
Tarifverträge; Abschaffung von Kin¬ 
derarbeit; Abschaffung von Diskrimi¬ 
nierungen in Hinsicht auf Beschäfti¬ 
gung und Beruf. Das hört sich gut an. 
Aber sachte,... 

1995 einigten sich die Staatschefs 
auf dem Weltgipfel für soziale Ent¬ 
wicklung in Kopenhagen auf diese 
Rechte, ließen aber drei der ILO- 
Kernnormen einfach weg, mit der 




ttflHANDEL 

Begründung, dass viele Länder die 
ILO-Normen nicht anerkennen wür¬ 
den. So wurde zum Beispiel „Glei¬ 
cher Lohn für gleiche Arbeit“ einfach 
unter den Tisch gekehrt. 

Man verständigte sich auf einen 
„Mindestsozialstandard für alle“. 
Leider übernahm die ILO 1998 die¬ 
se Erklärung, womit es den Staaten 
erlaubt ist, sich auf die ILO zu bezie¬ 
hen, auch wenn sie die acht Kernnor¬ 
men gar nicht ratifiziert haben, und 
die Ausführungsbestimmungen dazu 
erst recht nicht. 

Hinzu kommt, dass die EU Ver¬ 
handlungspartnerin bei CETA ist, 
selbst aber die ILO-Normen nie ra¬ 
tifiziert hat, sondern - wenn über¬ 
haupt - nur die einzelnen EU-Mit- 
gliedsstaaten. Und 177 weitere so¬ 
genannte technische Normen fehlen 
ganz, weil sie in der Erklärung von 
1998 nicht enthalten sind. 

Darunter sind folgende Bestimmun¬ 
gen: 


★ Recht auf Kranken-, Arbeitslosig- 
keits-, Arbeitsunfähigkeits- und Ren¬ 
tenversicherung; 

★ Recht auf bezahlten Urlaub 

★ Recht auf Kündigungsschutz allge¬ 
mein wie auch für Schwangere und 
Behinderte 

★ Recht auf Schutz vor Gefahren am 
Arbeitsplatz 

★ Recht auf geregelte Arbeitszeiten, 
Pausen und Nachtarbeit 

★ Recht auf Entschädigung bei Ar¬ 
beitsunfällen und Berufskrankheiten 

★ Recht auf geregelte Leiharbeit 

★ Rechte für Haushaltshilfen, für in- 
digene Arbeiter und Arbeitsmigran¬ 
ten 

★ Rechte und Pflichten für private 
Arbeitsvermittler 

★ sowie vier Verwaltungs-Normen 
für das Handeln der Arbeits-Auf¬ 
sichtsbehörden 

Alle diese Normen gehören nicht 
zur Erklärung von 1998, gelten also 
auch nicht für CETA. Dort werden 
sie zusammengefasst: Jeder Staat 
solle Gesundheit und Sicherheit bei 
der Arbeit gewährleisten, gegen Be¬ 
rufsunfälle und Krankheit Vorsor¬ 
gen sowie für „ein akzeptables Mi¬ 
nimum an Arbeitsstandards sorgen, 
auch für solche Lohnabhängige, die 
nicht durch kollektive Tarifverträge 
geschützt sind“. 

Dazu schreibt „Publik“, die verdi- 
Mitgliederzeitung: ,„ Akzeptables Mi¬ 
nimum 4 Das ist reichlich unbestimmt, 
mit Spielraum nach unten. Und wer 
bestimmt, was akzeptabel ist? Heut¬ 
zutage müssen Millionen Beschäf¬ 
tigte Arbeitsbedingungen und Löh¬ 
ne akzeptieren, weil sie erpresst wer¬ 
den.“ 

Eine neu zu gründende Behörde 
soll bei Streitereien für „Anständige 
Arbeit“ sorgen. Dabei waren „Ar¬ 
beitslosigkeit und unanständige Ar¬ 
beit in der EU noch nie so verbreitet 
wie heute. Auch in Unternehmen, an 
denen der deutsche Staat beteiligt ist, 
bei Post, Bahn, Lufthansa. Telekom, 
Fraport wird unanständige Arbeit 
ausgebaut“ (zitiert aus: „Publik“). Bei 
CETA heißt es im Abschnitt für Ar¬ 
beitsrechte, die Verhandlungspartner 
sollen „die öffentliche Debatte über 
die Arbeitsrechte ermutigen“. 

Nun denn, tun wir es! 


„Wüste Beschimpfungen“ seien in 
der Deutschland-Zentrale des Möbel¬ 
händlers XXXL eingegangen, 300 E- 
Mails seien eingegangen, dazu wüten¬ 
de Anrufe, ver.di verteilte 20 000 Post¬ 
karten mit der Aufforderung, diese an 
die Eigentümer und die Geschäftslei¬ 
tung von XXXL zu schicken. 

Das alles wirkt harmlos im Ver¬ 
gleich zum Vorgehen von XXXL. 
Ohne Vorwarnung wurde 99 Kolle¬ 
ginnen und Kollegen im Mannheimer 
Zentrallager der Zugang zu ihren Ar¬ 
beitsplätzen verwehrt (UZ berichte¬ 
te). Der Protest, der aus den Reihen 
der Kolleginnen und Kollegen ande¬ 


rer Standorte unterstützt wird, scheint 
XXXL nervös zu machen. Das „äu¬ 
ßerst verschwiegene Unternehmen“ 
(FAZ), sähe sich gezwungen, öffent¬ 
lich zu reagieren. Demnach sei die 
„Freistellung“ so kurzfristig erfolgt, 
weil Aufträge liegengeblieben seien. 
Und Alois Kobler, Mitglied der Ge¬ 
schäftsleitung von XXXL räumt ge¬ 
genüber FAZ ein, dass es vielleicht 
„bessere Lösungen“ gegeben hätte, 
als den Kolleginnen und Kollegen vor 
Arbeitsbeginn durch den Sicherheits¬ 
dienst den Zutritt zum Arbeitsplatz zu 
verwehren. Allerdings bedeutet dies 
keinesfalls, dass die 99 an ihren Ar¬ 


beitsplatz zurückkehren können. Als 
„bessere Lösung“ im Sinne der Ge¬ 
schäftsleitung will XXXL Deutschland 
mit dem Betriebsrat über einen Sozi¬ 
alplan verhandeln, derweil wurden 32 
Beschäftigte an andere Gesellschaften 
von XXXL vermittelt. 

Dem Vorwurf, die Kolleginnen und 
Kollegen in Mannheim hätten ihre Ar¬ 
beit nicht ordentlich erledigt, hält ver. 
di entgegen, dass chronische Überlas¬ 
tung sowie eine zu enge Personalde¬ 
cke zu Problemen führten, ver.di geht 
derzeit rechtlich gegen die Entlassun¬ 
gen vor. 

UZ 


Nur keine falsche Bescheidenheit! 

Tarifrunde öffentlicher Dienst der Kommunen und des Bundes 


Tarifrunden 2016 - Stand der Dinge 


Holz und Kunststoff: 

In der Nacht zum Dienstag haben sich 
IG Metall und Arbeitgeber in Sindel- 
fingen auf ein Ergebnis für die Holz- 
und Kunststoffbeschäftigten im Süd¬ 
westen geeinigt. Für sie gilt jetzt ein 
Demografie-Tarifvertrag, der auch die 
Altersteilzeit ermöglicht. Zudem er¬ 
halten sie ab 1. Mai 2016 zwei Prozent 
mehr Geld und ab Juli 2017 ein weite¬ 
res Plus von 1,7 Prozent. Für die Azubis 
gibt es jeweils 20 Euro mehr. 

Vor der dritten Verhandlungsrun¬ 
de hatten sich nach Angaben der IG 
Metall insgesamt 7000 Beschäftigte im 
Süd- und Nordwesten an Warnstreiks 
beteiligt - allein am letzten Freitag sol¬ 
len es in Baden-Württemberg mehr als 
1500 Kolleginnen und Kollegen gewe¬ 
sen sein. 

Öffentlicher Dienst, Bund 
und Kommunen: 

Mit der Forderung nach sechs Prozent 
mehr Geld und einer Anhebung der 
Ausbildungsvergütungen um 100 Euro 
pro Monat geht die Vereinte Dienst¬ 
leistungsgewerkschaft (ver.di) in die 
Tarifrunde des öffentlichen Dienstes 
bei Bund und Kommunen. Die Lauf¬ 
zeit des neuen Tarifvertrags für die 2,14 
Millionen Beschäftigten soll zwölf Mo¬ 
nate betragen. 

Die Arbeitgeber wollen in die be¬ 
triebliche Altersversorgung der Be¬ 
schäftigten eingreifen, ver.di-Chef 
Bsirske sagte dazu, dass „ein Eingriff 
in das Leistungsrecht der betrieblichen 
Altersversorgung (...) angesichts des 


sinkenden Rentenniveaus unter keinen 
Umständen in Frage“ komme. 

Die erste Verhandlungsrunde 
mit den Arbeitgebern von Bund und 
Kommunen ist für den 21. März 2016 
in Potsdam verabredet. 

Bauwirtschaft: 

Die Industriegewerkschaft Bauen- 
Agrar-Umwelt (IG BAU) fordert 5,9 
Prozent mehr Lohn und Gehalt für die 
rund 785 000 Beschäftigten in der Bau¬ 
wirtschaft. Die Laufzeit soll 12 Monate 
betragen. 

Zudem fordert die IG BAU-Bun- 
destarifkommission die Erhöhung der 
Auszubildendenvergütung um monat¬ 
lich hundert Euro für jedes Ausbil¬ 
dungsjahr sowie einen weiteren An¬ 
gleichungsschritt der Ost- an die West¬ 
löhne. 

Druckindustrie: 

Die Vereinte Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft (ver.di) fordert für die rund 
140 000 Beschäftigten der Druckindus¬ 
trie fünf Prozent mehr Lohn bei einer 
Laufzeit von zwölf Monaten. „In den 
letzten zehn Jahren ist die Lohnent¬ 
wicklung in der Druckindustrie deut¬ 
lich hinter der allgemeinen tariflichen 
Lohnentwicklung zurück geblieben“, 
sagte der stellvertretende ver. di-Vor¬ 
sitzende Frank Werneke. 

Die erste Verhandlungsrunde mit 
dem Bundesverband Druck und Me¬ 
dien findet am 7. April 2016 in Berlin 
statt. Die Friedenspflicht in der Druck¬ 
industrie endet am 1. Mai 2016. 


Schon bald werden die öffentlichen 
„Arbeitgeber“ und die einschlägigen 
Medien versuchen, Einfluss zu neh¬ 
men auf die Diskussion der Beschäf¬ 
tigten im öffentlichen Dienst über 
Höhe und Struktur ihrer Forderung. 
Es sei kein Geld da, wird es wieder 
heißen und man möge sich mit der 
Forderung gefälligst zurückhalten. 
Die Kommunen seien hoch verschul¬ 
det! 

Ja - die Kommunen im Ruhrgebiet 
sind hoch verschuldet. Doch das ist of¬ 
fenbar so gewollt. 

Denn alle bisher vorgeschlage¬ 
nen Wege dies zu ändern - durch eine 
grundsätzliche Reform der Finanz¬ 
beziehungen zugunsten der Kommu¬ 
nen - wurden in den Wind geschlagen. 

Kein Geld vorhanden? Der Reich¬ 
tum in diesem Lande wächst und 
wächst, nur nicht bei denen, die ihn 
produzieren! Die wechselnden Ber¬ 
liner Großen Koalitionen haben seit 
Jahrzehnten durch Steuergeschenke 
an Konzerne und Reiche die Verar¬ 
mung der Gemeinden betrieben und 
die Kluft zwischen Arm und Reich 
ständig vergrößert. 

Die Banken, Konzerne, die Un¬ 
ternehmen und Vermögenden sind 
deshalb endlich entsprechend ihrer 
finanziellen Möglichkeiten zu be¬ 
steuern. Die Steuersenkungen für 
Konzerne und Reiche müssen rück¬ 
gängig gemacht werden. Die Vermö¬ 
genssteuer ist wieder zu erheben und 
die Erbschaftssteuer ist endlich zu er¬ 
höhen. 

Seit zwei Jahrzehnten stagnieren 
die realen - also preisbereinigten - 
Löhne und Gehälter in Deutschland. 


die Sanierungskosten? 


Hingegen haben Unternehmer und 
Kapitaleigentümer ihre Einkünfte im 
gleichen Zeitraum um 40 Prozent ge¬ 
steigert. 

(...) 

Die Erfahrungen aus dem vier¬ 
wöchigen Streik der Kolleginnen 
und Kollegen im Sozial- und Erzie¬ 
hungsdienst 
2015 zeigen, 
dass auch in 
dieser Tarif¬ 
runde mit ei¬ 
ner harten 
Gangart der 
„Arbeitge¬ 
ber 44 gerech¬ 
net werden 
muss. Denn 
auch im öf¬ 
fentlichen 
Dienst soll 
Arbeit billig 
bleiben. Für 
viele Kolle¬ 
ginnen und 
Kollegen 
kündigt sich 
Altersarmut 


nahmen gewerkschaftsübergreifend 
zu unterstützen. 

Und sie bedürfen der aktiven So¬ 
lidarität aus der Gesellschaft, also 
von allen, die nicht wollen, dass Tarif¬ 
kämpfe zum kollektiven Betteln ver¬ 
kommen. 

Aus: Heisse Eisen - Infos der DKP Dortmund 
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Altersgerechte Arbeitsplätze - 
Arbeitsplätze für Alle? 

Arbeitsgestaltung und Arbeitszeitverkürzung 


B eschäftigte, Betriebsräte und die 
Industriegewerkschaft Metall 
(IGM) setzten - in Zusammenar¬ 
beit mit einigen Unternehmen - Pro¬ 
jekte zu altersgerechten Arbeitsplätzen 
durch. Auf einer Tagung in Frankfurt 
wurden sie vorgestellt. Beim Autozulie¬ 
ferer ZF wird im Schweinfurter Logis¬ 
tikzentrum Job-Rotation getestet. Be¬ 
schäftigte, die schwere LKW-Kupplun- 
gen zwischen 8 und 20 Kilo wuchten, 
transportieren auch leichtere Teile, be¬ 
arbeiten Frachtpapiere und erledigen 
andere Verwaltungstätigkeiten. Dieser 
Wechsel von schweren körperlichen 
Tätigkeiten mit weniger anstrengenden 
Arbeitsgängen sowie geistig anspruchs¬ 
volleren Aufgaben entlaste die Mitar¬ 
beiter nicht nur körperlich, er bringe 
auch Abwechslung in die Einseitigkeit 
des Arbeitsalltags, so Hans-Jürgen Ur¬ 
ban, Mitglied des Geschäftsführenden 
Vorstands der IG Metall. „Mit den 
neuen Anforderungen entwickeln die 
Beschäftigten neue Fähigkeiten“ erläu¬ 
terte er. Durchgesetzt wurden auch ca. 
100 ergonomische Verbesserungen: von 
höhenverstellbaren Schwenkarmen, 
um Computermonitore an Kommissi¬ 
onierarbeitsplätzen zu befestigen, bis 
zu Hebehilfen. 

Bei Thyssen Krupp Elevator verfü¬ 
gen die Monteure für Fahrstühle und 
Rolltreppen über ein breites Fachwis¬ 
sen, verbringen viel Zeit mit Fahrten 
zu den Einsatzorten, müssen schwere 
Lasten bewegen und leisten regelmä¬ 
ßig Bereitschaftsdienste für stecken¬ 
gebliebene Lifte und andere Notfälle. 
Entlastend können ergonomisch ge¬ 
staltete Einsatzfahrzeuge und Trans¬ 
porthilfen wie Trolleys und Rucksäcke 
sein, sowie eine Betriebs Vereinbarung, 
die die Bereitschaftszeiten älterer Kol¬ 
legen reduziert, ohne die jüngeren 
noch stärker in die Pflicht zu nehmen. 
Ältere Beschäftigte empfänden insbe¬ 
sondere die Bereitschaftsdienste an 
Wochenenden und während der Nacht 
als belastend. 

Bei Miele in Oelde montieren die 
Beschäftigten Herde und Backöfen 
statt in Fließbandarbeit nun von An¬ 
fang bis Ende komplett eigenständig. 
Die Arbeit wurde abwechslungsreicher 
und die einseitigen körperlichen Belas¬ 
tungen reduziert. 

Ziel dieser Projekte ist es, Arbeits¬ 
abläufe wegen der wachsenden Zahl 


älterer Beschäftigter umzustellen, er¬ 
läuterte Urban. Um mit praktischen 
Erfahrungen für eine Umstellung zu 
werben, hat die IGM im Herbst in 
Zusammenarbeit mit mehreren Un¬ 
ternehmen diese Projekte begonnen, 
die vom Bundesarbeitsministerium im 
Rahmen der „Initiative Neue Qualität 
der Arbeit“ gefördert werden. 

Ein Schritt in die richtige Richtung, 
der zu begrüßen ist. Er zeigt, Umstel¬ 
lung ist möglich. In Wirklichkeit ist es 
dennoch nur ein Trippelschrittchen. 


Denn drei Fragen drängen sich sofort 
auf. 

Erstens: Warum werden die vorhan¬ 
denen arbeitsmedizinischen Erkennt¬ 
nisse und technischen Möglichkeiten 
nicht genutzt, um alle Arbeitsplätze 
so zu gestalten, dass körperliche Be¬ 
lastungen gemindert oder die Einsatz¬ 
möglichkeiten der Mitarbeiter erwei¬ 
tert werden? Nicht nur Menschen im 
fortgeschrittenen Alter möchten kör¬ 
perlich gesund, motiviert und geistig 
aktiv dem Beruf nachgehen können. 

Zweitens: Warum wird nicht das 
einfache Mittel der Arbeitszeitverkür¬ 
zung bei vollem Lohn- und Personal¬ 
ausgleich genutzt, um die Einwirkungs¬ 
zeiten der Belastungen zu vermindern? 
Warum werden nicht bezahlte gemein¬ 
same Pausen eingeführt, und warum 


wird nicht dem ständig wachsenden 
Arbeitspensum ein Ende gesetzt? 

Am weitesten ginge eine Verkür¬ 
zung der Arbeitszeit für alle Beschäftig¬ 
ten. Aber auch die am Gewerkschafts¬ 
tag vereinzelt geforderte Arbeitszeit¬ 
verkürzung für ältere Beschäftigte oder 
eine zusätzliche Urlaubswoche würden 
Belastungen schmälern. 

Drittens: Job-Rotation allein ist nur 
eine minimale Verbesserung der Ar¬ 
beitssituation, da es nur eine quanti¬ 
tative Ausweitung des Aufgabenberei¬ 


ches ist. Arbeitsanreicherung im Sinne 
einer qualitativen Verbesserung mit 
einem ausgeweiteten Entscheidungs¬ 
spielraum, mehr Verantwortung und 
Mitspracherechten (Job-Enlargement 
bzw. -Enrichment) oder teilautonome 
Arbeitsgruppen erhöhen dagegen die 
Arbeitszufriedenheit und Gesundheit 
entscheidend. Zusätzlich erfordern sie 
nach Tarifvertrag eine erhöhte Entloh¬ 
nung. 

Natürlich, das ist alles eine Macht¬ 
frage und mindert den Profit der Un¬ 
ternehmen. Deswegen soll eben nur da, 
wo die erfahrenen Beschäftigten fürs 
Unternehmen unverzichtbar sind, ihre 
Arbeitssituation verbessert werden. 
Christian Iwanowski, IGM-Verhand¬ 
lungsführer NRW in der aktuellen Ta¬ 
rifauseinandersetzung der holz- und 


kunststoffverarbeitenden Industrie, 
entlarvt die „scheinheilige Diskussi¬ 
on über altersgerechte Arbeitsplätze 
... Die Arbeitgeber lehnen Altersteil¬ 
zeit ab - und haben deshalb das The¬ 
ma altersgerechtes Arbeiten wieder¬ 
entdeckt.“ 

Die IGM-Kampagne „Gute Ar¬ 
beit - gut in Rente“ zeigt: „Wenn Be¬ 
triebsräte, Vertrauensleute und Be¬ 
schäftigte gemeinsam anpacken, dann 
können wir greifbare Verbesserungen 
erreichen“, sagt Urban. Gute Arbeit 


sei machbar. Das zeigten Beispiele von 
Unternehmen. Sie helfen gegen dieje¬ 
nigen im Betrieb, die sagen: Das geht 
nicht, dafür ist kein Geld da usw. 

Aber Argumente und Beispiele 
reichen eben nicht aus. Immer ist der 
Druck von unten notwendig, um aus al¬ 
tersgerechten Arbeitsplätzen gute Ar¬ 
beitsplätze für alle zu machen. Wenn 
wir die wirtschaftliche Verfügungs¬ 
macht in Frage stellen, die Eigentums¬ 
verhältnisse, die Aneignung des Mehr¬ 
werts, haben wir Chancen, unsere Kol¬ 
leginnen in den Kampf einzubeziehen, 
statt Stellvertreterpolitik zu betreiben. 

Anne Rieger 

Beispiele aus den Unternehmen: 

http://www.gut-in-rente.de/infor- 

miert-sein/unsere-guten-beispiele/ 



Der Kampf um gute Versorgung und Arbeitsbedingungen 

Psychiatrie am Scheideweg. Teil II 


Schon im jetzigen Kliniksystem, in dem 
die meisten Beschäftigten der Psychia¬ 
trie in mittleren oder großen Kranken¬ 
häusern mit Betriebs- bzw. Personal¬ 
räten und zumeist einem Tarifvertrag 
arbeiten, sind die Arbeitsbedingungen 
katastrophal. Im Februar 2015 veröf¬ 
fentlichte der Landesbezirk NRW der 
Vereinten Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft (ver.di) die Ergebnisse einer 
Befragung zur Belastungssituation der 
Beschäftigten in Psychiatrischen Klini¬ 
ken in NRW („Belastungsbarometer 
Psychiatrie“). Insgesamt nahmen 1000 
Beschäftigte aus 26 Kliniken daran teil, 
die zu den beiden Landschaftsver¬ 
bänden Westfalen-Lippe (LWL) und 
Rheinland (LVR) gehören. Insbeson¬ 
dere haben sich Pflegekräfte beteiligt. 

So sind lediglich 27 Prozent der Be¬ 
fragten der Auffassung, „gute Arbeit 
am Patienten“ leisten zu können. 73 
Prozent haben ein Problem mit der Ar¬ 
beitsdichte. Nur 26 Prozent geben an, 
„Angehörigengespräche“ durchführen 
zu können. Ausreichende professionel¬ 
le Entscheidungsspielräume sehen le¬ 
diglich 44 Prozent der Befragten. 

Auch die reine Arbeitsorganisation 
belastet die Beschäftigten: 56 Prozent 
geben an, keine verlässlichen Dienst¬ 
pläne zu haben, und immerhin noch 


47 Prozent empfinden die Anzahl der 
Überstunden als belastend. „Verba¬ 
le Patientenübergriffe“ werden für 56 
Prozent und körperliche „Patienten¬ 
übergriffe“ für 48 Prozent der Befrag¬ 
ten zu einem Problem. 

Der Handlungsbedarf wurde al¬ 
lenthalben erkannt. Die Bundesregie¬ 
rung brachte - als ihre Art der Pro¬ 
blemlösung - das Auslaufen lassen 


Die Antwort der 
Bundesregierung: PEPPl 
Die Antwort der Fachwelt 
und Beschäftigten: PEPP 
stoppen! 


der Psychiatrie-Personalverordnung 
(Psych-PV) sowie die Finanzierung 
über Fallpauschalen auf den Weg. 

Diese als DRGs (Diagnosis Rela¬ 
ted Groups) bekannten Fallpauscha¬ 
len nannten sich für die Psychiatrie 
PEPP (Pauschalierendes Entgeltsys¬ 
tem Psychiatrie und Psychsomatik) 
und sollten die Fehlsteuerungen aus 
den somatischen Krankenhäusern auf 
die psychiatrische Versorgung über¬ 
tragen. Wäre dieser Plan so umgesetzt 
worden, wären die Personalmindest¬ 
grenzen aufgegeben und analog zum 


DRG-System ökonomische Fehlanrei¬ 
ze in den Pauschalen eingebaut wor¬ 
den. Die Konsequenz wäre gewesen, 
dass es für Krankenhausträger immer 
wichtiger würde, Patientinnen nach 
den Pauschalen aufzunehmen, zu be¬ 
handeln und zu entlassen, und nicht 
nach medizinischer und therapeuti¬ 
scher Notwendigkeit. 

Deshalb kämpft die Gewerkschaft 
ver.di mit dem Bündnis „PEPP stop¬ 
pen - Für eine humane Psychiatrie“ 
gegen die Einführung von PEPP und 
für einen Erhalt und die Anpassung 
der Psych-PV auf die aktuellen Perso- 
nalbedarfe. 

Der erste Erfolg dieser kontinu¬ 
ierlichen Arbeit war der am 8. Januar 
2016 von der Bundestagsfraktion des 
SPD getroffene Beschluss „PEPP muss 
endgültig weg“, der Bewegung in die 
parlamentarische Arbeit gebracht hat. 
Im Januar und Februar fanden weite¬ 
re örtliche Aktionen gegen PEPP und 
Besuche von Beschäftigten in der Psy¬ 
chiatrie bei den Bundestagsabgeordne¬ 
ten in ihren Bürgersprechstunden statt 
mit dem Ziel, ihnen die katastrophalen 
Auswirkungen von PEPP aus der Pra¬ 
xis zu berichten. 

All dies führte dazu, dass am 18. Fe¬ 
bruar 2016 ein sogenannter struktu¬ 


rierter Dialog des Bundesgesundheits¬ 
ministers mit den Fachgesellschaften 
und Beschäftigtenvertretern stattge¬ 
funden hat, auf dem Bundesgesund¬ 
heitsminister Hermann Gröhe zurück¬ 
rudern musste und neue „Eckpunkte 
zur Weiterentwicklung des Psych-Ent- 
geltsystems“ vorgelegt hat. Diese ori¬ 
entieren sich am Finanzierungsentwurf 
der Fachgesellschaften und schwenken 
um von einem Pauschalsystem zu ei¬ 
nem Budgetsystem, was vor Ort ver¬ 
handelt wird und stärker die individu¬ 
ellen Bedürfnisse und Rahmenbedin¬ 
gungen abbilden kann. Zudem wird 
der Gemeinsame Bundesausschuss, 
ein Organ, in dem die Krankenhäuser, 
Krankenkassen und Berufsverbände 
sitzen, beauftragt, verbindliche Min¬ 
destvorgaben für die personelle Aus¬ 
stattung der stationären Einrichtungen 
zu erarbeiten. 

Das Umschwenken des Bundes¬ 
ministeriums für Gesundheit mit die¬ 
sem Eckpunktepapier ist ein deutli¬ 
cher Erfolg der PEPP-Gegner und 
von ver.di. Es zeigt, dass es sich lohnt, 
in breiten Bündnissen immer dann zu 
mobilisieren, wenn die Bundesregie¬ 
rung noch mehr Markt in die Daseins¬ 
fürsorge bringen will. Im vorgelegten 
Eckpunktepapier sind zudem so viele 


Kinderarmut in D 

Kinder sind in Deutschland nach wie 
vor besonders von Armut betroffen: 19 
Prozent aller Mädchen und Jungen unter 
18 Jahren leben in einem einkommens¬ 
armen Haushalt. Der Anteil der armen 
Kinder bleibt damit seit 1996 auf hohem 
Niveau. Die Zahlen stammen aus einer 
aktuellen Studie der gewerkschaftsna¬ 
hen Hans-Böckler-Stiftung (HBS). 

Demnach sind die regionalen Unter¬ 
schiede groß: Am höchsten ist die Kin¬ 
derarmut in Bremen (33,1 Prozent), ge¬ 
folgt von Sachsen-Anhalt (28,7 Prozent) 
und Leipzig (27,0 Prozent). Die niedrigs¬ 
te Kinderarmut weisen die Regierungs¬ 
bezirke Oberbayern (9,1 Prozent), Ober¬ 
pfalz (9,6 Prozent) und Tübingen (10,5 
Prozent) auf. 

Generell zeigt sich, dass Kinderarmut 
im Osten (24,6 Prozent) weiterhin ver¬ 
breiteter ist als im Westen (17,8 Prozent). 
Die Unterschiede lassen sich laut Studie 
in der Hauptsache auf die Arbeitsmarkt¬ 
lage, aber auch auf die Zusammenset¬ 
zung der Haushalte zurückführen. 

Die HBS-Studie nennt auch Zahlen 
zu asylsuchenden Kindern. So müssten 
beispielsweise Familien mit Kindern, die 
aus zentralen Herkunftsgebieten der ge¬ 
genwärtigen Flüchtlingswelle eingewan¬ 
dert sind, ein deutlich erhöhtes Armuts¬ 
risiko tragen. 

So heißt es in den Erläuterungen zur 
Studie: „Die Ursachen dieser Unter¬ 
schiede sind vor allem im Arbeitsmarkt 
zu suchen. In der Gesamtbevölkerung 
war die Arbeitslosenquote 2014 mit nur 
5,0 Prozent niedriger und die Beschäfti¬ 
gungsquote mit 75,4 Prozent höher als 
unter den hier betrachteten Einwande¬ 
rergruppen. Unter den eingewanderten 
Afrikanern ist die Arbeitslosenquote mit 

14.3 Prozent fast dreimal so hoch wie im 
Bevölkerungsdurchschnitt, während die 
Beschäftigungsquote nur 56,2 Prozent 
beträgt. Die entsprechenden Werte für 
eingewanderte Serben liegen bei 9,7 bzw. 

62.4 Prozent. Zudem liegt der Anteil der 
ausschließlich geringfügig Beschäftigten 
unter den Einwanderern aus diesen Her¬ 
kunftsgebieten über dem Bevölkerungs¬ 
durchschnitt, so dass das erzielbare Ein¬ 
kommen eines substantiellen Teils der 
Beschäftigung von vornherein eng be¬ 
grenzt ist.“ 

Die hohe Zahl der Flüchtlingskinder 
unter den Asylsuchenden wirke sich je¬ 
doch nicht unmittelbar auf die (gemes¬ 
senen) Kinderarmutsquoten aus, da die 
Flüchtlinge erst im Laufe des Jahres ein¬ 
getroffen seien. Außerdem sei zu berück¬ 
sichtigen, dass ein Teil der Asylbewerbe¬ 
rinnen und Asylbewerber in Aufnahme¬ 
lagern und Gemeinschaftsunterkünften 
lebt, die Armutsstatistik aber nur Privat¬ 
haushalte erfasse. 

Quelle: WSI Verteilungsmonitor 


schwammige Formulierungen, dass es 
weiterer Auseinandersetzungen bedür¬ 
fen wird, um perspektivisch wirklich zu 
einer Gesetzgebung zu kommen, die 
die psychiatrische Versorgung an den 
Bedarfen der Patientinnen und Patien¬ 
ten ausrichtet und zeitgleich gute Ar¬ 
beitsbedingungen für die Beschäftig¬ 
ten sicherstellt. 

Unabhängig davon, wie der kon¬ 
krete Kampf um die Finanzierung 
ausgeht, wird die zentrale Herausfor¬ 
derung der Beschäftigten und ihrer 
Gewerkschaft in den nächsten Jahren 
sein, die zunehmende Ambulantisie- 
rung und wahrscheinlich Verkleine¬ 
rung und Aufspaltung der Betriebe in 
der Psychiatrie zu begleiten und für 
gute Arbeitsbedingungen und Tarif¬ 
verträge zu kämpfen sowie wirkungs¬ 
volle Betriebs- und Personalratsarbeit 
in den neuen Strukturen sicherzustel¬ 
len. 

Die Beschäftigten und die Pati¬ 
entinnen haben das verdient, genau¬ 
so, wie sie es verdient haben, das wir 
Kommunistinnen aufzeigen, das in ei¬ 
nem anderen System gute Versorgung 
und gute Arbeitsbedingungen für Pa¬ 
tientinnen in allen Bereichen des Ge¬ 
sundheitssystems möglich sind. 

Jan von Hagen 
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Innenpolitik 
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CDU-Wahlkämpferin macht Druck... 


und einen kleinen Rückzieher 



24. Oktober 2015: Wartende Flüchtlinge nachts auf der Innbrücke zwischen Braunau (Österreich) und Simbach (Deutsch¬ 
land) 


Veranstaltungen zum 
Internationalen Frauentag 


Der Frauenarbeitskreis Essen präsentiert die 
Revue: „Lustig ist das Zigeunerleben?“ (sie¬ 
he auch das Interview in dieser Ausgabe der 
UZ, Seite 9) Zeche Carl, Essen, Wilhelm-Nies- 
wandt-Allee 100. Eintritt 5,00 Euro, ermäßigt 
3,00 Euro, 16.00 Uhr. 


BREMEN, 6. 3. 


Frauen im Widerstand gegen Krieg und 
Rechtsentwicklung, Veranstaltung der DKP 
mit Nina Hager, Chefredakteurin von „Unse¬ 
re Zeit“ (UZ). Kulturprogramm mit der Bre¬ 
mer Musikerin Aline Bartheleny, dem Bremer 
Musikvertrieb „Jump Up“, sowie mit einem 
Bücher- und einem Kuba-Solidaritäts-Ba- 
sarstand. Nachbarschaftshaus „Helene-Kai¬ 
sen“ , Bremen-Gröpelingen, Beim Ohlenhof 
10, 15.00 Uhr. Eintritt 5,00 Euro, ermäßigt 
3,00 Euro incl. Kaffee und Kuchen. 


HAMBURG, 6.3. 


„Dort kämpfen wo das Leben ist“, Politische 
Kulturveranstaltung der DKP Hamburg. Mag- 
da-Thürey-Zentrum, Lindenallee 72, Eimsbüt¬ 
tel (U-Christuskirche), 15.00 Uhr. 


BERLIN, 8.3. 


„Aber wann wird es besser werden?“ Konzert 
zum Internationalen Frauentag mit dem Hans- 
Beimler-Chor. Haus der Demokratie, Greifs- 
walder Straße 4,19.00 Uhr. 


OFFENBACH, 11.3 


Texte und Lieder zu Frauen, Frieden und Ar¬ 
beiterbewegung mit der Sängerin Susanne 
Kiebisch, Veranstaltung der DKP Offenbach. 
Gaststätte Wiener Hof (Saal), Offenbach-Bie¬ 
ber, Langener Straße 23,19.30 Uhr. Eintritt 
8,00 Euro, ermäßigt 5,00 Euro. 


DORTMUND, 12.3. 


„Lustig ist das Zigeunerleben?“, Revue des 
DKP-Frauenarbeitskreises zum Frauentag. 
Veranstaltung der DKP. Bezent, Münsterstra¬ 
ße 59 Samstag, 16.00 Uhr. 


STUTTGART, 12.3. 


(Nicht nur) Frauen fordern: „Nieder mit dem 
Krieg“. Referat von Dagmar Henn, Lieder ge¬ 
gen den Krieg mit Marianne Hangstörfer. Ver¬ 
anstaltung von DKP und SDAJ Baden-Würt¬ 
temberg und Waldheim Gaisburg. Neue Obere 
Halde 1,14.00 Uhr. 


J ulia Klöckner, die stellvertretende 
CDU-Bundesvorsitzende, Vorsit¬ 
zende und Spitzenkandidatin der 
CDU in Rheinland-Pfalz, möchte die 
Landtags wählen am 13. März gewinnen 
und Ministerpräsidentin des Landes 
werden. Auf ihrer Seite (nah-klar-cdu. 
de) wirbt die Frau, die offenbar ganz 
nach oben will und in ihrer Partei von 
einer Reihe von Mitgliedern bereits als 
Hoffnungsträgerin angesehen wird, mit 
ihren Standpunkten: „Gesunder Men¬ 
schenverstand und Pragmatismus, Zu¬ 
trauen in das Wissen, die Urteilskraft 
und das Können der Bürger - das lei¬ 
tet mich. Eigenverantwortung, aber 
auch die Hand, die einen hält, wenn 
man sie braucht - das ist mir wichtig. 
Mir kommt es darauf an, Probleme un¬ 
ideologisch und pragmatisch zu lösen, 
Konzepte für die Zukunft zu haben, das 
Land voran zu bringen.“ 


Anfang September war sie noch 
voll auf der Linie von Bundeskanz¬ 
lerin Angela Merkel und ihres „Wir 
schaffen das!“, nachzulesen unter an¬ 
derem in Klöckners im Oktober 2015 
erschienenen Buch „Zutrauen! Ideen 
statt Ideologien - Was mir in der Poli¬ 
tik wichtig ist“. 

Auf die Frage „Die Lage spitzt sich 
dramatisch zu. Müssen wir nicht viel 
mehr Menschen aufnehmen?“ antwor¬ 
tete Klöckner damals: „Es hat schon 
immer Flüchtlinge gegeben, es wird 
auch weiterhin Flüchtlinge geben. Den¬ 
ken Sie nur an die vielen Menschen, die 
in den Neunzigerjahren zu uns kamen. 
Viele sind geblieben und integriert, ge¬ 
hen Berufen nach, sind eine Bereiche¬ 
rung für unsere Gesellschaft. Warum 
soll das nicht bei dieser neuen Flücht¬ 
lingsbewegung wieder geschehen? Kei¬ 
ner sagt, dass das leicht ist, aber wie 


meinte die Kanzlerin? Wir schaffen 
das!“ (zitiert nach: „Frankfurter Allge¬ 
meine“, 22.2.2016) 

Ende Januar schlug Klöckner be¬ 
kanntlich dann aber einen, die Politik 
Merkels in der Flüchtlingsfrage angeb¬ 
lich „ergänzenden“, „Plan A 2“ zur Lö¬ 
sung der Flüchtlingskrise vor - schein¬ 
bar noch in Abgrenzung zu Seehofer, 
der CSU und zu Teilen der CDU, die 
drastischere Schritte und Grenzschlie¬ 
ßungen forderten. Schon da setzte sie 
auf Grenzzentren, Hotspots (die ste¬ 
hen schon im das Asylrecht weiter ver¬ 
schärfenden „Asylpaket II“) sowie ta¬ 
gesaktuelle Kontingente. 

Doch mit den steigenden Um¬ 
fragewerten der AfD auch in Rhein¬ 
land-Pfalz im Land steigt bei ihr wohl 
die Sorge, dass das Wahlergebnis am 
13. März nun doch nicht so üppig aus- 
fallen wird, wie erhofft. Der neu an¬ 


gesetzte europäische Gipfel zu den 
Flüchtlingen mit der Türkei liegt zu¬ 
dem recht ungünstig. Er soll bekannt¬ 
lich am 6. März stattfinden. 

Da war wohl Aktion angesagt: Am 
vergangenen Sonntag forderten Julia 
Klöckner und Guido Wolf, Spitzenkan¬ 
didat der CDU in Baden-Württemberg, 
bekanntlich in einer gemeinsamen Er¬ 
klärung, nationale Maßnahmen - ta¬ 
gesaktuelle Flüchtlingskontingente 
nach dem Beispiel Österreichs, die 
weder mit der Europäischen Men¬ 
schenrechtskonvention noch mit der 
Genfer Konvention oder Artikel 18 
der EU-Grundrechtecharta vereinbar 
sind, sowie Grenzzentren. Damit will 
man offenbar bei jenen Wählerinnen 
und Wählern zu punkten, die Merkels 
Kurs ablehnen. „Ohne Asylgrund oder 
Schutzstatus sollte niemand mehr nach 
Deutschland einreisen dürfen“, heißt 
es unter anderem in der Erklärung der 
beiden CDU-Politiker. All diese Schrit¬ 
te könnten „ohne Verzögerung natio¬ 
nal“ angegangen werden. Der CDU- 
Ministerpräsident von Sachsen-Anhalt, 
Haselhof, teilt zwar die Meinung sei¬ 
ner Kollegen, zog es aber vor, die Er¬ 
klärung nicht zu unterschreiben. 

Eine Reduzierung der Flüchtlings¬ 
zahlen bedeute, so Klöckner und Wolf 
sowohl „Herz und Härte, schwierige 
Entscheidungen und auch Leid. Zu zö¬ 
gern, nicht zu handeln, wird letztlich je¬ 
doch noch mehr Schaden und Schmerz 
verursachen“. 

Das war denn dann auch einigen 
CDU-Größen zuviel: Peter Altmaier, 
Flüchtlingskoordinator der Bundesre¬ 
gierung, und der Unionsfraktionschef 
Volker Kauder waren über den Vorstoß 
empört. Denn damit verstärken Klöck¬ 
ner und Wolf in der Öffentlichkeit das 
Bild einer in der Flüchtlingsfrage heil¬ 
los zerstrittenen Partei. 

Doch die CDU-LandesVorsitzende und 
stellvertretende Bundesvorsitzende er¬ 
wies sich als sehr flexibel. Als am Mon¬ 
tag die Bundeskanzlerin nach Landau 
in Rheinland-Pfalz kam, war sie wieder 
„Merkels Freundin“. Und Merkel ging 
auf die Differenzen nicht ein ... 

nh 


Ostermarsch 

Fluchtursachen erkennen - Verantwortliche 
benennen - Kriegsursachen beseitigen! 

Rüstungsexporte stoppen, Atomwaffen ächten, zivile Lösungen schaffen! - 
Aufruf für den Ostermarsch Rhein Ruhr 2016 


Milliardenschwere Steuerge¬ 
schenke für Atomkonzerne 

„Die lange Lügengeschichte der Atom¬ 
energie bekommt einen weiteren Höhe¬ 
punkt und die Atomkonzerne ein mil¬ 
liardenschweres Steuergeschenk, das 
man nur als illegale Subventionierung 
bezeichnen kann“, erklärte Hubertus 
Zdebel, Sprecher für Atomausstieg der 
Fraktion „Die Linke“, in einer Presse¬ 
mitteilung vom 22. Februar mit Blick 
auf aktuelle Meldungen, denen zufolge 
die Atomkonzerne nicht mehr in vol¬ 
lem Umfang für die Kosten der Lage¬ 
rung des von ihnen erzeugten Atom¬ 
mülls haften sollen. Zdebel weiter: 

„Jahrzehntelang haben sich die 
Atomkonzerne dumm und dusslig ver¬ 
dient, jetzt beklagt eine Kommission 
von SPD, CDU und Grünen und eine 
schwarz-rote Bundesregierung eine 
,Überforderung der Betreiber 4 . Wirt¬ 
schaftsminister Gabriel ebenso wie 
Kanzlerin Merkel und der damalige 
Umweltminister Trittin wussten schon 
Anfang der 2000er Jahre, dass die bis¬ 
herigen Regelungen über die Atom¬ 
rückstellungen nicht krisensicher wa¬ 
ren und erheblicher Handlungsbedarf 
bestand. Doch alle Bundesregierungen 
verschlossen die Augen davor und woll¬ 
ten sich mit der mächtigen Atomindus¬ 
trie nicht anlegen. 

Der jetzt angestrebte Schuldener¬ 
lass für die Atomkonzerne ist ein un¬ 
glaubliches Beispiel von Verantwor¬ 
tungslosigkeit der Bundesregierung ge¬ 
genüber den Bürgerinnen und Bürgern. 
Ich bleibe dabei: Die Konzerne müssen 
zahlen. So wie es seit Jahrzehnten ge¬ 
setzlich vorgeschrieben ist.“ 

Proteste gegen das Steuergeschenk 
auf Kosten der Steuerzahlerlnnen gibt 
es auch von Umweltverbänden und An- 
ti-Kernkraft-B e wegungen. 


Hunderttausende von Menschen su¬ 
chen gegenwärtig in unserem Land Zu¬ 
flucht, weil ihre Heimatländer durch 
Kriege und Terror unbewohnbar ge¬ 
worden sind. Die Regierungspolitiker 
Deutschlands und anderer EU-Staaten 
beantworten diese katastrophale Ent¬ 
wicklung bisher nur damit, dass sie um 
„Flüchtlingsquoten“ feilschen. Sie wol¬ 
len Flüchtlinge mit Gesetzesverschär¬ 
fungen abschrecken. Generell soll eine 
Atmosphäre feindseliger Abschottung 
geschaffen werden, die selbst vor Auf¬ 
fanglagern, Grenzzäunen und Mauer¬ 
bau nicht Halt macht. Es wird von einer 
„Flüchtlingskrise“ gesprochen, als wä¬ 
ren die Flüchtlinge schuld an den Ver¬ 
hältnissen, vor denen sie fliehen. Die 
wahren Fluchtursachen sind die fortge¬ 
setzten Kriege in Somalia, Afghanistan, 
Irak, Libyen, Syrien; die Diktaturen z. B. 
in Eritrea. 

Für die Fluchtursachen ist beson¬ 
ders Deutschland mitverantwortlich. 
Am deutlichsten wird das bei den un¬ 
verminderten deutschen Rüstungsex¬ 
porten für Oman, Katar und Saudi-Ara¬ 
bien. Saudi-Arabien und die Türkei un¬ 
terstützen den Islamischen Staat, dessen 
wichtigster Nährboden der fortgesetzte 
Krieg in Syrien ist. Jede Waffe, die aus 
Deutschland geliefert wird, heizt krie¬ 
gerische Auseinandersetzungen in der 
Region weiter an. Die Folgen betreffen 
auch Europa direkt. 


Wir fordern daher als Sofortmaß¬ 
nahmen von der Bundesregierung die 
Zurücknahme aller Genehmigungen 
für Rüstungsexporte in den Nahen und 
Mittleren Osten und von der EU ein 
striktes allgemeines Waffenembargo! 

Wesentliche Fluchtursachen sind 
auch die erbärmlichen, ausbeuteri¬ 
schen Arbeits- und Lebensbedingun¬ 
gen in den Herkunftsländern. Die nati¬ 
onalen Volkswirtschaften wurden weit¬ 
gehend zerstört. Das sind Bedingungen 
für Bürgerkriege und Terror. Die Eu¬ 
ropäische Union, in der Deutschland 
die führende Rolle spielt, hat vor allem 
durch ihre Assoziierungsabkommen 
mit diesen Ländern den wirtschaftli¬ 
chen Niedergang mit herbeigeführt. 
Das Beispiel der Ukraine zeigt die 
machtpolitische Einflussnahme durch 
diese Abkommen besonders deutlich. 
Hier beteiligt sich die EU und nament¬ 
lich Deutschland rücksichtslos auf 
Kosten großer Teile der ukrainischen 
Bevölkerung am Großmachtspiel mit 
den USA und Russland. Das hat einen 
Bürgerkrieg entfacht, der schon mor¬ 
gen zu einem Krieg in ganz Europa 
führen kann. 

Zur Lösung des Ukrainekonflikts 
fordern wir eine vollständige Demili- 
tarisierung aller Konfliktparteien unter 
gemeinsamer Kontrolle der Vereinten 
Nationen und der OSZE! Von der EU 
fordern wir Wirtschaftsabkommen, die 


die wirtschaftliche Souveränität der 
Partnerländer sicherstellen! 

Trotz aller Warnungen vor weiterer 
militärischer Eskalation gießt die Bun¬ 
desregierung Öl ins Feuer, wenn sie die 
Bundeswehr jetzt auch in Syrien ein¬ 
setzt. Wie bereits Afghanistan bewiesen 
hat, bremst das terroristische Aktivitä¬ 
ten nicht, sondern vergrößert nur das 
Blutvergießen. Terror lässt sich nicht 
durch Krieg beenden. 

Wir fordern von der Bundesregie¬ 
rung Verhandlungen und andere zivi¬ 
le Konfliktlösungen sowie die Been¬ 
digung aller Bundeswehreinsätze im 
Ausland! 

In den Herkunftsländern der 
Flüchtlinge werden hunderttausend¬ 
fach Lebensbedingungen und Leben 
vernichtet. Die jetzigen Zerstörungen 
würden durch den Einsatz von Atom¬ 
waffen über alle Vorstellungen hinaus 
übertroffen. Jetzt, wo die Welt sprich¬ 
wörtlich an allen Ecken und Enden 
brennt, wollen die USA unter dem 
Vorwand der Modernisierung in Eu¬ 
ropa neue Atomwaffen stationieren. 
Seit 2010 fordert ein Bundestagsbe¬ 
schluss, sämtliche US-Atomwaffen aus 
Deutschland abzuziehen. Dennoch ver¬ 
hält sich die Bundesregierung bis heute 
verantwortungslos und gibt ihre nuk¬ 
leare Teilhabe nicht auf - obwohl der 
Einsatz von Atomwaffen das Ende die¬ 
ser Welt bedeuten kann. 


Wir fordern von der Bundesregie¬ 
rung, gemäß dem Beschluss des Deut¬ 
schen Bundestages vom März 2010 
den Abzug aller US-Atomwaffen aus 
Deutschland zu veranlassen. Die Bun¬ 
desregierung muss unverzüglich den 
Verzicht Deutschlands an der „nuklea¬ 
ren Teilhabe“ im Rahmen ihrer NATO- 
Mitgliedschaft erklären. Zudem muss 
gerade in NRW die Weiterverbreitung 
von Nuklearwaffentechnik verhindert 
und die Urananreicherungsanlage in 
Gronau sofort stillgelegt werden. 

Als Ostermarsch Rhein Ruhr erklä¬ 
ren wir: Krieg beginnt bei uns, beginnt 
auch in NRW. Er beginnt in der NA- 
TO-Kommandozentrale in Kalkar, in 
Rüstungsbetrieben wie Rheinmetall in 
Düsseldorf, in der Urananreicherungs¬ 
anlage in Gronau oder in Schulen und 
Universitäten, in denen die Bundeswehr 
Nachwuchs wirbt. 

Stoppen wir den Krieg hier bei uns, 
in Kalkar, Düsseldorf, Gronau und an¬ 
derswo! Wir fordern den Umbau der 
Rüstungsproduktion in eine zivile Wirt¬ 
schaft. 

Deutschland, das in seiner Ge¬ 
schichte viel zu oft und viel zu lange 
Kriegsmacht war, muss zu einer Frie¬ 
densmacht werden - ohne Rüstungs¬ 
produkte, ohne Bundeswehr, aber mit 
dem Willen, aus dem menschenverach¬ 
tenden Kreislauf von Herrschaft, Ras¬ 
sismus und Krieg auszubrechen. 


















m unsere zeit _Innenpolitik 

Das Tal der Brandstifter 

Sachsen: Staatliches Förderkartell für rechte Gewalt 


V on Woche zu Woche erreicht die 
maßgeblich gegen Flüchtlinge, 
ihre Unterkünfte, aber auch ihre 
Unterstützer gerichtete rechte Gewalt 
neuerliche Höhepunkte. Vor allem 
der Freistaat Sachsen gilt mittlerweile 
nicht nur als - im wahrsten Sinne des 
Wortes - Brandherd, sondern auch als 
das deutsche Bundesland mit der aus¬ 
geprägtesten rassistischen Grundstim¬ 
mung in der Bevölkerung. Verwun¬ 
dern kann dies keineswegs: Sind zwei 
Legislaturperioden NPD-Propaganda 
im dortigen Landtag, das kontinuier¬ 
liche „Pegida“-Gehetze von mehre¬ 
ren tausend Personen, aber auch die 
dauerhafte und führende Beteiligung 
der als besonders rechts geltenden 
sächsischen CDU an der Landesregie¬ 
rung seit der Annexion der DDR nicht 
spurlos an der Bevölkerung vorbeige¬ 
gangen. Von einem Kartell aus Rechts¬ 
konservativen, Nationalisten und offe¬ 
nen Faschisten wurde das einstige „Tal 
der Ahnungslosen“ zu einem Tal der 
Brandstifter, Hetzer und Menschen¬ 
feinde transformiert. Kommunale 
Verwaltung, Polizei und Justiz wurden 
kurz nach der sogenannten Wende mit 
dem westdeutschen Personal besetzt, 
welches aufgrund mangelnder Quali¬ 
fikation und charakterlicher Eignung 
im Westen der Republik nichts werden 
konnte. Das wirkt bis heute nach. 

Noch immer diskutiert die Öffent¬ 
lichkeit die jüngsten rassistischen Ex¬ 
zesse, die sich Ende der vergangenen 
Woche, diesmal im sächsischen Claus¬ 
nitz, Bahn brachen. Nachdem ein auf¬ 
gebrachter rassistischer Mob dort am 
vergangenen Donnerstagabend den 
Einzug von rund 20 Flüchtlingen - 
darunter viele Frauen, Kinder und Ju¬ 
gendliche - in eine Unterkunft mittels 
einer Blockade zu verhindern versuch¬ 
te, gilt der kleine Ort als neues Syno¬ 
nym für sächsischen Rassismus. 

Das genaue Beiwerk des kleinbür¬ 
gerlichen Volkszorns ist unterdessen 
durchweg geeignet, jedem denkenden 
Menschen die Sprache zu verschla¬ 
gen. Zu den Fakten: Das Heim, in dem 
die Flüchtlinge untergebracht werden 
sollten, wurde von einem AfD-Anhän- 
ger geführt, der erst nach den rechten 
Exzessen versetzt wurde. Die rassisti¬ 
schen Proteste organisierte offenbar 
der Bruder des nunmehr einstigen 
Heimleiters. Die eingesetzte Polizei - 
so zeigen es im Internet veröffentlich¬ 
te Videosequenzen - ging mit brutaler 
Gewalt gegen einen äußerst verängs¬ 
tigten jugendlichen Flüchtling vor, um 


diesen aus dem Bus in die Flüchtlings¬ 
unterkunft zu bugsieren. Im Nachgang 
zu diesen erschreckenden Szenen er¬ 
klärte der zuständige Chemnitzer Poli¬ 
zeipräsident Uwe Reißmann auf einer 
Pressekonferenz, dass den Polizisten 
vor Ort kein Fehlverhalten vorzuwer¬ 
fen sei. Explizit verteidigte er auch die 
gegen den jungen Flüchtling, der den 
Bus nicht verlassen wollte, gerichte¬ 
te Polizeigewalt. „Es war zum Schutz 
des Kindes, weil wir davon ausgegan¬ 


gen sind, dass das Gebäude wesentlich 
sicherer ist“, so Reißmanns zynischer 
Kommentar, der mehr an die Schutz¬ 
haft der Nazis und weniger an einen 
demokratischen Rechtsstaat erinnert. 
„Was wir sicherlich ausweiten werden, 
sind Ermittlungen gegen den ein oder 
anderen Insassen des Busses“, kündig¬ 
te der Staatsdiener außerdem an und 
machte flugs aus den Opfern der ras¬ 
sistischen Pogrome Täter. Politische 
Schützenhilfe bekamen die Beam¬ 
ten außerdem erwartungsgemäß vom 
Bundesvorsitzenden der Deutschen 
Polizeigewerkschaft (DPolG), Rainer 
Wendt, der ansonsten als gern gesehe¬ 
ner Gesprächspartner der Rechtsau¬ 
ßenpostille Junge Freiheit gilt und trotz 
der veröffentlichten Videoaufnahmen 
vor einer „Vorverurteilung“ der Be¬ 


amten warnte. Auch der aus Sachsen 
stammende Bundesinnenminister Tho¬ 
mas de Maiziere (CDU) sprang nicht 
etwa den verängstigten und traumati- 
sierten Flüchtlingen, sondern den Be¬ 
amten umgehend schützend zur Seite. 

Mit unverhohlener Freude sa¬ 
hen derweil am vergangenen Sams¬ 
tagabend etwa 30 teils alkoholisierte 
Schaulustige bei einem Feuer in ei¬ 
ner geplanten Flüchtlingsunterkunft 
im sächsischen Bautzen zu und be¬ 


hinderten die Arbeit der Feuerwehr. 
„Clausnitz, Löbau, Bautzen - das sind 
die Orte in Sachsen, die sich in dieser 
Woche einreihen in die lange Liste 
der Orte, in denen Nazis und die so¬ 
genannten besorgten Bürger 4 Hand in 
Hand mit Anschlägen gegen Flücht¬ 
lingsunterkünfte für eine menschen¬ 
feindliche Stimmung sorgen. Bis zur 
letzten Nacht war Clausnitz dabei der 
nächste traurige Höhepunkt, kombi¬ 
niert mit einer skandalösen Polizei¬ 
arbeit und einer nachträglichen Tä¬ 
ter-Opfer-Umkehr“, kritisierte Silvio 
Lang, Sprecher für antifaschistische 
Politik im Landesvorstand der sächsi¬ 
schen Linkspartei. Jedoch habe Baut¬ 
zen noch einen draufgesetzt: „Mit ei¬ 
nem Brand im Husarenhof und klat¬ 
schenden Menschen, die mit Alkohol 


in der Hand und ihren Kindern im 
Schlepptau, die Szenerie gefährlich 
nach 1991 und Hoyerswerda oder Ros- 
tock-Lichtenhagen aussehen lassen.“ 
Die sächsische Linksfraktion im 
Landtag kündigte unterdessen an, im 
Landtag thematisieren zu wollen, war¬ 
um der rechte Mob in Clausnitz über¬ 
haupt den Einzug der Schutzsuchenden 
über eineinhalb Stunden habe blockie¬ 
ren können. Auch das offensichtliche 
Fehlverhalten der Polizei wollen die 


demokratischen Sozialisten thema¬ 
tisiert wissen. „Langsam beginne ich 
an eine selbstverordnete, rechtsäugige 
Blindheit von Teilen der sächsischen 
Polizei und vor allem ihres Dienstherrn 
zu glauben“, konstatierte Linksfrakti¬ 
onschef Rico Gebhardt im Nachgang 
an die rassistischen Attacken. Nicht 
zuletzt aus der Pressekonferenz des 
Chemnitzer Polizeipräsidenten Uwe 
Reißmann ergäben sich Fragen, die 
nunmehr „dringend geklärt werden“ 
müssten. Warum werde beispielswei¬ 
se nicht von Amts wegen gegen die 
„Demonstranten“ vor der Flüchtlings¬ 
unterkunft und dem Bus wegen des 
Verdachts des gefährlichen Eingriffs 
in den Straßenverkehr, des Landfrie¬ 
densbruchs, der Beleidigung, der Nö¬ 
tigung, der Volksverhetzung oder des 
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Widerstands gegen Vollstreckungsbe¬ 
amte ermittelt, fragte sich Gebhardt. 

„Ich fordere Sachsens CDU-Spitze 
auf, mit dem verbalen Zündeln sofort 
aufzuhören. Die klare unmissverständ¬ 
liche Botschaft der Landespolitik muss 
sein: Mit allen Menschen, die zu uns 
kommen, wird menschenwürdig umge¬ 
gangen. Verstöße gegen Grundregeln 
des zivilisierten Umgangs werden nicht 
geduldet, sondern verfolgt und verur¬ 
teilt“, so der Linkspartei-Politiker. 


Im Nachgang zu den neuerlichen 
Gewaltexzessen mehrten sich - wie 
mittlerweile regelmäßig üblich - die 
selbsternannten Experten, welche 
die seit nunmehr über 25 Jahren nicht 
mehr existente sozialistische DDR für 
die rassistische Gewalt verantworlich 
machten. Die Frage, warum sich die 
nazistischen Gewalttäter hingegen in 
eine historische Kontinuität mit den 
selbsternannten Bürgerrechtlern stel¬ 
len, die mit ihrem „Wir sind das Volk“- 
Nationalismus die Vorläufer der heu¬ 
tigen Brandstifter waren - und sich 
übrigens bis heute nicht zu ihren „po¬ 
litischen Nachfahren“ geäußert, ge¬ 
schweige denn distanziert haben - wird 
jedoch nirgendwo gestellt. Ein typisch 
deutscher Winter eben. 

Markus Bernhardt 
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WikiLeaks: Neue Details 

Der Lauschangriff der NSA auf Bun¬ 
deskanzlerin Angela Merkel und an¬ 
dere Politiker sowie auf internationa¬ 
le Institutionen scheint noch größere 
Ausmaße zu haben als bislang bekannt. 

Die Enthüllungsplattform WikiLe¬ 
aks veröffentlichte in der Nacht zum 
Dienstag mehrere als geheim einge¬ 
stufte Dokumente, denen zufolge der 
US-Geheimdienst National Security 
Agency (NSA) unter anderem ein Ge¬ 
spräch Merkels mit UN-Generalsekre- 
tär Ban Ki Moon abgehört haben soll. 
Geschildert werden auch Details zu 
einem „spannungsgeladenen“ Treffen 
der CDU-Politikerin mit Frankreichs 
damaligem Präsidenten Nicolas Sar- 
kozy und Italiens Regierungschef Sil¬ 
vio Berlusconi. 

Vergangenes Jahr hatten die „Süd¬ 
deutsche Zeitung“ sowie die Sender 
NDR und WDR unter Berufung auf 
WikiLeaks-Unterlagen berichtet, dass 
die NSA über Jahrzehnte hinweg das 
Kanzleramt ausspioniert habe. Be¬ 
troffen waren demnach auch frühere 
Bundesregierungen. 

Druck erhöht 

Die Opposition im Bundestag erhöht 
in Sachen Aufklärung von Geheim¬ 
diensttätigkeiten den Druck auf die 
Regierungskoalition. 

Im vergangenen Jahr war bekannt 
geworden, dass nicht nur der US-ame¬ 


rikanische Geheimdienst „National 
Security Agency“ (NSA), sondern 
auch der Bundesnachrichtendienst 
(BND) seine europäischen Partner 
ausspioniert. Dazu hatte der BND 
eine Geheimliste mit sogenannten 
Selektoren angelegt, die der Daten¬ 
ausspähung dienen und damit auch 
für die NSA den Datenverkehr über¬ 
wacht. 

In der vergangenen Woche forder¬ 
ten die Vertreter von Linksfraktion 
und Bündnis90/Die Grünen im NSA- 
Untersuchungsauschuss die Bundes¬ 
regierung auf, ihr die für ihre Aufklä¬ 
rungsarbeit notwendigen Unterlagen, 
darunter auch die Selektorenliste, end¬ 
lich zur Verfügung zu stellen. Der Zu¬ 
griff auf die Akten war den Politikern 
bisher mit der Begründung verweigert 
worden, dass dies nicht durch den Un¬ 
tersuchungsauftrag des NSA-Untersu- 
chungsausschuss gedeckt sei. 

„Es ist unsere Aufgabe, unbeque¬ 
me Fragen zu stellen. Wenn die Ko¬ 
alition lieber dem BND gefällig sein 
möchte, dann werden wir diese Fragen 
halt in einem eigenen Untersuchungs¬ 
ausschuss behandeln“, kündigte die 
Linkspartei-Bundestagsabgeordnete 
Martina Renner an. (bern) 

Bundestrojaner 

Das Bundesinnenministerium hat dem 
Budestrojaner, einer Spähsoftware zur 
Überwachung von Computern und 


Smartphones die Freigabe erteilt. Die 
notwendigen Tests seien abgeschlossen. 

Anstieg 

antimuslimischer Straftaten 

Ulla Jelpke, innenpolitische Spreche¬ 
rin der Linksfraktion im Bundestag, 
hat sich für eine „gesonderte Erfas¬ 
sung von antimuslimischen Straftaten“ 
ausgesprochen. Dies sei „ein überfäl¬ 
liger Schritt“, den auch Islamverbän¬ 
de und Kriminologen seit Jahren for¬ 
derten. „Ich begrüße es daher, dass die 
Bundesregierung nun eine entspre¬ 
chende Erweiterung des Themenfeld- 
kataloges zur Definition und Erfas¬ 
sung politisch motivierter Kriminalität 
befürwortet und hoffe auf eine baldige 
Umsetzung durch die Innenminister¬ 
konferenz“, so die Abgeordnete. 

Um die wachsende Islamfeindlich¬ 
keit in Teilen der Bevölkerung zu be¬ 
kämpfen, sei jedoch zunächst ein kla¬ 
res Lagebild über das Ausmaß solcher 
Übergriffe erforderlich. Allein für das 
vierte Quartal 2015 zählte die Bundes¬ 
regierung 24 meist rechtsextrem mo¬ 
tivierte Übergriffe auf Moscheen, die 
von Volksverhetzung bis zu schwerer 
Brandstiftung reichen. 

„Das ist ein massiver Anstieg ge¬ 
genüber den vorangegangenen drei 
Quartalen, in denen insgesamt 48 
Straftaten gegen muslimische Got¬ 
teshäuser gezählt wurden“, so Jelpke 
weiter. 


Neue Vorwürfe gegen 
Sicherheitspersonal 

Systematische sexuelle Belästigung 
bis hin zu Vergewaltigung durch das 
Sicherheitspersonal gebe es in der 
Flüchtlingsunterkunft Westerwald¬ 
straße in Köln. 

Diesen Vorwurf haben dort leben¬ 
de Flüchtlinge in einem offenen Brief 
erhoben. „Wenn das stimmt, muss es 
einen Aufschrei geben, der dem nach 
der Silvesternacht in nichts nachsteht. 
Sexuelle Gewalt an Frauen darf nicht 
hingenommen werden - auch nicht, 
wenn die Täter vermutlich weiße 
Männer und die Opfer Migrantinnen 
sind!“ forderte daraufhin die nord¬ 
rhein-westfälische Linkspartei-Lan¬ 
dessprecherin Özlem Alev Demirel. 

Wer sich über die Vorfälle in der 
Silvesternacht in Köln empört habe 
und zu diesem Skandal schweige, sei 
kein Frauenrechtler oder besorgter 
Bürger, sondern ein Sexist und Ras¬ 
sist“, so Demirel weiter. Schließlich 
sei sexuelle Gewalt an Frauen immer 
und überall zu verurteilen und gehö¬ 
re ausnahmslos bestraft. 

Zugleich kritisierte die Links¬ 
partei-Politikerin die „menschen¬ 
unwürdige Unterbringung 44 der 
Schutzsuchenden und sprach sich 
für die Einrichtung einer unabhän¬ 
gigen Beschwerdestelle für Flücht¬ 
linge aus. 

(bern) 


Einschüchterungsversuch gegen 
Antifaschisten 

Zu gewalttätigen Neonaziaktionen ist es 
am vergangenen Freitagabend in Burg 
(Sachsen-Anhalt) gekommen. Nachdem 
sich in der Kleinstadt etwa 25 Rechte an 
einer „Mahnwache“ gegen angebliche 
linke Gewalt in der Nähe des Wohnhau¬ 
ses eines Antifaschisten beteiligt hatten, 
griffen mehrere Neonazis ein Wohnhaus 
in der Oberstraße an und beschädigten 
dabei das Eingangstor. 

Unter den Teilnehmern der „Mahn¬ 
wache“ und dem darauf folgenden An¬ 
griff sollen sich mehrere Personen, die 
im Internet unter dem Namen „Burg 
gegen Asylmissbrauch“ rassistische 
Hetze verbreiten und bereits zu meh¬ 
reren rechten Aufmärschen in der 
Kreisstadt des Jerichower Landes mo¬ 
bilisiert hatten, befunden haben. „Die 
sogenannte Mahnwache war ein Ein¬ 
schüchterungsversuch. Bei dem Ver¬ 
such blieb es dann nicht, wie der nach¬ 
folgende Angriff zeigt“, kommentierte 
Mia Sommer, Pressesprecherin der An¬ 
tifaschistischen Aktion Burg [AAB], 
die zunehmenden Neonaziaktivitäten. 
Dass es bisher keine Verletzten gab, sei 
hingegen nicht etwa der Polizei zu ver¬ 
danken - sondern einzig und allein dem 
entschlossenen Widerstand lokaler An¬ 
tifaschistinnen und Antifaschisten. Die¬ 
se hätten bisher alle Angriffe abwehren 
können, rechneten jedoch mit weiteren 
Übergriffen. (bern) 
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Krieg gefällig? 

Gegenleistung für Abschottung: Merkel unterstützt türkische Pläne für „Schutzzone“ in Syrien 


Angeblich Russen 

Bei erneuten Kämpfen in der Ostuk¬ 
raine sind ungeachtet der vereinbarten 
Waffenruhe mindestens drei Regime¬ 
gegner getötet worden. Armeesolda¬ 
ten hätten die Aufständischen bei ei¬ 
nem Angriff auf einen Beobachtungs¬ 
punkt getötet, teilte der Donezker 
Sprecher Bassurin mit. Die Armee¬ 
aufklärung in Kiew sprach von „drei 
regulären russischen Soldaten“. Fünf 
weitere Gegner seien verletzt worden, 
hieß es in Kiew. 

Angeblich neutral 

Die EU-Kommission will angeblich da¬ 
rauf verzichten, vor dem Referendum 
in Großbritannien für den Verbleib in 
der EU zu werben. „Die Kommission 
nimmt nicht an der Kampagne teil“, 
sagte Chefsprecher Margaritis Schinas 
am Montag in Brüssel. 

Angeblich Kurden 

Die kurdischen YPG-Milizen in Syrien 
haben die türkischen Anschuldigungen 
zum Anschlag von Ankara als Vorwand 
für einen Einmarsch in Nordsyrien be¬ 
zeichnet. „Das Erste, was sie nach dem 
Anschlag gemacht haben, war, uns we¬ 
gen des Vorfalls zu beschuldigen“, sagte 
YPG-Sprecher Redur Xelil. „Damit er¬ 
finden sie einen Vorwand, um in Rojava 
einzudringen.“ Rojava ist die kurdische 
Bezeichnung für die Gebiete in Nord¬ 
syrien unter YPG-Kontrolle. 

Die Volksverteidigungskräfte YPG 
sind eng mit der PKK verbunden, die 
in der Türkei und den meisten EU-Län¬ 
dern als angebliche „Terrororganisati¬ 
on“ verfolgt wird. Das türkische Militär 
verstärkte seinen Artilleriebeschuss ge¬ 
gen Gebiete in Nordsyrien, die von der 
YPG kontrolliert werden. 

Privatisierung 

Russland will bei der Privatisierung 
großer staatlicher Unternehmensan¬ 
teile 800 Milliarden Rubel (9,423 Mil¬ 
liarden Euro) einnehmen, sagte Wirt¬ 
schaftsminister Uljukajew. In erster 
Linie würden Staatspakete der Öl¬ 
konzerne Rosneft und Baschneft, des 
Diamantenförderers ALROSA, der 
Seereederei Sovcomflot und der VTB 
Bank verkauft. 

Nicht weiter 

Nachdem Mazedonien seine Grenze 
geschlossen hat, spitzt sich die Lage für 
Flüchtlinge in Griechenland zu. In der 
Hafenstadt Piräus kamen am Montag 
rund 4 000 Flüchtlinge mit der Fähre 
von den Ägäis-Inseln an. Viele von ih¬ 
nen mussten mehrere Stunden am Kai 
ausharren. Die Behörden boten ihnen 
an, in ein Lager nahe der Stadt zu ge¬ 
hen. Viele lehnten das jedoch ab, weil 
sie befürchteten, dass die Behörden sie 
dort internieren könnten. 

Trotz schlechten Wetters sind in 
den ersten drei Februarwochen fast 35 
000 Flüchtlinge auf Booten in Grie¬ 
chenland angekommen, seit Jahresbe¬ 
ginn sind fast 95 000 Menschen aus der 
Türkei übergesetzt, teilte das Flücht¬ 
lingshilf s werk der Vereinten Nationen 
mit. 

Geld für Geier 

Argentiniens Regierung ist erneut vor 
„Gläubigern“ früherer Staatsanleihen 
eingeknickt. Nach einer Vereinbarung 
mit einer Gruppe von Sammelklägern 
muss Argentinien den gesamten Nenn¬ 
wert der Staatsanleihen und die Hälf¬ 
te der aufgelaufenen Zinsen bezah¬ 
len. Ähnliche Vereinbarungen hatte 
die Regierung des neuen Präsidenten 
Mauricio Macri bereits in drei weiteren 
Fällen getroffen. Insgesamt geht es um 
angebliche Schulden in Höhe von neun 
Milliarden Euro. 

Hintergrund des Streits ist, dass 
nach der argentinischen Staatspleite 
2001 Hedgefonds billig argentinische 
Staatsanleihen aufgekauft hatten. Spä¬ 
ter hatten sie darauf bestanden, den 
Nennwert der Anleihen plus Zinsen 
ausgezahlt zu bekommen - trotz der 
Schuldenschnitte der Jahre 2005 und 
2010, bei denen die Gläubiger auf bis 
zu 70 Prozent ihrer Forderungen ver¬ 
zichtet hatten. Die Vorgängerregierung 
von Präsidentin Cristina Fernändez de 
Kirchner hatte die Zahlung verweigert 
und die Spekulanten als „Geierfonds“ 
bezeichnet. 


S eit Jahren fordert das türkische 
AKP-Regime, auf syrischem 
Territorium eine so genannte 
Schutzzone einzurichten. Nun hat die 
EU - auf Initiative der Bundesregie¬ 
rung - diese Forderung übernommen. 
Schon in der vergangenen Woche hat¬ 
te die Bundeskanzlerin Angela Merkel 
in klarer Abkehr von der bisherigen 
Berliner Politik für diese Maßnahme 
plädiert. Am vergangenen Freitag, im 
Anschluss an den EU-Gipfel, sagte sie: 
Man habe sich nun auch gemeinsam 
„dafür ausgesprochen, dass auf dem 
Verhandlungsweg Zonen definiert 
werden, in denen die Zivilbevölke¬ 
rung davon ausgehen kann, dass sie si¬ 
cher ist“ Tatsächlich geht es bei dieser 
Schutzzone nicht darum, die Zivilbe¬ 
völkerung vor dem angeblichen Terror 
russischer Bomber und syrischer Re¬ 
gierungstruppen zu schützen. Es geht 
darum, salafistischen, teilweise sogar 
dschihadistischen Rebellenmilizen in 
Nordsyrien einen Zufluchtsort vor 
dem Zugriff der syrischen Streitkräf¬ 
te zu sichern. Merkel nannte ausdrück¬ 
lich die Stadt Azaz, eine Hochburg der 
Dschihadisten. Dieses Zugeständnis 
ist offenbar eine Gegenleistung dafür, 
dass Ankara bei der Abschottung der 
EU gegen Flüchtlinge zur Zusammen¬ 
arbeit bereit ist. 

Die Türkei hat in den vergangenen 
Tagen den syrischen Krieg weiter an¬ 
geheizt. Die AKP-Regierung ließ - völ¬ 
kerrechtswidrig - kurdische Stellungen 
in Nordsyrien beschießen, sie schleus¬ 
te hunderte islamistische Milizionäre 
direkt in das Kampfgebiet, sie droht 
damit, auch ihre eigenen Truppen in 
Syrien einmarschieren zu lassen. Aber 
Berlin und Brüssel stellen sich demons¬ 
trativ an die Seite Ankaras. 

Ein Einmarsch türkischer Truppen 
in Syrien könnte einen direkten Zusam¬ 
menstoß mit russischen Einheiten be¬ 
deuten. Schon im Herbst hatte Ankara 
einen russischen Kampfjet abschießen 
lassen, im Falle eines Einmarsches wäre 
sogar ein offener russisch-türkischer 
Krieg nicht mehr auszuschließen. Lu¬ 
xemburgs Außenminister Jean Assel¬ 
born hat vorsorglich darauf hingewie¬ 
sen, dass die NATO-Beistandsgarantie 
nur dann gilt, „wenn ein Mitgliedstaat 
in eindeutiger Weise angegriffen wird“. 
Ankara könnte demnach, sollte es sei¬ 
nerseits Syrien attackieren und erst in¬ 
folgedessen in einen Krieg verwickelt 


Der indische Ökonom und Globali¬ 
sierungsapologet Jagdish Bhagwati 
bezeichnete das US-Gesetz AGOA 
schon bei seinem Erlass im Juni 2000 
in der „Financial Times“ als „troja¬ 
nisches Pferd für Afrika“ (Financial 
Times). Denn AGOA verpflichtet die 
Teilnehmerstaaten wie das Freihan¬ 
delsabkommen TTIP keine Hürden für 
amerikanische Investitionen aufzubau¬ 
en. Und seit der Aufnahme Südafrikas 
in die Reihen der BRICS-Staaten und 
den intensivierten freundschaftlichen 
Beziehungen zur Volksrepublik Chi¬ 
na steht die Allianz des aus der Be¬ 
freiungsbewegung hervorgegangenen 
ANC, der Gewerkschaft Cosatu und 
der kommunistischen Partei SACP auf 
der Abschussliste. 

AGOA steht für „African Growth 
and Opportunity Act“. Das Gesetz wur¬ 
de im Jahre 2000 als Antwort auf den 
exponentiell steigenden Handel Chi¬ 
nas mit Afrika erlassen und Ende Juni 
2015 um zehn Jahre verlängert. Es er¬ 
laubt fast 40 afrikanischen Ländern, 
rund 7000 Produkte in die USA ein¬ 
zuführen. Zum Vergleich: Die Volks¬ 
republik China, seit 2008 größter Ex¬ 
portmarkt für die „wenig entwickelten 
Länder“, gewährt seit dem G-20-Gipfel 
in Cannes 2011 allen ärmsten (LDC-) 
Ländern den Importzoll Zero für 97 
Prozent aller Produkte - und zwar 
ohne Bedingungen. 


werden, nicht automatisch auf Beistand 
der NATO hoffen. Trotzdem stiege die 
Kriegsgefahr zwischen den großen 
Mächten dramatisch an. 

Auch der zweite wichtige Verbün¬ 
dete Deutschlands im Mittleren Os¬ 
ten, Saudi-Arabien, hat Ende vergan¬ 
gener Woche angekündigt, die Rebel¬ 
lenmilizen in Syrien noch stärker zu 
unterstützen als bisher. Riad, so der 
saudische Außenminister Adel al Ju- 


beir, wolle den Milizen Boden-Luft- 
Raketen zur Verfügung stellen. Da¬ 
mit will Saudi-Arabien ihnen ermög¬ 
lichen, „Hubschrauber und Flugzeuge 
des Regimes auszuschalten“. Unklar ist, 
ob dazu auch aus Deutschland impor¬ 
tierte Waffen verwendet werden sollen. 
Noch Anfang 2015 hatte die Bundesre¬ 
gierung genehmigt, Boden-Luft-Rake¬ 
ten für die saudischen Streitkräfte zu 
exportieren. Ohnehin wird Saudi-Ara¬ 
bien weiterhin reichlich mit deutschem 
Kriegsgerät ausgestattet: Wie Ende ver¬ 
gangener Woche bekannt wurde, hat 
die Bundesregierung 2015 den Export 
von Militärgerät im Wert von 270 Milli¬ 
onen Euro nach Saudi-Arabien geneh¬ 
migt. Die Feudaldiktatur nimmt damit 


Zum ersten Mal stellt die USA 
(TTIP-analoge) Gegenbedingungen. 
Südafrika müsse zollfreien Import 
insbesonders aus dem Agrar-Indust- 
rie-Sektor zulassen. Begründet wird 
das damit, das Südafrika kein Ent- 
wicklungs- sondern ein Schwellenland 
sei - diese Festlegung hatte Südafrika 
schon 1995 mit dem Beitritt zur Welt¬ 
handelsorganisation WTO akzeptieren 
müssen. Nicht genug, dass dies in den 
90er Jahren zur Zerstörung von vielen 
arbeitsintensiven Industrieunterneh¬ 
men in der Textil- und Bekleidungs¬ 
branche und im Haushaltsgerätebau 
geführt hatte. AGOA bedroht heute 
Zehntausende von heimischen Klein¬ 
bauern, Geflügelfarmern samt Familien 
und Arbeitern, wie der Vorsitzende der 
stramm neoliberalen Inkatha Freedom 
Party, Nsikayezwe Cebekhulu, der Re¬ 
gierung scheinheilig vorhält. 

In der wirtschaftlichen Realität sind 
diese Vorgaben nur eine weitere Vari¬ 
ante der imperialistischen Erpressung 
zu „Strukturanpassungen“. Im Übrigen: 
Nigeria, die Wirtschaftsmacht Nr. 1 in 
Afrika, werden solche Bedingungen 
nicht abverlangt. Denn Nigeria ist en¬ 
ger Wirtschafts- und Bündnispartner 
der USA (in Öl und Terror). Zunächst 
sah es so aus, als würde Südafrika ein¬ 
lenken. Aber eine Salmonellen-Epide- 
mie in den USA gab dem kommunisti¬ 
schen Handelsminister Rob Davies zu¬ 


unter den größten Empfängern deut¬ 
scher Rüstungsgüter Rang fünf ein. 

Mit diesen Boden-Luft-Raketen 
könnten die in Syrien kämpfenden Mi¬ 
lizen auch russische Flugzeuge abschie¬ 
ßen und damit eine weitere Eskalation 
des Krieges provozieren. Riad hat sol¬ 
che Szenarien durchaus im Blick - das 
zeigen die Erläuterungen des Ministers 
Al Jubeir: Die Boden-Luft-Rakete soll¬ 
ten die Machtverhältnisse in Syrien „so 


verändern, wie sie sie seinerzeit in Af¬ 
ghanistan verändert haben“. Dort fügten 
die Mudschahedin Anfang der 1980er 
Jahre den sowjetischen Truppen mit 
Hilfe von US-Stinger-Raketen, die den 
Abschuss von Hubschraubern erlaub¬ 
ten, schwere Verluste zu, die maßgeblich 
zum sowjetischen Rückzug vom Hindu¬ 
kusch beitrugen. Im weiteren Verlauf 
wurde Afghanistan von den Mudscha¬ 
hedin weitestgehend zerstört; es hat sich 
bis heute nicht wieder davon erholt. 

Mittlerweile kritisieren auch Teile 
des westlichen Establishments die Sy¬ 
rien-Politik der NATO-Staaten. Kürz¬ 
lich hat der ehemalige Generalinspek¬ 
teur der Bundeswehr Harald Kujat er¬ 
klärt, ohne Moskaus Eingreifen „wäre 


sätzliche Argumente an die Hand. „Die 
Verhandlungen drehen sich im Wesent¬ 
lichen, soweit wir betroffen sind, um die 
öffentliche Gesundheit in Südafrika. Es 
ist auch entscheidend sicherzustellen, 
dass unsere Wirtschaft nicht durch un¬ 
faire Handelspraktiken zerstört wird“, 
so das ablehnende Statement des kom¬ 
munistischen Partners SACP in der Re¬ 
gierungsallianz am 12. Januar. 

Minister Rob Davies forderte, nicht 
Südafrika, sondern die USA müssten 
die von AGOA ausgeschlossenen Pro¬ 
dukte benennen. Er sei sich nicht si¬ 
cher, ob Wein dazugehöre, meinte er 
beruhigend in Richtung Weinindust¬ 
rie. Wesgro, die offizielle Handels- und 
Investitionsförderagentur der Provinz 
Westkap fürchtete am 18. Januar um 
das Wohl der fast 180 000 Arbeiter 
in der Produktion von Wein und Zit¬ 
rusfrüchten dort. Allerdings würden 
von dem etwa 4 Milliarden Euro um¬ 
fassenden südafrikanischen Export in 
die USA nur 1,4 Milliarden Euro, also 
ein Drittel, unter AGOAs Zollfreiheit 
fallen, wie Minister Rob Davis in der 
Tageszeitung „mail & guardian“ vor¬ 
rechnete. 

Am 8. Januar meldete die Nach¬ 
richtenagentur agenceecofin, dass 
„in letzter Minute“ Pretoria und Wa¬ 
shington eine Übereinstimmung ge¬ 
troffen hätten, die Barrieren für den 
Geflügelimport aufzuheben. Aller- 


Syrien kollabiert und der IS hätte das 
Land übernommen“; man verdanke 
„den Friedensprozess“ tatsächlich der 
russischen Intervention. Ähnlich hat 
sich jetzt auch der US-Journalist Ste¬ 
phen Kinzer, der an der renommierten 
Brown University lehrt, im „Boston 
Globe“ geäußert, einer auflagenstarken 
Zeitung, die mehrfach mit dem Pulit- 
zer-Preis ausgezeichnet wurde. Kin¬ 
zer urteilt: „Russlands Strategie, den 


IS und Al Qaida zu bekämpfen“ und 
die Regierung Assad dabei zumindest 
vorläufig zu verteidigen, sei „die am 
wenigsten schlechte Option“. Dass der 
Westen von Beginn an kompromisslos 
auf Assads Sturz gesetzt habe, habe 
großen Teilen der syrischen Oppositi¬ 
on „jeden Anreiz“ genommen, „über 
einen friedlichen Wandel zu verhan¬ 
deln“. Das sei ein schwerer Fehler ge¬ 
wesen. Die Alternative zu Assad kön¬ 
ne „ein IS-,Kalifat 4 sein, das sich vom 
Mittelmeer bis zum Tigris erstreckt“; 
das sei keinesfalls anzustreben. Kinzer 
fordert, der Westen müsse seine Um¬ 
sturzpolitik endlich beenden, bevor es 
zum Schlimmsten komme. 

www.german-foreign-policy.com 


dings liegt der Teufel im Detail, sprich 
bei durch Subventionen ermöglich¬ 
ten Dumpingpreisen - was schon ein 
gewichtiger Streitpunkt bei den EU- 
Freihandelsabkommen mit den west- 
und zentralafrikanischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaften war - und in den von 
US-Seite zu erbringenden Nachwei¬ 
sen der gesundheitlichen Unbedenk¬ 
lichkeit, so dass wohl die von Obama 
gesetzte Frist bis zuletzt ausgeschöpft 
werden muss. 

Ein Ende von AGOA brächte aber 
auch den USA ökonomische Nachtei¬ 
le, denn Südafrika hat wirtschaftlich 
nach wie vor eine dominierende Stel¬ 
lung auf dem Kontinent. Es gilt zusätz¬ 
lich zu bedenken, dass Zulieferfirmen 
aus den Nachbarländern ebenso ausge¬ 
schlossen wären. Auch in USA sorgen 
sich speziell die Geflügelfarmer in Flo¬ 
rida darum, ihre Jahresproduktion von 
65 000 Tonnen tiefgefrorener Geflügel¬ 
reste profitabel absetzen zu können. 

Noch am 5. November hatte Barack 
Obama gedroht, Südafrika aufgrund 
der Handelsbarrieren für Geflügel 
vom AGOA auszuschließen. Obama 
war aber mit weiteren Verhandlungen 
einverstanden, binnen 60 Tage die süd¬ 
afrikanischen Bedenken auszuräumen 
und gestand großzügig noch eine wei¬ 
tere Woche zu, also bis zum 15. März. 
Dann läuft das Ultimatum ab. 

Georges Hallermayer 



Trojanische Pferde 

Auch in Südafrika: USA nutzen Freihandel, um ihren Einfluss auszubauen 
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Wandel oder kleineres Übel? 

Spanien: Linke Parteien verhandeln über Regierungskoalition 



O b es in Spanien eine linke Re¬ 
gierungskoalition geben wird 
ist noch immer unklar. Podemos 
hat für die Verhandlungen mit der so¬ 
zialdemokratischen PSOE ein Doku¬ 
ment für eine „Regierung des Wan¬ 
dels“ vorgestellt. Dieses Dokument 
beschreibt eine Reihe von Sofortmaß¬ 
nahmen für „die Rettung derjenigen, 
die von den schlechtesten Bedingun¬ 
gen betroffen sind“ Außerdem schlägt 
Podemos vor, ein Referendum über die 
Unabhängigkeit Kataloniens zuzulas¬ 
sen - und sie machen diesen Punkt zur 
Bedingung, um einen Ministerpräsi¬ 
denten der PSOE zu wählen. Auch die 
Vereinigte Linke (Izquierda Unida, IU) 
hat eine Liste mit 16 ähnlichen Forde¬ 
rungen veröffentlicht, die sich gegen 
die Armut und die Auswirkungen der 
Krise richten. 

Das Referendum in Katalonien ge¬ 
hört dabei zu den besonders umstrit¬ 
tenen Fragen. Eine Verständigung zwi¬ 
schen Podemos und der neuen libera¬ 
len Partei Ciudadanos ist bisher daran 
gescheitert. Auch die PSOE ist gegen 
ein solches Referendum, außerdem 
hält sie die geforderten wirtschaftspoli¬ 
tischen Maßnahmen für „nicht umsetz¬ 
bar“. Podemos hat bisher eine Koalition 
mit den Ciudadanos abgelehnt. In der 
vergangenen Woche betonte der Po- 
demos-Generalsekretär Pablo Iglesias 
(siehe Bild) mit Bezug auf Gespräche 
zwischen PSOE und Ciudadanos, man 
könne „nicht gleichzeitig zu Koalitions¬ 
verhandlungen auch mit denen verhan¬ 
deln, die mit einer solchen Regierungs¬ 
koalition nicht kompatibel sind.“ 

Zurzeit verhandeln PSOE, Po¬ 
demos, das katalanische linke Bünd¬ 
nis Compromfs und die IU über eine 
mögliche linke Regierung, Vertreter 
dieser Parteien trafen sich am ver¬ 
gangenen Montag im „Roten Saal“ 
des Parlamentsgebäudes in Madrid. 
Die IU hat sich in diesen Gesprächen 


Die wirtschaftliche Lage der Ukraine 
ist katastrophal. Die Wirtschaftsleis¬ 
tung ging im 2015 um 11 Prozent zu¬ 
rück. Die Ukraine ist überschuldet und 
von IWF-Krediten abhängig. Der mo¬ 
natliche Durchschnittslohn ist von rund 
280 Euro (2013) auf 156 Euro (Oktober 
2015) abgestürzt. Gleichzeitig sind die 
Preise nicht zuletzt für Nahrungsmittel 
und Heizung dramatisch gestiegen. Le¬ 
diglich der Militärhaushalt steigt in die¬ 
sem Jahr um 30 Prozent. Noch schnel¬ 
ler als die Wirtschaft stürzt das Anse¬ 
hen des politischen Personals ab, das 
der Westen im Februar 2014 durch den 
Putsch an die Macht gebracht hatte. 

Seit Ende 2015 erhöhen die Schutz¬ 
mächte der prowestlich gewendeten 
Ukraine ihren Druck auf Kiew: Es 
müsse endlich gegen die Korruption 
eingeschritten werden. Anfang Feb¬ 
ruar sind die Auseinandersetzungen 
um die Korruption in der Ukraine es¬ 
kaliert. Am 3. Februar reichte Wirt¬ 
schaftsminister Aivaras Abromavicius 
ein Rücktrittsgesuch ein. Abromavicius 
zählt zu den - in mehreren Fällen aus 
dem Ausland in die Ukraine geholten - 
„Reformern“, die auf westlichen Druck 
Regierungsämter in Kiew erhalten ha¬ 
ben. Er äußerte zunächst, „einige der 
neuen Leute“ seien „noch schlimmer 
als die alten“, um sich dann unmittel¬ 
bar gegen Staatspräsident Poroschen- 
ko zu wenden. Dessen enger Gefolgs¬ 
mann Ihor Kononenko, stellvertreten¬ 
der Fraktionsvorsitzender des „Block 
Petro Poroschenko“ im ukrainischen 
Parlament, habe - offenbar mit Rü¬ 
ckendeckung des Präsidenten - immer 
wieder versucht, die Vergabe wichti¬ 
ger Posten in Staatsbetrieben und so¬ 
gar im Wirtschaftsministerium zu be¬ 
stimmen - „eine geradezu klassische 
Methode, durch die ukrainische Olig- 


nicht gegen eine Koalition mit den Ci¬ 
udadanos positioniert. Sie konzent¬ 
riert ihre Aktivitäten jetzt darauf, eine 
neue Regierung der konservativen 
PP zu verhindern. Diese Partei hatte 
unter dem noch immer amtierenden 
Ministerpräsidenten Mariano Rajoy 
eine aggressive Politik der „Austeri- 
tät“ durchgesetzt. 

Bei den letzten Parlamentswah- 
len war die IU, der auch die Kommu¬ 
nistische Partei Spaniens (PCE) an¬ 
gehört, deutlich geschwächt worden. 
Seitdem konnten ihre Abgeordneten 
im Parlament keine eigene Fraktion 
bilden, voraussichtlich wird es auch 
für den Rest der Wahlperiode nicht 
gelingen, eine IU-Fraktion zu bilden. 


archen seit jeher Staatsvermögen ka¬ 
pern und plündern“, schätzte die FAZ 
in einem Bericht ein. Abromavicius war 
nach den Ministern für Gesundheit, In¬ 
frastruktur und Landwirtschaft schon 
der vierte „Reformer“, der binnen kur¬ 
zer Zeit sein Amt zur Verfügung stellte. 
Er wolle dies als „Warnruf“ verstanden 
wissen, erklärte er. 

Seinen Rücktritt nutzten die Groß¬ 
mächte: Man sei „tief enttäuscht“ und 
fordere, dass „die ukrainischen Füh¬ 
rer“ endlich „ihre persönlichen Inter¬ 
essen“ zurückstellten, hieß es in einem 
Schreiben, das die Botschafter zehn 
westlicher Staaten noch am 3. Februar 
publizierten. Die EU und die G7 ver¬ 
breiteten Statements ähnlichen Inhalts. 

Unklar ist, wie es weitergehen soll. 
Diskutiert wird derzeit, eine „Techno¬ 
kratenregierung“ unter der jetzigen Fi¬ 
nanzministerin Natalie Jaresko ins Amt 
zu bringen. Damit übernähme westli¬ 
ches Personal in der Ukraine unmittel¬ 
bar die Macht, ganz wie in einem Pro¬ 
tektorat: Jaresko hat zwar vor ihrem 
Amtsantritt die ukrainische Staatsbür¬ 
gerschaft erhalten, ist jedoch dessen un¬ 
geachtet eine ehemalige Mitarbeiterin 
des US-Außenministeriums. Allerdings 
gilt es als unwahrscheinlich, dass sie im 
ukrainischen Parlament eine Mehrheit 
erhielte: Die Werchowna Rada wird in 
hohem Maße von den Oligarchen kon¬ 
trolliert. Neuwahlen würden das kaum 
ändern. Zudem wären sie aus Sicht 
des Staatspräsidenten und der Re¬ 
gierung auch keine gangbare Option: 
Der „Block Petro Poroschenko“ käme 
Umfragen zufolge zurzeit allenfalls auf 
zehn Prozent; die Partei „Volksfront“ 
von Arsenjij Jazenjuk - immerhin am¬ 
tierender Ministerpräsident - würde 
den Einzug ins Parlament verpassen. 

www.german-foreign-policy.com 


Das hätte auch finanzielle Auswirkun¬ 
gen: Da die Partei dann keine zusätz¬ 
lichen Gelder für ihre parlamentari¬ 
sche Arbeit erhielte, würden sich die 
Schulden der IU vermutlich weiter 
erhöhen. 

Die IU gehe „mit Vorsicht“ an die 
Gespräche mit den anderen Parteien 
heran, so ihr Abgeordneter und Spit¬ 
zenkandidat bei den letzten Wahlen, 
Alberto Garzön. „Denn wir vertrau¬ 
en weder der PSOE noch Podemos.“ 
Es gehe darum, sich mit den anderen 
Parteien auf einen kleinsten gemein¬ 
samen Nenner zu verständigen, „zum 
Nutzen der Volksklassen und der Ge¬ 
sellschaft“. Das heiße nicht, dass die EU 
ein Freund der anderen Parteien sei - 


Jahrzehntelang hatten die Akten ver¬ 
steckt in einem Panzerschrank im 
Hauptquartier der italienischen Mi¬ 
litärjustiz gelegen. 1994 waren sie ge¬ 
funden worden - die Medien schrieben 
von „einem Aktenschrank der Schan¬ 
de“. Die 900 Bände mit 30 000 Akten¬ 
seiten dokumentieren die Brutalität, 
mit der Wehrmacht und SS, unterstützt 
von Mussolinis Schwarzhemden, gegen 
Partisanen und Zivilisten vorgegangen 
waren. Sie waren verborgen worden, 
um die Kollaboration italienischer Fa¬ 
schisten und Militärs des „Duce“, die 
nach der Befreiung wieder gegen die 
Kommunisten in Stellung gebracht 
wurden, unter den Teppich zu kehren. 
Nun hat das italienische Parlament die¬ 
ses Archiv ins Internet gestellt. 

Die Dokumente zeigen das Schick¬ 
sal von 15 000 Menschen. Sie sind 
eine Chronik über Geiselerschießun¬ 
gen, das Niederbrennen von Dörfern, 
Mord und Folter wofür Beispiele ste¬ 
hen wie die Ardeatinischen Höhlen bei 
Rom (im März 1944 wurden hier 335 
Geiseln durch Genickschuss ermor¬ 
det), die Gemeinde Marzabotto (1 830 
Bewohner wurden im September 1944 
viehisch umgebracht) oder der Fall des 
SS-Henkers von Mailand, Hauptsturm¬ 
führer Theodor Savaecke, in Italien 
verantwortlich unter anderem für die 
Ermordung von über 2 000 Juden und 
Widerstandskämpfern. Die Dokumen¬ 
te erinnern daran, dass die Kriegsver¬ 
brecher in der Bundesrepublik nie zur 
Verantwortung gezogen wurden und 
ihre Auslieferung nach Italien verwei¬ 
gert wurde, wenn dort vor Gericht über 
sie verhandelt wurde. Dazu wurde 1949 
bei Gründung der BRD auf persönli¬ 
ches Betreiben Adenauers in den Ar¬ 
tikel 16 des Grundgesetzes aufgenom¬ 
men: „Kein Deutscher darf an das Aus¬ 
land ausgeliefert werden“. 


es heiße, „dass wir verstanden haben, 
dass die Alternativen sehr viel schlech¬ 
ter sind“. 

Ministerpräsident Rajoy setzt dar¬ 
auf, dass die Bildung einer linken Ko¬ 
alition scheitern und es zu Neuwahlen 
kommen wird. In der kommenden Wo¬ 
che soll Sänchez sich im Parlament zur 
Wahl des Ministerpräsidenten stellen, 
das Ergebnis ist nach wie vor unklar. 
Wenn Sänchez im ersten Wahlgang kei¬ 
ne Mehrheit erhält, könnte zwei Tage 
später erneut abgestimmt werden. 
Wenn dann immer noch keine Mehr¬ 
heit zustande kommt, würde das Par¬ 
lament am 3. Mai aufgelöst werden, im 
Juni gäbe es Neuwahlen. 

Carmela Negrete 


Unter den 15 000 Opfern sind ita¬ 
lienische Militärs und selbst Mitglie¬ 
der der Königsfamilie, darunter die 
in den Ardeatinischen Höhlen er¬ 
mordeten Generäle Simoni, Fenulli 
und Castaldi sowie Oberst Monte- 
zemolo, die antifaschistische Positi¬ 
onen bezogen hatten. Marfalda von 
Savoyen, Tochter Vittorio Emanueles 
III., die sich 1943 am Sturz Mussolinis 
beteiligte, wurde auf Hitlers Befehl 
ins Konzentrationslager Buchenwald 
verschleppt, wo sie ums Leben kam. 

„La Repubblica“ hebt das Ver¬ 
brechen von SantAmna di Stazzema 
hervor, wo von der 16. Panzergrena¬ 
dier-Division „Reichsführer SS“ un¬ 
ter dem Kommando des Obersturm¬ 
bannführers Walter Reder im Herbst 
1944 560 Einwohner, alles Zivilis¬ 
ten, darunter 120 Kinder und acht 
schwangere Frauen, niedergemet¬ 
zelt wurden. Das jüngste Opfer zähl¬ 
te drei Monate, das älteste 86 Jahre. 
Es wurde nach einem Befehl Hitlers 
verfahren, auch auf Frauen und Kin¬ 
der „rücksichtslos zu schießen“. Einer 
Schwangeren wurde der Leib aufge¬ 
schnitten und der Fötus herausgeris¬ 
sen. 150 Menschen wurden auf dem 
Kirchplatz mit zwei Maschinenge¬ 
wehren und Handgranaten regel¬ 
recht hingeschlachtet, anschließend 
mit Benzin übergossen und angezün¬ 
det, um die Leichen bis zur Unkennt¬ 
lichkeit zu verstümmeln. 

Bundespräsident Gauck, der 2013 
die Gedenkstätte besuchte, hatte die 
Stirn, zur Tolerierung dieser barbari¬ 
schen Verbrechen durch die bundes¬ 
deutsche Justiz zu sagen: „Im Fall des 
Massakers von Sant‘ Anna reichten 
die Instrumente des Rechtsstaates 
nicht aus, um Gerechtigkeit zu schaf¬ 
fen“. 

Gerhard Feldbauer 


Alternative vorstellen 

Zum ersten Mal seit 15 Jahren will die 
Kommunistische Partei Australiens zu 
den nächsten Parlamentswahlen an- 
treten. Sie rechnet nicht damit, dabei 
Abgeordnetensitze zu erringen, geht 
aber davon aus, dass die Wahlteilnah¬ 
me die „Gelegenheit bietet, sozialisti¬ 
sche Ideen vor ein breiteres Publikum 
zu bringen“. 

In einer Erklärung zu dieser Ent¬ 
scheidung betonte die Partei: Sie gehe 
nicht davon aus, dass tiefgreifende sozi¬ 
ale Veränderungen in Australien in ers¬ 
ter Linie durch eine fortschrittliche Par¬ 
lamentsmehrheit in Canberra erreicht 
werden könnten. Der Wahlkampf biete 
aber die Chance, Alternativen im Inte¬ 
resse des Volkes vorzustellen. 

Die nächsten Wahlen zum australi¬ 
schen Parlament finden spätestens im 
Januar 2017 statt. 

Gegen die Krise 

Die Kommunistische Partei der Russi¬ 
schen Föderation (KPRF) hat dem Prä¬ 
sidenten Putin ein „Anti-Krisen-Pro- 
gramm“ vorgelegt. Dieses Programm 
schlägt die Nationalisierung der Roh¬ 
stoffe, ein Staatsmonopol auf Alkohol 
und Tabakwaren und Beschränkungen 
der Kapitalflucht vor. Die KPRF hat 
das Programm als „linkszentristische“ 
Wende für die russische Wirtschafts¬ 
politik vorgestellt. Es sei eine Alterna¬ 
tive zu der unternehmerfreundlichen 
Politik des Ministerpräsidenten Med- 
wedew. 


Dokumentiert 


Hinter den Vorwänden 

NATO-Einsatz in der Ägäis, Krieg in 
Syrien: Die imperialistischen Konflikte 
spitzen sich zu, die Türkei und Grie¬ 
chenland sind auf besondere Weise be¬ 
troffen. Die kommunistischen Parteien 
beider Länder - KKE aus Griechen¬ 
land und KP aus der Türkei - posi¬ 
tionierten sich in einer gemeinsamen 
Erklärung zu den Entwicklungen: 

„Die imperialistische Intervention der 
USA, der NATO, der EU, der Türkei, 
Israels und der Golfmonarchien in Syri¬ 
en dauert seit fünf Jahren an. Sie hat zu 
hunderttausenden Toten geführt und 
dazu, dass weitere Millionen Menschen 
auf die Flucht getrieben wurden und 
Not leiden. Nun tritt diese Interventi¬ 
on in eine neue Phase der Verschärfung 
ein. Das ist die Phase einer noch offe¬ 
neren Beteiligung der NATO und der 
Vorbereitung von Bodenoperationen. 

Es ist offensichtlich, dass die militä¬ 
rische Intervention Russlands, in Ab¬ 
sprache mit der syrischen Regierung, 
die militärische Situation verändert hat. 
Aus diesem Grund erhöht die NATO 
ihre Präsenz in der Region, unter an¬ 
derem, indem sie unter dem Vorwand, 
die Flüchtlingsströme kontrollieren zu 
wollen, eine Flotte in die Ägäis verlegt. 
(...) 

Was hinter ihren Vorwänden steht 
ist der Kampf gegen das kapitalistische 
Russland, um die Interessen ihrer eige¬ 
nen Monopolgruppen zu verteidigen. 
Sie wollen ihre geostrategische Stel¬ 
lung sichern, die Kontrolle über die 
Rohstoffe, ihre Transportrouten und 
Marktanteile. Sie wollen die Dominanz 
des Kapitals in der Region neu struktu¬ 
rieren und verstärken. 

Wir, die kommunistischen Parteien 
in Griechenland und der Türkei, verur¬ 
teilen gegenüber den Arbeitern beider 
Länder diese gefährlichen Entwicklun¬ 
gen in Syrien, die Rolle der imperialis¬ 
tischen Länder, die Haltung der Regie¬ 
rungen der Türkei und Griechenlands. 

Wir stellen fest, dass die Beteili¬ 
gung der beiden Länder an der NATO 
schädlich ist für die beiden Völker und 
ihre friedliche Koexistenz. Denn die 
NATO erkennt die Grenzen und Sou¬ 
veränitätsrechte beider Länder nicht 
an. Sie will die Rolle eines Vermittlers 
in den Beziehungen beider Länder 
spielen, und gleichzeitig dient sie dem 
euro-atlantischen Imperialismus als In¬ 
strument für ihre Aggression gegen an¬ 
dere Völker. 

Nein zum imperialistischen Krieg! 
NATO raus aus der Ägäis!“ 

Übers. UZ 


Reformer verlassen das 
sinkende Schiff 

Ukraine: Kampf unter Oligarchen 


Dokumente online 

Jahrzehnte im Panzerschrank, jetzt im Internet: 
Archiv über faschistische Verbrechen in Italien 
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Karikatur: Bernd Bücking 


Man landet stets bei der Sozialen Frage 

DKP-Frauenarbeitskreis Essen thematisiert die Lebenssituation von Roma-Familien 


Im Vorfeld des Internationalen Frau¬ 
entages 2016 sprachen wir mit Melina 
Deymann, die sich im Frauenarbeits¬ 
kreis der DKP Essen engagiert. Der 
DKP-Frauenarbeitskreis wirbt für 
Flüchtlingssolidarität und themati¬ 
siert die Lebenssituation von Roma- 
Familien. 

UZ: Der diesjährige Internationale 
Frauentag steht kurz bevor. Lädt der 
Frauenarbeitskreis der DKP Essen er¬ 
neut zu einer Revue ein? 

Melina Deymann: Ja, wir haben uns in 
diesem Jahr entschieden, uns schwer¬ 
punktmäßig mit den Themen Diskri¬ 
minierung und vermeintlich „siche¬ 
re Herkunftsländer“ zu beschäftigen. 
Durch die Deklaration vieler Balkan¬ 
staaten zu „sicheren Herkunftslän¬ 
dern“ werden insbesondere Roma ri¬ 
goros abgeschoben in Länder, in denen 
sie extremer Diskriminierung, Hunger 
und Obdachlosigkeit ausgesetzt sind. 
Wir wollen uns daher mit unserer dies¬ 
jährigen Revue mit dem Mythos des 
„Zigeuners“ beschäftigen, in Sketchen 
die Vorurteile und Doppelmoral deut¬ 
scher Spießbürger und Politiker entlar¬ 
ven und zugleich in Referaten über die 
Situation und Geschichte der Roma 
aufklären. 

UZ: Warum haben Sie sich ausgerech¬ 
net für die Roma entschieden? 

Melina Deymann: Das Thema ist au¬ 
ßerordentlich aktuell. Sinti und Roma 
wurden nicht nur Opfer der deutschen 
Faschisten, sondern bis heute als Op¬ 
fergruppe nicht ordentlich entschädigt 
und anerkannt. 1956 fällte der Bundes¬ 
gerichtshof sogar ein Urteil, das be¬ 
sagt, bei der Deportation der Roma 
und Sinti in die Konzentrationslager 
hätte es sich nicht um eine Verfolgung 
aus rassistischen Gründen, sondern um 
eine „kriminalpräventive Maßnahme“ 
gehandelt. Das höchste Gericht der 
Bundesrepublik legitimierte so nach¬ 
träglich den Völkermord der Nazis. 

Rassistische Vorurteile bestimmen 
heutzutage noch immer das öffentliche 
Meinungsbild. Hinzu kommt die be¬ 
reits erwähnte Debatte um angeblich 
„sichere Herkunftsstaaten“. Dass sich 
ausgerechnet Bündnis 90/Die Grünen 
mit ihrem reaktionären Ministerpräsi¬ 
denten Winfried Kretschmann aus Ba¬ 
den-Württemberg dafür entschieden 
haben, auf Kosten der Roma politi¬ 
sche Deals abzuschließen und diese als 
eine Art Faustpfand zu missbrauchen, 
ist unerträglich und perfide zugleich. 

Wir haben in unserer Nachbar¬ 
stadt Duisburg in den letzten Mona¬ 
ten erlebt, wie gegen Roma-Familien 
gehetzt wurde. Da wurde den Famili¬ 
en sogar erklärt, dass es hier zur Nor¬ 
malität gehöre, Toiletten zu benutzen 
und sein Geschäft nicht in Vorgärten 


zu verrichten. Man hätte fast meinen 
können, dass bei den Verantwortlichen 
in Politik und bei der Polizei die Mei¬ 
nung vorherrschte, man habe es bei 
den Roma-Familien mit Affen zu tun. 
Hinzu kommt, dass ihnen sogar die 
notwendigste Gesundheitsversorgung 
verwehrt wurde und sie faktisch aus 
der Stadt verdrängt wurden. Auch in 
Essen gilt die Empörung nicht den Be¬ 
sitzern der Schrottimmobilien, die ma¬ 
rode Häuser ohne Wasserversorgung 
an Menschen vermieten, sondern den 
Roma, die darauf angewiesen sind in 
ihnen zu hausen, weil sie sonst keine 
Bleibe finden. 

UZ: Die Bundesrepublik scheint auch 
in der Flüchtlingsfrage ein gespaltenes 
Land zu sein. Während große Teile der 
Bevölkerung den Flüchtlingen helfen 
und diese mannigfaltig unterstützen, 
zündeln etablierte Politik und extreme 
Rechte und Rassisten unentwegt... 

Melina Deymann: Uns ist es in dieser 
gefährlichen Gemengelage wichtig, die 
Solidarität mit Schutzsuchenden ein¬ 
zufordern und die Menschen zu unter¬ 
stützen. Es ist ein unerträglicher Zu¬ 
stand, dass sich heutzutage wiederholt, 
was wir schon aus den 1990er Jahren 
kennen: Nazis und Rassisten marschie¬ 
ren unter Beifallsbekundungen der so¬ 
genannten politischen Mitte und ge¬ 
ben die Marschrichtung vor. Und die 
etablierte Politik folgt. Aktuell durch 
eine weitere Beschneidung der küm¬ 
merlichen Reste des einstigen Grund¬ 
rechts auf Asyl, welches schon in den 
90er Jahren bis zur Unkenntlichkeit 
beschnitten wurde. Wir Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten werden auch 
weiterhin an der Seite der Schwachen 
und Deklassierten stehen und uns von 
den Rechten nicht einschüchtern las¬ 
sen. Wir sind der internationalen Soli¬ 
darität verpflichtet, sie ist Kernelement 
unserer Politik. 

UZ: Und trotzdem dürfte die Flücht¬ 
lingssolidarität doch nach den Über¬ 
griffen und Straftaten, die Flüchtlinge 
und Migranten aus dem nordafrika¬ 
nischen Raum in der Silvesternacht in 
Köln verübt haben, doch vor allem für 
Feministinnen und Feministen schwie¬ 
riger geworden sein, oder? 

Melina Deymann: Warum sollte das 
so sein? Wir haben niemals behaup¬ 
tet, dass Migranten und Flüchtlinge 
per se bessere Menschen seien. Ja, es 
gibt auch unter Nichtdeutschen Sexis¬ 
mus und Kriminalität. Und ja, es gab in 
der Silvesternacht offensichtlich sexuel¬ 
le Übergriffe und auch Diebstähle, die 
sich maßgeblich gegen Frauen richte¬ 
ten. Daran gibt es nichts zu beschönigen 
und Straftaten gehören von den Ermitt¬ 
lungsbehörden verfolgt. Es gibt in der 
Bundesrepublik ein Strafgesetzbuch, 


mittels dessen derlei Delikte aufgear¬ 
beitet und bestraft werden können. Wir 
brauchen also weder schärfere Geset¬ 
ze, noch müssen hier ganze Personen¬ 
gruppen unter einen Generalverdacht 
gestellt werden. 

Ich bin auch schwer erstaunt, wer 
nicht alles in den letzten Wochen und 
Monaten seinen Feminismus entdeckt 
haben will. Diese Einheitsfront reicht 
ja mittlerweile von Kirchenvertretern 
über gesellschaftspolitisch offen nach 
rechts abdriftende und zugleich zwei¬ 
felhafte Persönlichkeiten wie Alice 
Schwarzer, Rassisten, rechte Hooli¬ 
gans, AfD-Politiker und sogar offene 
Faschisten. Das ist doch alles vollkom¬ 
men unglaubwürdig. 

Ich frage mich außerdem, wo ei¬ 
gentlich der öffentliche Aufschrei 
bleibt, wenn in der BRD, wie aktuell, 
eine Flüchtlingsunterkunft nach der 
anderen in Flammen aufgeht. Dass es 
in diesem Land ganz offensichtlich Tä¬ 
ter und Opfer erster und zweiter Klas¬ 
se gibt, sagt mehr über die Zustände 
hier aus, als einem lieb sein dürfte. 

UZ: Kommen in dieser Debatte nicht 
vor allem die schwierigen Lebensum¬ 
stände der Flüchtlinge viel zu kurz? 

Melina Deymann: Natürlich. Wie auch 
immer man das Blatt wendet, man lan¬ 
det stets bei der sozialen Frage. Ganz 
konkret: Die Flüchtlinge sind in Mas¬ 
senunterkünften, mancherorts gar in 
Zelten untergebracht. Es gibt keiner¬ 
lei Privatsphäre, nur selten Schutzräu¬ 
me für Frauen, Kinder oder auch les¬ 
bische bzw. schwule Flüchtlinge. Für 
Sprachkurse sollen die Geflüchteten 
zur Kasse gebeten werden, arbeiten ge¬ 
hen dürfen sie nicht, frei entscheiden, 
wo sie leben wollen, auch nicht. Meist 
wird den Schutzsuchenden noch mit 
Argwohn oder offener Ablehnung und 
Rassismus begegnet. Wie erbärmlich 
ist es eigentlich, gegen Menschen mo¬ 
bil zu machen, die nichts mehr besitzen 
außer das, was sie am Leib tragen? Das 
sind doch die Themen, die wir disku¬ 
tieren und bearbeiten müssen. Und da 
sehe ich einiges an Arbeit auf uns zu¬ 
kommen. Außerdem widert mich die 
Doppelmoral an, mit der Flüchtlingen 
pauschal eine kulturelle Rückständig¬ 
keit diagnostiziert wird. 

UZ: Inwiefern? 

Melina Deymann: Wir wollen nicht so 
tun, als seien Frauen und Männer in 
der BRD oder auch in Europa voll¬ 
ends gleichgestellt. Die Entlohnung 
von Frauen ist im Vergleich zu der 
der Männer nach wie vor unterirdisch. 
Und das ist nur ein Beispiel. Von der 
Gleichstellung von Frauen und Män¬ 
nern sind wir auch in Westeuropa weit 
entfernt. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Gastkommentar von Michael Henkes 


AfD im Aufwind - Was tun? 


Der neuesten Sonntagsfrage zufolge 
würde die „Alternative für Deutsch¬ 
land“ bei der nächsten Bundestags¬ 
wahl auf 12 Prozent kommen. Sie hät¬ 
te damit noch vor der Linkspartei und 
den Grünen die Rolle der stärksten 
Oppositionspartei inne. Wie konnte es 
so weit kommen? Wie kann es sein, 
dass eine Partei, deren Mitglieder den 
Einsatz von Schusswaffen gegen Ge¬ 
flüchtete fordern und deren Funktio- 
närlnnen in aller Öffentlichkeit ihre 
Rassentheorien kundtun, so starken 
Zulauf gewinnt? 

Die Aufgabe aller sich in irgendei¬ 
ner Art und Weise als „links“ verste¬ 
henden politischen Kräfte ist es, die¬ 
ser Frage nachzugehen. So notwendig 
Demonstrationen und Blockaden ge¬ 
gen AfD-Veranstaltungen auch sind, 
es darf nicht bei diesen „Abwehr¬ 
kämpfen“ bleiben. Es gilt, die Mecha¬ 
nismen, die die Massen in die Arme 
der Rechtsextremistlnnen treiben, he¬ 
rauszustellen, anzuprangern und aktiv 
gegen sie zu wirken. Ich meine damit 
nicht, dass wir Verständnis für Rassis- 
tlnnen wie Bernd Hocke, von Storch 
und andere „besorgte Bürgerinnen“ 
zeigen sollen. Ich bin auch nicht der 
Auffassung, man solle das Gespräch 
mit den rechtsradikalen, faschisti¬ 
schen Schlägertruppen von Heidenau 
und Freital suchen. 

Aber: Nicht alle dieser 12 Pro¬ 
zent oder derjenigen, die den rechten 
Parolen der CDU/CSU usw. Gehör 
schenken, sind Rechtsextreme. Viel¬ 


fach sind es Menschen, die von der so¬ 
zialen Spaltung unserer Gesellschaft 
betroffen sind oder Angst haben es in 
Zukunft zu sein. Wir ,Linken 4 dürfen 
diese Menschen nicht ,rechts 4 liegen 
lassen. Wir müssen uns die Diskurs¬ 
hoheit zurückerobern. 

Vermitteln wir den Menschen: Ja, 
es gibt große Probleme; zu niedrige 
Renten, zu niedrige Löhne, überall 
wachsende Ungleichheit und Armut. 
Aber es sind nicht die Geflüchteten, 
die daran schuld sind. Schulen und 
Schwimmbäder wurden bereits vor 
der sogenannten „Flüchtlingskri¬ 
se“ geschlossen, die Ungleichheit 
nimmt seit Jahren stetig zu, genauso 
die Zahl derjenigen, die aufstocken 
oder anderweitig in prekären Ar¬ 
beitsverhältnissen schuften müssen. 
Das Problem sind nicht die Men¬ 
schen, die nun zu uns kommen. Im 
Gegenteil: Sie fliehen vor Kriegen, 
die unsere Politik mit zu verant¬ 
worten hat. Sie fliehen vor Armut, 
die unsere Wirtschaft mit zu verant¬ 
worten hat, kurz: Sie fliehen vor den 
Auswirkungen des gleichen Systems, 
das auch in Deutschland Ungleich¬ 
heit produziert. Die Menschen, die 
jetzt zu uns kommen, sind nicht un¬ 
sere „Gegner“, sie sind unsere po¬ 
tenziellen politischen Freunde. Las¬ 
sen wir uns nicht spalten, stehen wir 
gemeinsam, solidarisch zusammen 
gegen Ausbeutung, Krieg und Un¬ 
gleichheit - weltweit! 


Wem die Brandstifter nutzen 

DKP: Unsere Solidarität gegen die Pogromstimmung 


„Rassisten bedrohen Flüchtlinge. Ge¬ 
gen wen setzt die Polizei Gewalt ein? 
Gegen Kinder, die Angst vor dem Mob 
haben.“ Das stellt der DKP-Vorsitzende 
Patrik Köbele mit Blick auf die Ereig¬ 
nisse vom Freitag im sächsischen Claus¬ 
nitz fest, die inzwischen durch zwei Vi¬ 
deos bekannt wurden und für Empö¬ 
rung sorgen. 

In Clausnitz bedroht ein rassisti¬ 
scher Mob Flüchtlinge, die ihre Unter¬ 
kunft beziehen wollen. In Bautzen be¬ 
hindern jubelnde Anwohner die Feu¬ 
erwehr, die nach einem Anschlag den 
Brand in einer Flüchtlingsunterkunft 
löscht. In Deutschland breitet sich Po¬ 
gromstimmung aus. Was tut die Bun¬ 
desregierung? Die Kanzlerin will enger 
mit der türkischen Terror-Regierung 
Zusammenarbeiten, sie will die Flücht¬ 
linge für die Bedürfnisse der großen 
Konzerne zurichten, sie will vom Men¬ 
schenrecht auf Asyl nur wenig mehr üb¬ 
riglassen als die rechten Antreiber von 
Seehofer bis Petry. Köbele schätzt ein: 
„Unterbringung und Integration der 
Flüchtlinge kosten Geld. Wenn Merkel 


sagt: ,Wir schaffen das 4 , dann meint sie: 
Die arbeitenden Menschen sollen die 
Kosten tragen, die Unternehmen sol¬ 
len billige Arbeitskräfte bekommen. 
Die Merkel-Politik hat damit den Spiel¬ 
raum für die rechten Antreiber geschaf¬ 
fen. Die rassistischen Hetzer geben die 
Vorlagen, die die Bundesregierung in 
immer neue Verschärfungen des Asyl¬ 
rechts verwandelt. Das ist die Funkti¬ 
on, die Rassisten und Faschisten für 
die Herrschenden haben: Angst schü¬ 
ren. Stichworte geben. Die politische 
Mitte 4 nach rechts verschieben“ 

Aus Sicht der DKP geht es darum, 
im Betrieb und im Stadtteil die Solida¬ 
rität zwischen Flüchtlingen und arbei¬ 
tenden Menschen zu entwickeln. Die 
DKP-Mitglieder beteiligen sich bun¬ 
desweit an Aktionen, um die rassisti¬ 
sche Hetze zurückzudrängen, zum Bei¬ 
spiel an den Protesten gegen AfD-Ver- 
anstaltungen - „auch dann“, so Köbele, 
„wenn die Polizei uns gegenüber nicht 
so zurückhaltend auftritt wie gegenüber 
dem rassistischen Mob.“ 

Erklärung der DKP, 22 . Februar 2016 


Flüchtlingskinder häufiger in Armut 


Stark gestiegen ist in den vergangenen 
Jahren die Zahl der nach Deutschland 
geflüchteten Kinder und Jugendlichen. 
So kamen im Oktober 2015, dem letz¬ 
ten Monat, für den derzeit Daten vor¬ 
liegen, 14 100 Kinder und Jugendliche 
als Asylbewerber nach Deutschland. 
Gut zwei Drittel von ihnen stammten 
aus Syrien, dem Irak und Afghanistan. 
„Selbstverständlich sollte zunächst im 
Vordergrund stehen, dass diese Kinder 
durch ihren Aufenthalt in der Bundes¬ 
republik Krieg und Terror entgangen 
sind“, sagt WSI-Forscher Seils. Viele 
von ihnen trügen aber ein hohes Risi¬ 
ko, in Armut aufzuwachsen. Das legen 
Daten zur Armutsquote von Familien 
nahe, die bereits früher aus diesen Re¬ 
gionen eingewandert sind. So haben 
34 Prozent der Familien mit Kindern, 
bei denen die Eltern aus dem Nahen 
und Mittleren Osten nach Deutschland 
kamen, nur ein Einkommen unterhalb 
der Armutsschwelle. Bei Familien aus 
Serbien und aus Afrika beträgt die 
Armutsquote sogar über 40 Prozent. 


Das liege nicht nur an einer höheren 
Arbeitslosigkeit in Migrantenfamilien, 
erklärt Seils. Gleichzeitig stünden Ein¬ 
gewanderte aus diesen Herkunftsre¬ 
gionen seltener in Beschäftigung und 
hätten häufiger als der Bevölkerungs¬ 
durchschnitt nur einen Minijob. 

„Das zeigt die Herausforderung, 
vor der wir insgesamt bei der Bekämp¬ 
fung der Kinderarmut stehen“, sagt der 
Forscher. „Um aus der Armut heraus¬ 
zukommen, brauchen solche Eltern 
nicht irgendeinen Job, sondern eine 
möglichst gute Integration in den Ar¬ 
beitsmarkt.“ Der Schlüssel dazu seien 
verstärkte Investitionen in Bildung und 
Qualifikation. Zudem sei eine weitere 
Verbesserung der öffentlichen Kinder¬ 
betreuung nötig, schreibt der Wissen¬ 
schaftler. Diese stelle für viele Familien 
eine Voraussetzung dafür dar, in exis¬ 
tenzsicherndem Umfang zu arbeiten. 
Flankierend wirke ein adäquater Min¬ 
destlohn, der Lohndumping bei gerin¬ 
ger qualifizierten Tätigkeiten begrenzt. 
Presseinformation der Hans-Böckler-Stiftung 
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Theorie und Geschichte 
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Auschwitz und die I. G. Farben 

Fakten zur ökonomischen und politischen Bedeutung eines Konzentrationslagers 


Am 27. Januar 2015 jährte sich zum 
70. Mal der Tag, an dem die Rote Ar¬ 
mee 1945 das Konzentrationslager 
Auschwitz befreite. Der KZ-Komplex 
Auschwitz bestand aus drei Teilen: 
Auschwitz, Birkenau und Monowitz . 
Monowitz ist nur wenigen Menschen 
ein Begriff. 

Was war eigentlich dieses Lager 
Monowitz und in welchem Verhält¬ 
nis stand es zum Chemiekonzern I. G. 
Farben? Welche Rolle spielte das Un¬ 
ternehmen für die Funktionsweise des 
KZ Auschwitz insgesamt und warum 
erinnert heute so wenig an diese Ver¬ 
bindung von Wirtschaft und Massen¬ 
mord an den europäischen Juden und 
unzähligen anderen Menschen? 

Um diese und andere Fragen ging 
es in dem Vortrag von Henning Mä- 
cherle von der Vereinigung der Ver¬ 
folgten des Naziregimes - Bund der 
Antifaschistinnen und Antifaschisten 
aus der Kreis Organisation Gießen, von 
dem wir hier in der UZ einige wichtige 
Fakten dokumentieren: 

I m Mai 1940 legte Heinrich Himm¬ 
ler, Reichsführer SS, Hitler eine 
Schrift mit dem Titel „Einige Ge¬ 
danken über die Behandlung des 
Fremdländischen im Osten“ vor. In 
einer „rassischen Siebung“ sollten die 
„wertvollen Elemente“ der Bevölke¬ 
rung in den besetzten Gebieten „he¬ 
rausgefischt und zur Assimilierung 
nach Deutschland geschickt“ werden. 
Die „verbleibende minderwertige Be¬ 
völkerung“ sollte „als führerloses Ar¬ 
beitsvolk zur Verfügung stehen“ und 
„unter der strengen, konsequenten 
und gerechten Leitung des deutschen 
Volkes“ berufen sein, „an dessen ewi¬ 
gen Kulturtaten ... mitzuarbeiten“ 
Am 24. Juni 1940 schrieb der Chef 
der Sicherheitspolizei und des Sicher¬ 
heitsdienstes (SD), Reinhard Heyd- 
rich, an Außenminister von Ribben- 
trop, dass das „Gesamtproblem“ 
durch Auswanderung nicht mehr ge¬ 
löst werden könne. Eine „territoria¬ 
le Endlösung“ werde „dadurch not¬ 
wendig“. 

Doch vor allem die Rote Armee 
erwies sich nach dem Überfall auf die 
Sowjetunion als widerstandsfähiger 
als vermutet. Millionen Menschen, so¬ 
genannte „Feindbevölkerung“, waren 
seit 1939 im „deutschen Herrschafts¬ 
raum“ im Osten, also den eroberten 
Gebieten in Osteuropa, zusammen¬ 
gepfercht worden. 

Das ursprüngliche Vorhaben, die¬ 
se Menschen weiter nach Osten zu 
treiben und sie dort verhungern zu 
lassen, scheiterte am entschiedenen 
Widerstand in vielen der besetzten 
Gebieten. Auch daraus ergab sich si¬ 
cher der Plan nach schneller Vernich¬ 
tung der „Feindbevölkerung“ (Wann¬ 
seekonferenz am 20. Januar 1942, 
Generalplan Ost - Entwicklung zwi¬ 
schen 1940 und 1942). Aber das war 
in der faschistischen Ideologie bereits 
angelegt. 

„Das Kriegsgeschehen machte ihn 
möglich, schuf seine allgemeinen Be¬ 
dingungen und führte den deutschen 
Imperialismus gerade an jenen Punkt 
seiner Machtausdehnung, wo sich 
abenteuerlichste Weltherrschaftser¬ 
wartungen, realpolitische Überle¬ 
gungen und rassistischer Fanatismus 
kreuzten und potenzierten.“ (Kurt 
Pätzold, 1983) 

Aus dem Genannten ergibt sich, 
dass heute von Nationalsozialismus 
zu sprechen (durch bürgerliche Poli¬ 
tiker, durch Historiker, Medien) nicht 
nur einfach falsch ist, sondern poli¬ 
tisch genau das Gegenteil von dem 
bedeutet, was der Faschismus war: 
Eine Herrschaftsform des Kapitals - 
Kapital verstanden als gesellschaftli¬ 
ches Verhältnis ... 

„Rationalität“ der 
Vernichtungspolitik 

In vielen Diskussionen - selbst unter 
Linken, Antifaschisten - ist die Fra¬ 
ge der Rationalität dieser Politik un¬ 
geklärt oder wird bestritten. Oft wird 


allein die Vernichtungspolitik gegen 
die Juden als eigentliches Kriegsziel 
gesehen. 

Das ist falsch: Es ging um die Re¬ 
vision des Versailler Vertrages, um 
die Erringung der Vormachtstellung 
Deutschlands in der Welt, die Beset¬ 
zung und Unterwerfung anderer Län¬ 
der, die Auslöschung von Staaten in 
West und Ost, die Ausbeutung ihrer 
Ressourcen, die Versklavung der dort 
lebenden Menschen, die Verdrängung 


und Aussiedlung von großen Teilen 
ihrer Bevölkerung, um Rassenkrieg 
(„Germanen gegen Slawen“). 

Ihre ersten Ziele - die Vereinnah- 
mung Österreichs und die Zerschla¬ 
gung der Tschechoslowakei - erreich¬ 
te Hitlerdeutschland ohne Krieg, 
ohne Gegenwehr. 

Auch die Opferzahlen sprechen 
gegen die Behauptung, die Vernich- 
tungspolitik gegen die Juden sei das 
eigentliche Kriegsziel gewesen: Eu¬ 
thanasiemaßnahmen gegen geistig 
und körperlich Behinderte führten zu 
ca. 200 000 Toten, zwischen 200 000 
und 500 000 Sinti und Roma wur¬ 
den umgebracht, von den sowjeti¬ 
schen Kriegsgefangenen (Gesamt¬ 
zahl der Gefangenen 5,3 Millionen) 
drei Millionen. Von der slawischen 
Zivilbevölkerung kamen durch 
„Strafaktionen“, Kampfhandlungen, 
gezielte Vernichtung in der Sowjet¬ 
union ca. 20 Millionen, in Polen 6 Mil¬ 
lionen, in Jugoslawien eine Million 
um. Die genaue Zahl der Opfer unter 
den im Deutschen Reich verfolgten 
politischen Gegnern ist unklar (laut 
Reinhard Kühnl gab es 800 000 poli¬ 
tisch Verfolgte im Deutschen Reich). 

I.G. Farbenindustrie AG 

Welche Rolle spielten in diesem Zu¬ 
sammenhang die I. G. Farben? 

Zunächst einige Fakten: Die I.G. 
Farbenindustrie AG - kurz I.G. Far¬ 
ben oder IG Farben - entstand am 
2.12.1925 aus einer Vielzahl von Che¬ 
mieunternehmen. Sie war Ende des 
zweiten Weltkrieges das größte Che¬ 
mieunternehmen der Welt mit Sitz 
mit Frankfurt am Main. 1945 betrug 
das Inlandsvermögen der I.G. Far¬ 
ben 6 Milliarden RM, das Auslands¬ 
vermögen eine Milliarde RM. 87 Pro¬ 
zent des Maschinenparks, den die I. G. 
Farben 1943 genutzt hatte, waren bei 
Kriegsende noch uneingeschränkt 
verwendbar. 

★ 

Die Autarkiepolitik (Schaffung der 
wirtschaftlichen Unabhängigkeit) 
war Teil der 1933 beginnenden Auf- 
rüstungspolitik des deutschen Fa¬ 
schismus. Das bedeutete zunächst 
die Abschottung vom Handel mit 
den „Westmächten“, Aufbau von Er¬ 


satzstoffindustrien. Riesige Industrie¬ 
neubauten mussten errichtet werden. 
Produktionslinien wie synthetischer 
Kautschuk und Benzin wurden erst 
durch Subventionen der faschisti¬ 
schen Regierung rentabel. 

Das ermöglichte den I. G. Farben rie¬ 
sige Extraproüte. 

Der Konzern lieferte - bezogen 
auf das Deutsche Reich - letztlich 100 
Prozent des Giftgases, des Nickels, des 
Magnesiums, 95 Prozent des Spreng¬ 


stoffes, 90 Prozent organischer Zwi¬ 
schenprodukte, 84 Prozent des syn¬ 
thetischen Kautschuks, 80 Prozent 
der Plastizierungsmittel, 75 Prozent 
des Methanols (davon Monowitz 15 
Prozent), 60 Prozent der benötigten 
Schmiermittel, 53 Prozent des syn¬ 
thetischen Benzins, war also an der 
Kriegs- und Vernichtungspolitik des 
faschistischen Deutschlands führend 
beteiligt. 

Der Netto-Gewinn des I.G.-Far- 
ben-Konzerns betrug 

★ 1935 66,8 Millionen Reichsmark 

(RM), 

★ 1941 311,5 Millionen RM, 

★ 1945 145,4 Millionen RM. 

Im Jahr 1943 wurde mit 3,1 Mil¬ 
liarden RM der höchste Umsatz der 
Firmengeschichte erreicht. Die Ge¬ 
winnsteigerung betrug 1941-1943 
(gegenüber 1935) 366 Prozent. 1936 
bis 1944 standen 2 Milliarden RM für 
Dividendenzahlungen und Rückstel¬ 
lungen zur Verfügung - auch für Pla¬ 
nungen für die Nachkriegszeit und 
Rückstellungen (Beispiel für „Keine 
Stunde Null nach 1945“). 

Nach dem Überfall auf die Sowje¬ 
tunion 1941 investierten die I. G. Far¬ 
ben zusätzlich 2,1 Milliarden RM. 

Am Ende des zweiten Weltkrieges 
war die Produktionskapazität größer 
als im September 1939, die I. G. Far¬ 
ben waren zum größten Chemiekon¬ 
zern der Welt geworden. 

★ 

Die Gewinne der I. G. Farben und ihre 
anhaltende wirtschaftliche Stärke re¬ 
sultierten nicht nur aus der Produk¬ 
tion kriegswichtiger Stoffe, sondern 
in nicht unerheblichen Maße aus der 
Ausbeutung von Zwangsarbeitern 
bis hin zu deren Ermordung, aus der 
„Arisierung“ des Eigentums jüdischer 
Menschen sowie der Übernahme und 
Plünderung der chemischen Industrie 
besetzter Länder. 

Nach dem Ende des zweiten Welt¬ 
krieges sollten die I.G. Farben auf 
Beschluss des Alliierten Kontroll¬ 
rates aufgelöst werden. Dazu wurde 
die I.G. Farben wieder in eigenstän¬ 
dige Unternehmen aufgeteilt und der 
verbleibende Rest in I.G. Farbenin¬ 
dustrie Aktiengesellschaft i.L. umbe¬ 
nannt. 


Interessanterweise dauerte das 
Abwicklungsverfahren rund 60 Jah¬ 
re und endete erst 2012: Erst Ende 
2003 wurde Insolvenz erklärt, doch 
das Unternehmen blieb börsennotiert 
bis zum 9. März 2012 und wurde erst 
am 31. Oktober 2012 aus dem Han¬ 
delsregister gelöscht. 

Der KZ-Komplex Auschwitz 

Auschwitz, das war nicht nur das am 
27.4.1940 als Stammlager gegründe¬ 


te Konzentrationslager Auschwitz 
(Auschwitz I), an dessen Tor die Lo¬ 
sung stand „Arbeit macht frei“. 

Am 26.9.1941 wurde Auschwitz- 
Birkenau (Auschwitz II) eröffnet, das 
als Arbeitslager für 100 000 sowjeti¬ 
sche Kriegsgefangene geplant worden 
war, ab 1942 Vernichtungslager war, in 


dem ca. eine Million Menschen ermor¬ 
det wurden (überwiegend polnische 
Staatsbürger, Juden, Sinti, Roma). 

Im April 1940 wurde das Werk 
Buna IV (es lag etwa 60 km westlich 
von Krakow und sechs Kilometer 
östlich vom Stammlager Auschwitz 
I entfernt angrenzend an das Gelän¬ 
de der Buna-Werke) eine komplexe 
chemische Fabrik für Hochleistungs¬ 
treibstoff - Flugbenzin, Heizöl für die 
Marine - bzw. Kunststoffe, Kunstfa¬ 
ser, Stabilisatoren, Harze, Methanol, 
Stickstoff, Pharmazeutika) eröffnet. 
Im Sommer 1941 begann der Bau des 
dritten Werkskomplexes Montan-An¬ 
lage, die Vorprodukte für chemische 
Waffen wie Nervengas Tabun für das 
I. G.-Farben-Werk Dyhernfurth bei 
Breslau liefern sollte. 

Das Arbeitslager Monowitz (Au¬ 
schwitz III) wurde am 28.10.1942 „in 


Betrieb“ genommen, ab November 
1943 war Monowitz (Monowice) auch 
Stammlager. 

Der Bau von Monowitz kostete 
die I. G. Farben insgesamt 900 Milli¬ 
onen Reichsmark - über 50 Prozent 
der Kosten kamen vom Deutschen 
Reich als Subventionen zurück. 

Monowitz war für die I. G. Farben 
besonders interessant, denn es gab 
hier nicht nur ein gute Eisenbahnan¬ 
bindung, ausreichend Wasser und drei 
nahe gelegene Kohlegruben. Es gab 
vor allem Schutz vor alliierten Bom¬ 
benangriffen („luftsicheres“ Gebiet). 
Problematisch war allein die Beschaf¬ 
fung geeigneter Arbeitskräfte. 

Doch dieses Problem „löste“ ein 
„Deal“ zwischen den I. G. Farben und 
der SS. Am 26.2.1941 verfügte Hein¬ 
rich Himmler, das Bauvorhaben der 
Buna-Werke durch Gefangene aus 
dem Konzentrationslager Auschwitz 
in jedem nur möglichen Umfang zu 
unterstützen. Die I. G. Farben lieferte 
Baumaterial (Zement, Eisen, Holz) 
zum Ausbau des Stammlagers Ausch¬ 
witz I. Im Gegenzug wurden von der 
SS zunächst 1 000 Häftlinge zugesagt, 
zum folgenden Jahr 3 000, für die die 
I. G. Farben an die SS zahlten: 4 RM 
für Facharbeiter, 3 RM für Hilfsar¬ 
beiter. 

Die Arbeitszeit betrug im Sommer 
zehn Stunden, im Winter neun Stun¬ 
den. Alle Kosten für Verpflegung und 
Transport zur Baustelle übernahm die 
SS. 

Anfang 1942 bauten die I. G. Far¬ 
ben für 5 Millionen RM ein eigenes 
Lager für Häftlinge im Bereich von 
Auschwitz III. Das Lager „Buna“ 
wurde am 28. Oktober 1942 fertigge¬ 
stellt. Dort kamen zwischen 20 000 
und 25 000 Menschen um. 

★ 

Trotz der zentralen Bedeutung des 
I.G.-Farben-Konzerns für den Raub¬ 
und Vernichtungskrieg des deutschen 
Faschismus kamen die Manager des 
Konzerns nach 1945 glimpflich davon. 


Zwar wurden 24 I.G.-Farben-Ver- 
antwortliche im Mai 1947 in einem 
gesonderten „Chemieprozess“ von 
US-amerikanischen Ermittlungsbe¬ 
hörden vor dem US-Militärgericht in 
Nürnberg angeklagt. Im Juli 1948, am 
Ende des Prozesses, wurden jedoch 
nur noch 13 Angeklagte zu Haftstra¬ 
fen von bis zu acht Jahren verurteilt. 

Bereits 1951 wurden die letzten 
Verurteilten vom US-amerikanischen 
Hohen Kommissar John McCloy be- 
gnadigt. 

Alle konnten ungehindert ihre 
Karrieren in der westdeutschen Che¬ 
mieindustrie fortsetzen. 


Aus dem Vortrag von Henning Mä- 
cherle am 27.1.2015, VEB Politik, Kunst 
und Unterhaltung, AstA der Uni Sie¬ 
gen 



Im Sommer 1941 begann der Bau des dritten Werkskomplexes Montan-Anläge, die Vorprodukte für chemische Waffen 
wie Nervengas Tabun für das I. G.-Farben-Werk Dyhernfurth bei Breslau liefern sollte. 
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Fragwürdige Perspektive 

Der Wettbewerb der 66. Berlinale 



E s scheint nicht gut zu stehen um 
die Zukunft des Kinos. Sollte die¬ 
se wirklich darin liegen, mit einem 
Film von mehr als acht (!) Stunden 
Laufzeit und einer exotischen, hoch 
politischen, aber außerhalb seines 
Herkunftslandes kaum verständlichen 
Thematik auch die letzten Reste eines 
an Filmkunst interessierten Publikums 
zu dezimieren? „Wiegenlied für das 
sorgenvolle Geheimnis“ heißt der be¬ 
sagte Film auf der am Sonntag been¬ 
deten 66. Berlinale, gedreht hat ihn der 
Filipino Lav Diaz über die Befreiung 
seines Landes von spanischer Koloni¬ 
alherrschaft um 1900. Der Grund, dass 
ihn der UZ-Rezensent nicht gesehen 
hat, war also nicht nur - wie bei an¬ 
deren Filmen - die auf der Berlinale 
grassierende Grippe. Die Internatio¬ 
nale Jury dagegen sprach Diaz ausge¬ 
rechnet den Alfred-Bauer-Preis zu für 
einen „Spielfilm, der neue Perspekti¬ 
ven eröffnet? Einen Preis für den Weg 
in die Sackgasse, in der die Propheten 
der „Lart pour l 4 art“ sicher Spalier ste¬ 
hen werden, aber wohl auch ein Weg 
der Juroren aus der Zumutung, ein 
solches Werk neben „normaler“ Film¬ 
kunst werten zu müssen. 

Man kann darin auch ein Indiz sehen, 
dass die Berlinale bei der Programm¬ 
auswahl einmal mehr nicht aus dem 
Vollen schöpfen konnte wie ihre Kon¬ 
kurrenten Cannes und Venedig. Fünf 
der 23 Wettbewerbsfilme liefen „außer 
Konkurrenz“, andere durchaus kon¬ 


kurrenztaugliche wie Michael Moo¬ 
res Politulk „Where to Invade Next“ 
oder Terence Davies 4 „A Quiet Passi¬ 
on“ liefen nur als Sondervorführung, 
und erstmals konkurrierten sogar zwei 
Dokumentarfilme um die Bären. The¬ 
matisch fand sich alles, was zu einem 
Filmfestival gehört, das sich gerne als 
besonders politisches sieht: kolonia¬ 
le Befreiung (neben Diaz 4 Film auch 
im portugiesischen „Cartas da guerra“ 
von Ivo M. Ferreira), imperialistische 
Kriege (in Rah Pitts 4 „Soy Nero“ und 
in Alex Gibneys „Zero Days“ über den 
„Stuxnet“-Cyberkrieg gegen den Iran), 
Widerstand gegen die Nazis („Alone in 
Berlin“ des Schweizers Vincent Perez 
nach Falladas „Jeder stirbt für sich al¬ 
lein“) und natürlich - wie könnte es in 
diesen Tagen anders sein? - das The¬ 
ma Flüchtlinge und Asyl, das Festival¬ 
chef Dieter Kosslick mit einer Spen¬ 
denkampagne und Sonderaktionen zu 
seiner Herzensangelegenheit gemacht 
hatte. 

Das Thema Nr.l ließ den Juroren 
kaum eine wirkliche Wahl: Gianfran- 
co Rosi, der mit dem Dokumentar¬ 
film „Sacro GRA 4 in Venedig 2013 
Überraschungssieger war, hat in „Fu- 
ocoammare“ (zu deutsch „Feuer auf 
dem Meer“) dokumentarisch die Be¬ 
ziehungen oder besser: die Nicht-Be¬ 
ziehungen zwischen der Fischerge¬ 
meinde auf der Insel Lampedusa und 
den in Scharen dorthin Flüchtenden 
(und schon bald Weitergeschickten) 


aus den Krisengebieten der Welt er¬ 
kundet. Rosis Film wurde so fast un¬ 
ausweichlich zum Festivalsieger und 
erhielt neben dem Goldenen Bären 
auch noch drei Preise anderer Jurys. 
Die breite Streuung der insgesamt 
sieben Silbernen Bären aber deutet 
darauf hin, dass es die wirklich gro¬ 
ßen Entdeckungen diesmal offenbar 
nicht gab. Da wäre auch für den ein¬ 
zigen deutschen Bewerber ein Bär an¬ 
gemessen gewesen, etwa für die gran¬ 
diose Julia Jentsch. Sie spielt in Anne 


Zorah Berracheds Psychodrama „24 
Wochen“ die taffe und erfolgreiche 
Kabarettistin Astrid, die mit ihrem 
Manager und Lebenspartner Markus 
(etwas blass: Bjarne Mädel) und ihrer 
Tochter ein glückliches Leben führt, 
bis bei einer zweiten Schwanger¬ 
schaft die Down-Symptom-Prognose 
sie vor eine Entscheidung stellt, die sie 
dann doch ganz alleine treffen muss. 
Jentschs Astrid war eine von vielen 
auffallend starken Frauenfiguren im 
diesjährigen Wettbewerb. 


Dagegen gelangte ein Film wie Mi¬ 
chael Grandages „Genius 44 eine arg 
papierene Würdigung für den Autor 
Thomas Wolfe und seinen Lektor 
Maxwell Perkins, wohl nur dank seiner 
Stars Jude Law und Colin Firth in den 
Wettbewerb. Die Starpower Gerard 
Depardieus bescherte dem ansonsten 
eher ernsten Festival gegen Schluss - 
außer Konkurrenz - doch noch et¬ 
was zum Lachen: Das Regie-Duo Be- 
noit Delepine und Gustave Kervern 
dreht seit Jahren gemeinsam deftige 
Komödien und war damit schon auf 
mehreren Festivals erfolgreich. In ih¬ 
rem neuesten Streich „Saint Amour“ 
spielt Depardieu einen alten Vieh¬ 
züchter, der mit seinem Zuchtbullen 
auf der nationalen Agrarschau in Pa¬ 
ris endlich einmal einen Preis gewin¬ 
nen will, bevor er den Betrieb seinem 
etwas tölpelhaften und verklemmten 
Sohn Bruno übergibt. Der aber, um¬ 
werfend schräg gespielt von Belgiens 
Starkomiker Benoit Poelvoorde, hält 
mehr vom Aroma französischer Spit¬ 
zenweine als vom Duft der Ställe und 
nutzt die Gelegenheit zu einer Sauf¬ 
tour durch die Messehallen und da¬ 
nach sogar zu dritt mit Vater und ei¬ 
nem jungen Pariser Taxifahrer durch 
die Provinzen. 

(„Saint Amour“ kommt immerhin im 
Oktober in deutsche Kinos, für „24 
Stunden“ war noch kein Kinostartter¬ 
min zu erfahren.) 

Hans-Günther Dicks 


Traumhafte Traumfabrik 

Mit „Hail, Caesar!“ zerlegen die Coen-Brüder genüsslich-amüsiert das alte Hollywood 


Es waren Hollywoods Goldene Jahre. 
Die Zeit der strahlenden Bombe und 
der strahlend-sauberen Hochglanzpro¬ 
duktionen mit ebenso strahlend-saube¬ 
ren Hochglanzstars wie Doris Day oder 
Rock Hudson. Mit harten, aber ehrli¬ 
chen Kerlen wie John Wayne & Co. 
konnte die US-Nachkriegsgesellschaft 
immer wieder aufs Neue den Wilden 
Westen erobern. Mit zuckersüßen Re¬ 
vuegirls wie Ginger Rogers und poma¬ 
deglänzenden Tänzern wie Fred As- 
taire für eineinhalb Stunden die Leich- 


tigkseit des American Way of Life und 
einen lange entbehrten Glamour, wenn 
auch nicht den eigenen, genießen. Aber 
die ganz besondere Liebe der Traum¬ 
fabrik der aufstrebenden Supermacht 
galt dem Sandalenfilm. Wenn es irgend 
etwas gab, in dem sich die Weltmacht 
USA spiegeln konnte, dann war es die 
Weltmacht Rom. 

Joel und Ethan Coen widmen sich 
dieser „heroischen“ Phase der US-Be- 
wusstseinsindustrie mit ihrem etwas 
speziellen Blick. Eddie Mannix (Josh 
Brolin) managt den erfolgreichen 
Hollywood-Konzern Capitol Pictu- 
res mit raubeinig-souveräner Routine. 
Nicht ganz so weit bestellt ist es mit 
seiner Souveränität beim Umgang mit 


seiner Gattin und seiner römisch-ka¬ 
tholischen Furcht um sein Seelenheil. 
Hinter Mannix 4 Schreibtisch prangt ein 
eindrucksvoller Lageplan der Capitol- 
Pictures-Studios, der allerdings fatal an 
Lagepläne von Konzentrationslagern 
erinnert. 

Für ihr neues Prestige-Projekt, 
„Hail, Caesar! 44 haben die Studios den 
bewährten, aber nicht immer sonder¬ 
lich textsicheren Recken Baird Whit- 
lock (George Clooney) engagiert. 
Whitlock soll den Part eines römischen 


Centurio mit dem vielversprechenden 
Namen „Equus Dente“ (in etwa Pfer¬ 
degebiss) übernehmen. Etwaige Ähn¬ 
lichkeiten mit dem kinnladenkramp¬ 
fenden Charlton Heston in „Ben Hur“ 
o. ä. sind natürlich genauso wenig beab¬ 
sichtigt wie Channing Tatums (als Burt 
Gurney) gleichermaßen gekonnte wie 
ziemlich schwule Tanzeinlage im Ma¬ 
trosenanzug in „No Dames“ mit den 
entsprechenden Kabinettstücken von 
Gene Kelly. Gleiches gilt für Scarlett 
Johanssons DeeAnna Moran, die mit 
der dauergrinsenden „badenden Ve¬ 
nus“ Esther Williams natürlich schon 
deswegen nichts zu tun haben kann, 
weil Johansson blond und Williams 
brünett gewesen ist. 


Unglücklicherweise wird Superstar 
Whitlock entführt. Wer kann es gewe¬ 
sen sein? (1950er Jahre, die SU hat die 
Bombe, China die Revolution, Korea- 
Krieg, „Tail-Gunner-Joe“ McCarthy.) 
Also natürlich die üblichen Verdächti¬ 
gen, die Commies. 

Da in Hollywood immer schon ein 
gewisser Mangel an Che-Guevara- 
ähnlichen Guerilleros bestand, muss¬ 
ten für Big Joes „Red Scare“-Angst- 
kampagnen eben ziemlich unmilitante 
Typen vom Schlage der „Hollywood 


Ten“ herhalten. Drehbuchautoren und 
Regisseure, die in ihre Texte und Filme, 
unbemerkt von der Zensur (und wohl 
auch von den meisten Zuschauern) ein 
klein wenig „unamerikanisch“-realisti¬ 
sche Subversion eingeschmuggelt hat¬ 
ten. 

Equus Dentes Kidnapper sind 
ebenfalls eher gesetzte, ältere Her¬ 
ren mit dem kryptischen Kampfna¬ 
men „Zukunft“. Eine geheime kom¬ 
munistische Zelle, die allerdings ein 
vollverglastes nobles Strandhaus an 
einem exklusiv-romantischen Punkt 
der Pazifikküste bewohnt. Die „Zu¬ 
kunft“, untereinander vollendet zer¬ 
stritten, verpasst nun dem verwirrten 
Hollywood-Kämpen einen Crash- 



Von der Anstrengung der Schauspielerei gefällt: Equus Dente (George Clooney) 


Kurs in Politökonomie und Herr¬ 
schaftsstrategie. Was diesen natürlich 
unmittelbar überzeugt. Um die Sa¬ 
che abzurunden, tritt der gefürchtete 
„Große Bruder“ auch noch auf den 
Plan in Form eines gigantischen U- 
Bootes, das die devot heranrudern¬ 
den „Zukunfts“-Apostel beinahe mit 
seiner beim Auftauchen erzeugten 
Welle zum Kentern bringt. 

„Hail, Caesar“ ist dazu mit eini¬ 
gen feinen Nebensträngen und -figu- 
ren ausgestattet, wie dem formidablen 
Cowboy Hobie Doyle (Alden Ehren¬ 
reich), der zwar imponierende Tricks 
auf dem Pferderücken vorführt, dafür 
aber nicht so recht mit der Sprache um¬ 
zugehen weiß. Nichtsdestotrotz wird er 
von Eddie Mannix in feinen Zwirn ge¬ 
steckt und auf das glatte Hochglanzpar¬ 
kett einer feinen Gesellschaft mit Hang 
zu gepflegter Konversation geschickt. 
Mit den entsprechend hölzernen Er¬ 


gebnissen, die dann doch irgendwie an 
John Wayne erinnern. Sehr überzeu¬ 
gend auch Tilda Swinton in der Dop¬ 
pelrolle zweier Klatschreporterinnen 
mit den nicht ganz unpassenden Na¬ 
men Thora und Thessaly Thacker. 

Die Coen-Brüder haben sich of¬ 
fensichtlich spätestens seit der raben¬ 
schwarzen Komödie „Barton Fink“ 
(1991) immer mal wieder die Zerset¬ 
zung des Hollywood-Mythos vorge¬ 
nommen. Schon damals spielten Capi¬ 
tol Pictures und eine Louis.-B.-Mayer- 
ähnliche Filmmogul-Figur eine zentrale 
Rolle. Unter anderen mit den Thrillern 
„Fargo“ (1996), „No Country for Old 
Men“ (2007) und dem Western-Re¬ 
make „True Grit“ (2010) setzten sie 
diese Demontage fort. Nach „Hail, 
Caesar!“ scheint, ganz wie in der Wirk¬ 
lichkeit, nicht mehr viel übrig vom alten 
Westküsten-Glamour. 

Klaus Wagener 


Anzeige 

Peter Michel, 

Kunstwissenschaftler, 
lange Zeit Chefredak¬ 
teur der Zeitschrift 
»Bildende Kunst« der 
DDR, blickt zurück 
aufseine Begegnun¬ 
gen mit Künstlern. 

I Dabei gelingt ihm 
eine Gesamtsicht auf 
eine Kultur, die der 
I Menschlichkeit und 
I nicht dem Kommerz 
verpflichtet war. 


Biografische Miniaturen und ein Prolog von Armin Stolper 
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Parteivorstand der DKP 


unsere zeit m 


„Geld ist genug vorhanden“ 

Parteivorstand der DKP will Sofortforderungsprogramm gegen Kriegsfolgen und wachsende Not erarbeiten 



A m Sitz des Parteivorstandes in 
Essen trat am vergangenen Wo¬ 
chenende der neugewählte Par¬ 
teivorstand der DKP zu seiner zweiten 
Tagung zusammen. Die Aufgaben der 
Partei angesichts der dramatischen Zu¬ 
spitzung der Fragen von Krieg und Frie¬ 
den, die Auseinandersetzung um die 
nach Europa drängenden Flüchtlings¬ 
ströme, die spektakuläre Zunahme des 
Einflusses ultrakonservativer und neo¬ 
faschistischer Organisationen sowie die 
atemberaubende Welle von fremden¬ 
feindlichen Aktionen und Übergriffen 
standen im Mittelpunkt des Referates 
des DKP-Vorsitzenden Patrik Köbe- 
le. Die Rolle der NATO und darin des 
deutschen Imperialismus wurde von 
Köbele ausführlich analysiert und offe¬ 
ne Fragen, die in der Friedensbewegung 
und unter Bündnispartnern und Freun¬ 
den der DKP und in der DKP dazu dis¬ 
kutiert werden, wurden im Referat und 
in der Diskussion gründlich beraten. 
Weitere Themen waren die Vorberei¬ 
tung des 3. Tages des 21. Parteitages - 
darunter ein Initiativantrag zum Pro¬ 
blem des Aufbaus eines fraktionellen 


„Netzwerk kommunistische Politik“ - 
sowie die weitere Vorbereitung des 19. 
UZ-Pressefestes, der Zeitung der DKP, 
am 1.-3. Juli in Dortmund. 

Köbeles politische wichtigste Bot¬ 
schaft war: Jetzt sind alle Kräfte zu mo¬ 
bilisieren, um der Strategie der Spal¬ 
tung der Arbeiterklasse unseres Landes 
mit Hilfe von brutalstem Chauvinismus 
und demagogisch geschürter Perspek¬ 


tivangst entgegenzuwirken. Dazu gehö¬ 
re mehr als die sich als richtig erweisen¬ 
de Losung der DKP „Unsere Willkom¬ 
menskultur heißt gemeinsam kämpfen.“ 
Die DKP habe eine doppelte Aufgabe. 
Die erste sei die politische Aufklärung, 
denn es werde versucht, von den tat¬ 
sächlichen Ursachen der akuten Krise 
abzulenken. „Wo es nicht die Kriege 
des Imperialismus sind, die Menschen 


zu Flüchtlingen machen, da ist es die 
imperialistische Ausbeutung“, so Köbe¬ 
le. Sie zerstöre die Natur und die natür¬ 
lichen Lebensgrundlagen, indem zum 
Beispiel die Fischgründe vor den Küs¬ 
ten Afrikas leergefischt werden. Doch 
Aufklärung allein reiche nicht um der 
Zukunftsangst vieler Menschen entge¬ 
genzuwirken. Die Angst vor der wach¬ 
senden Konkurrenz auf dem Arbeits¬ 
und Wohnungsmarkt werde bewusst 
geschürt. Die Folgen der wachsenden fi¬ 
nanziellen Belastungen der Kommunen 
führten zu massivem Druck auf die Ge¬ 
werkschaftsbewegung, in der aktuellen 
Tarifrunde im öffentlichen Dienst kür¬ 
zer zu treten, weil die Kosten für „die 
Flüchtlinge“ angeblich keine Spielräu¬ 
me bei den Löhnen lassen. 

Dringend nötig sei deshalb die so¬ 
fortige Entwicklung eines Forderungs¬ 
programms mit kurz- und mittelfristi¬ 
gen Forderungen für die Wohnungs¬ 
frage, für das Bildungssystem, gegen 
Armut und Ausbluten der Kommunen. 
Dabei müsse deutlich gemacht werden, 
dass Geld genug vorhanden ist. Es ist zu 
holen zum Beispiel aus dem 130 Milliar¬ 


den Euro-Hochrüstungsprogramm und 
aus den Riesengewinnen der Rüstungs¬ 
konzerne. Dieses Sofortprogramm, das 
auch ein erster Aufschlag in Vorberei¬ 
tung der Bundestagswahlen 2017 sein 
könne, müsse die Sorgen der gesam¬ 
ten werktätigen Bevölkerung unseres 
Landes, der Einheimischen und der 
Zugewanderten und Flüchtlinge, auf¬ 
greifen. Damit müsse auch der kompli¬ 
zierten Situation im Massenbewusstsein 
Rechnung getragen werden. „Perspek¬ 
tivangst ist beileibe kein Rassismus, 
kann aber Nährboden dafür sein“, so 
Köbele. 

Die Einschätzungen des Referates 
wurden in der ausführlichen und sachli¬ 
chen Diskussion bestätigt und auch mit 
zahlreichen Beispielen aus der lokalen 
Arbeit untermauert. 

Die Diskussion des Zwischenbe¬ 
richts zum Pressefest seitens der stell¬ 
vertretenden Parteivorsitzenden Wera 
Richter am zweiten Sitzungstag bestä¬ 
tigte, dass die Vorbereitungen für un¬ 
ser UZ-Pressefest vorankommen, für 
ein großes Fest des Friedens und der 
Solidarität. Hans-Peter Brenner 


Wer ist der Hauptgegner? 

Auszüge aus dem Referat des Vorsitzenden Patrik Köbele auf der 2. Tagung des DKP-Parteivorstandes 


(...) Wir müssen leider feststellen, dass 
ein Streit in der Friedensbewegung wie¬ 
der aufgeflammt ist, von dem wir hoff¬ 
ten, dass er überwunden sei. Eigentlich 
geht das gar nicht angesichts der Situa¬ 
tion. Wir brauchen eine starke, eine mo¬ 
bilisierungsfähige, eine breite Friedens¬ 
bewegung. Es ist der Streit, der in der 
Vergangenheit im Zusammenhang mit 
den sogenannten Montagsmahnwachen 
und dem Friedenswinter stand. Wir hat¬ 
ten mehrmals dazu Stellung genommen. 
Auch im beschlossenen Leitantrag des 
21. Parteitags beziehen wir Stellung und 
benennen Wesensmerkmale des Streits. 

Wir sagen dort: „Wir erleben seit 
Jahren, wie antiimperialistische Kritik 
an den USA und Israel als antisemi¬ 
tisch diffamiert wird. Damit wird An¬ 
tisemitismus relativiert, konsequenter 
Antimilitarismus soll verhindert und 
die Friedensbewegung der deutschen 
Staatsdoktrin untergeordnet werden. 
Es gibt zugleich Versuche, rechte Inhal¬ 
te in die Friedensbewegung hineinzu¬ 
tragen bzw. die Friedensbewegung nach 
rechts zu öffnen, indem die Stoßrich¬ 
tung der Friedensbewegung mehr oder 
weniger ausschließlich auf die USA ge¬ 
richtet werden soll. Das birgt die Ge¬ 
fahr, dass sich Teile der Friedensbewe¬ 
gung vor den Karren einer bestimmten 
deutschen Kapitalfraktion spannen las¬ 
sen. Die Aufgabe der DKP ist es, ge¬ 
meinsam mit anderen Kräften diese 
beiden Richtungen zurückzudrängen.“ 

Es macht Sinn, die hinter diesem 
Streit liegenden Fragen noch einmal 
tiefer zu beleuchten und dabei auch 
festzustellen, dass wir uns in dieser Po¬ 
sition des Leitantrags einig sind und 
gleichzeitig unsere Imperialismus- 
Analyse weiter diskutieren und unsere 
Bündnispolitik präzisieren wollen. 

Beginnen wir mit der Imperialismus- 
Analyse. Im Leitantrag formulieren wir: 
„Der für die gesamte Epoche des Mono- 
polkapitalismus/Imperialismus typische 
Kampf um die Neuaufteilung der Welt 
unter den imperialistischen Mächten ist 
in neuer Schärfe entbrannt. Imperialis¬ 
tische Kriege um Einflusssphären, Roh¬ 
stoffe, Marktanteile und die Kontrolle 
von Versorgungswegen ergeben sich aus 
der kapitalistischen Konkurrenz. Es hat 
sich gezeigt, dass die gesetzmäßige un¬ 
gleiche Entwicklung des Kapitalismus 
die Verhältnisse permanent ändert, Ko¬ 
alitionen sprengt und dazu führt, dass 
sich neue bilden.“ 

Ordnungsmacht in der EU 

Wir sagen: „Ganze Regionen sollen 
nach den Vorstellungen der imperi¬ 
alistischen Großmächte - besonders 
ihrer Führungsmacht, der USA - neu 


gegliedert und nach deren wirtschaftli¬ 
chen und strategischen Interessen um¬ 
gebaut werden. Die aggressiven Stra¬ 
tegien der stärksten imperialistischen 
Mächte richten sich insbesondere dar¬ 
auf, Russland und China militärisch ein¬ 
zukreisen und ihren Einfluss zurückzu¬ 
drängen bzw. einzudämmen. Sowohl 
der Kampf um die Ukraine als auch die 
zunehmenden Konflikte im pazifischen 
Raum machen deutlich, dass sich die 
Auseinandersetzungen zwischen den 
Machtblöcken weiter zuspitzen. Russ¬ 
land und China sind in diesen Konflik¬ 
ten in einer defensiven Position, wäh¬ 
rend sowohl die USA als auch die EU 
unter Führung Deutschlands - häufig 
im Bündnis miteinander - eine beson¬ 
ders aggressive Rolle spielen.“ 

Und wir sagen andererseits: „Der 
deutsche Imperialismus wird aggressi¬ 
ver und militaristischer. Er hat die Rol¬ 
le einer Ordnungs- und Führungsmacht 
der EU eingenommen, unterwirft die 
Länder der EU-Peripherie seinem Dik¬ 
tat und nutzt die EU im Kampf um 
Einflusssphären und Rohstoffe in der 
Welt. Das werden die anderen imperi¬ 
alistischen EU-Staaten nicht hinneh¬ 
men. Die Kriegsfähigkeit der Bundes¬ 
wehr wird mit Rüstungsprojekten und 
Auslandseinsätzen von Afghanistan 
bis Zentralafrika gesteigert. In diesem 
Sinne ist auch die durch die BRD for¬ 
cierte Verpflichtung der EU-Staaten zu 
sehen - festgehalten im Lissabon-Ver¬ 
trag -, die eine weitere Militarisierung 
und die Erhöhung ihrer Militärausga¬ 
ben vorschreibt. Militarismus soll die 
gesamte Gesellschaft durchdringen. Ziel 
ist der Aufbau einer EU-Armee unter 
deutscher Führung. Versuche zur Mili¬ 
tarisierung der gesamten Gesellschaft 
werden vom militärisch-industriellen 
Komplex und der herrschenden Politik 
vorangetrieben.“ 

Diskussion um die NATO 

Trotz dieser Analyse ist eine Debatte 
notwendig, müssen wir uns die Antwor¬ 
ten auf weitere Fragen erarbeiten. Wir 
sind uns einig, dass derzeit die Haupt¬ 
kriegsgefahr vom US-Imperialismus 
ausgeht und er der Hauptkriegstreiber 
ist. Was aber sind die Ursachen? Ist es, 
wie Genossen sagen, so, dass sich die be¬ 
sondere Aggressivität des US-Imperia- 
lismus aus der relativen ökonomischen 
Schwäche bei gleichzeitiger übermächti¬ 
ger militärischer Potenz ergibt und, dass 
der US-Imperialismus als Hegemon in 
der NATO dem imperialistischen Staa¬ 
tenbündnis seinen destruktiven Stem¬ 
pel aufdrückt und, dass deswegen der 
US-Imperialismus im Weltmaßstab 
der Hauptgegner antiimperialistischer 


Kräfte bzw. noch allgemeiner aller fort¬ 
schrittlichen Kräfte ist? 

Oder ist es so, dass es eine ökono¬ 
mische Schwächung des US-Imperia- 
lismus und eine Tendenz zur Macht¬ 
verteilung unter den führenden Im¬ 
perialismen der Welt, sowie hin zu 
Schwellenländern, aufstrebenden 
kapitalistischen Staaten und deren 
Bündnisstrukturen gibt, das aber noch 
nichts an der übermächtigen Rolle 
des US-Imperialismus ändert, sich al¬ 
lerdings die NATO bereits verändert 
hat. Manche Genossen meinen, dass 
die NATO zwar einst gegründet wur¬ 
de als ein Kriegsbündnis des Imperi¬ 
alismus unter Führung des US-Impe- 
rialismus. Heute aber habe sich dieser 
Charakter der NATO verändert und 
im Gefolge auch die Form der Austra¬ 
gung innerimperialistischer Konflikte. 
Die NATO ist heute so etwas wie der 
„ideelle Gesamtkapitalist der imperia¬ 
listischen Kriegsführung der führende 
westlichen Imperialismen“. Die Auftei¬ 
lung der Welt in Einflusszonen, Quel¬ 
len von Ressourcen (Rohstoffe, Men¬ 
schen), Absatzmärkte und Transport¬ 
wege ist in Permanenz umstritten. Sind 
Länder im Sinne des Imperialismus un¬ 
bootmäßig, werden sie auch militärisch 
gefügig gemacht. Das Gefügigmachen 
ist meist gemeinsames Interesse der 
Imperialismen. Beim Gefügigmachen 
bricht in der Regel aber die Konkur¬ 
renz auf und zeigt sich in unterschied¬ 
lichen Formen, Koalitionen, politischen 
Widersprüchen. Das war zu erkennen 
in Jugoslawien, Afghanistan, Libyen, 
Irak, Syrien. 

Das ist keine Diskussion um Kaisers 
Bart. Aus ihr leiten sich Fragen ab, ob wir 
den Hauptstoß im Friedenskampf gegen 
die NATO als Hauptfeind im Weltmaß¬ 
stab und gleichzeitig Katalysator für die 
Stärkung des Hauptfeinds im eigenen 
Land, den deutschen Imperialismus, 
richten, oder ob für Deutschland zent¬ 
rale Forderungen gebraucht werden, die 
auf die Schwächung der NATO (auch als 
Instrument des US-Imperialismus) und 
die Schwächung des deutschen Imperi¬ 
alismus zielen. 

Aus Sicht der Genossinnen und Genos¬ 
sen, die letztere Position vertreten sind 
das folgende Forderungen: 

★ gegen die NATO und die NATO-Mit- 
gliedschaft Deutschlands 

★ gegen NATO-Einrichtungen und 
US-Militär und -Geheimdiensteinrich¬ 
tungen 

★ gegen Kriegseinsätze, gegen Ausland¬ 
seinsätze der Bundeswehr 

★ gegen Rüstungsausgaben und Hoch¬ 
rüstungsprogramme 

★ gegen Rüstungsexporte 


Die Rolle Russlands 

(...) Eine weitere Frage, die diskutiert 
wird, ist die Rolle Russlands. Ich habe 
bereits aus dem Leitantrag zitiert, dass 
sich derzeitige aggressive Strategien der 
stärksten imperialistischen Mächte auf 
die militärische Einkreisung Russlands 
und Chinas konzentrieren und dies 
Kriegsgefahr bedeutet. An anderer Stel¬ 
le im Leitantrag würdigen wir die Aktivi¬ 
täten der BRICS-Staaten, die versuchen 
ihre nationalen Wirtschaften vor dem 
Einfluss international agierender Mo¬ 
nopole zu schützen und sie damit „den 
Interessen der imperialistischen Haupt¬ 
mächte entgegen( wirken) “.Trotzdem ge¬ 
hen wir davon aus, dass Russland, gerade 
weil es ein aufstrebender kapitalistischer 
Staat ist, eben nicht zur Friedensmacht 
an sich werden kann. Allerdings dürfen 
Unterschiede bei der Entwicklung des 
Kapitalismus nicht übersehen werden. 
Es ist offensichtlich so, dass sich die herr¬ 
schende Klasse und ihr Verhältnis zum 
Staatsapparat von Größe und Machtba¬ 
lance von der Situation in älteren Kapita¬ 
lismen bzw. ausgebildeten Imperialismen 
unterscheidet. Die Rolle des Staates als 
„ideeller Gesamtkapitalist“ ist ausge¬ 
prägter und im Verhältnis zur herrschen¬ 
den Klasse dominanter. Hier haben wir 
wohl auch ein gewisses Spektrum unter¬ 
schiedlicher Sichtweisen. Sie reichen von 
der Einschätzung, dass Russland bereits 
ein mehr oder weniger entwickelter Im¬ 
perialismus ist bis zur Einschätzung, dass 
Russland zumindest für eine ganze Etap¬ 
pe zwingender Bündnispartner der Frie¬ 
denskräfte sein wird. 

Mit den Beschlüssen des 21. Partei¬ 
tags haben wir das festgehalten, was 
wir gemeinsam einschätzen und haben 
deshalb eine gute Basis, um diese Fra¬ 
gen weiter zu diskutieren und zu ana¬ 
lysieren. 

Ich möchte aber auch zu einigen Ab¬ 
leitungen für die Bündnispolitik in der 
Friedensbewegung etwas sagen: 

Kurze Vorbemerkung: Die Gefahr 
einer bis zum Weltkrieg eskalierenden 
Kriegssituation ist riesig. Eine mögliche 
Eskalation kann beim Stand der heuti¬ 
gen technologischen Entwicklung eine 
völlige Unbeherrschbarkeit bedeuten 
und damit vom Ausmaß der Katastro¬ 
phe, das der beiden Weltkriege über¬ 
schreiten. Die Gefahr ist immer dann 
evident, wenn es zur direkten Konfron¬ 
tation der aufstrebenden Mächte Russ¬ 
land oder der VR China mit führen¬ 
den westlichen Imperialismen bzw. der 
NATO oder zu militärischen Auseinan¬ 
dersetzungen zwischen führenden west¬ 
lichen Imperialismen kommt. Auslöser 
können Dinge sein, die relativ „irratio¬ 
nal“ erscheinen, (in der jüngsten Vergan¬ 


genheit zum Beispiel der Abschuss eines 
russischen Militärflugzeugs über Syrien 
durch die Türkei) 

Von der Notwendigkeit der Breite 
der Bündnisse lässt sich das dadurch 
durchaus mit der notwendigen Brei¬ 
te, wie sie der 7. Weltkongress und die 
Brüsseler Konferenz der KPD für den 
Kampf gegen den deutschen Faschismus 
beschrieb, vergleichen. Allerdings gibt es 
keine Chancen auf Bündnisse von Staa¬ 
ten unter Einbeziehung führender Impe¬ 
rialismen, wie es die Alliierten im Kampf 
gegen den Faschismus darstellten. Als 
Voraussetzung fehlen die Existenz eines 
mächtigen sozialistischen Staates und 
die teilweise Interessenidentität mit den 
führenden Imperialismen (die damals 
im Abwehrkampf gegen den deutschen 
Faschismus gegeben war). Dafür fehlt 
auch die Chance, dass in den führenden 
Imperialismen sich die Kapitalfraktio¬ 
nen durchsetzen, deren Interessen den 
Hauptkriegsgefahren entgegenlaufen. 

Hier stellt der deutsche Imperialis¬ 
mus möglicherweise eine gewisse Son¬ 
derrolle dar. Es gibt eine einflussreiche 
Kapitalfraktion, die zumindest in der 
Einkreisungspolitik gegenüber Russland 
Differenzen erkennen ließ (Siemens/ 
Kaeser). Sicherlich gibt es im Kapital 
auch Kräfte, die über ein Bündnis mit 
Russland, auch in der Konkurrenz zum 
US-Imperialismus, nachdenken. Wenn 
es Unterschiede gibt, müssen sie aus¬ 
genützt werden. Die Friedensbewegung 
darf hier durchaus Bündnisse mit dem 
„Teufel“ (also dieser Kapitalfraktionen) 
eingehen, solange sie nicht vergisst, dass 
diese Bündnispartner Teufel bleiben. 

Wir brauchen also breitestmögliche 
Antikriegsbündnisse, deren Begrenzung 
aus meiner Sicht „nur“ in folgender Hin¬ 
sicht gegeben ist: Kräfte, die bewusst 
eine Stärkung der Hauptkriegsgefah¬ 
ren, also der Umkreisung Russlands und 
der Volksrepublik China, somit z.B. der 
NATO-Osterweiterung zulassen oder 
die den Hauptkriegstreiber, den US- 
Imperialismus verharmlosen, sind kei¬ 
ne Bündnispartner, genauso, wie Kräfte 
deren Positionen bewusst eine Stärkung 
des deutschen Imperialismus beinhaltet. 
Damit sind natürlich auch Faschisten 
und Chauvinisten keine Bündnispartner. 

(...) Wenn wir also in großer Breite 
unsere Herangehensweise an die Bünd¬ 
nispolitik in der Friedensfrage bestim¬ 
men, bleibt es aber gleichzeitig dabei, 
dass es fahrlässig, ja sogar opportunis¬ 
tisch wäre, diese notwendige Breite zu 
verwechseln mit der Absage an die Not¬ 
wendigkeit gleichzeitig unsere Inhalte zu 
verbreiten und auf das Recht zu beste¬ 
hen, unsere Inhalte zu verbreiten, auch 
diejenigen, die über den Konsens der 
Friedensbewegung hinausgehen. 

(Insbesondere bei den Ableitungen für die 
Bündnispolitik in der Friedensbewegung ist 
das Referat stark gekürzt. Es ist in ganzer Län¬ 
ge nachzulesen unter news.dkp.de) 
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Die Wahl als Podium nutzen 

DKP in Heidenheim will auch bei der Landtagswahl 
sichtbar und wählbar sein 


UZ: Warum kandidiert die DKP in Hei¬ 
denheim zur Landtagswahl? 

Reinhard Püschel: Solange ich zurück¬ 
denken kann, traten wir als Partei im¬ 
mer bei Wahlen an. Eine Landtags- bzw. 
Bundestagswahl war oft ein Wahlkampf¬ 
auftakt, der dann in den Gemeinderats¬ 
wahlkampf mündete. Jetzt sind wir schon 
40 Jahre im Heidenheimer Gemeinde¬ 
rat vertreten. Wir machen nicht nur kurz 
vor den Wahlen unsere Infostände. Nein, 
wir machen jeden Monat unseren Info¬ 
stand, organisieren Aktionen und vertei¬ 
len Handzettel zu bestimmten Themen. 
Wir mischen uns im Interesse der Bür¬ 
ger und Bürgerinnen in die Politik ein. 
Das führt auch dazu, dass wir als Partei 
wahrgenommen werden. Auch die Hei¬ 
denheimer Zeitung scheut sich nicht, un¬ 
sere Stellungnahmen zu veröffentlichen. 

UZ: In den Gemeinderat zu kommen ist 
für euch wohl nicht so schwer? 

Reinhard Püschel: Das ist mit viel Arbeit 
und Engagement verbunden. Es ist not¬ 
wendig, dieses Vertrauen der Menschen 
in uns auch auszufüllen. Da ist der Kon¬ 
takt zu den Bürgern notwendig. Kürzlich 
hat mir ein älterer Herr in den Mantel 
geholfen. Auf mein Erstaunen sagte er: 
„Sie sind doch der im Gemeinderat.“ 
Auffallend für mich ist, dass mich viele 
auf der Straße grüßen, die ich oft nicht 
kenne. Der Oberbürgermeister hat mich 
sogar in einer Gemeinderatssitzung als 
Robin Hood „geschimpft“ weil ich mich 
für die Anliegen auch weniger Bürger 
einsetzen würde. 


UZ: In den Landtag zu kommen ist wohl 
nur ein Traum? 



Reinhard Püschel ist Stadtrat in 
Heidenheim und kandidiert als 
Direktkandidat der DKP bei der 
Landtagswahl in Baden-Württemberg 
am 13. März 2016. 


Reinhard Püschel: Träumen dürfen wir 
Kommunisten wohl schon. Das ist auch 
wichtig und stärkt uns. Wir Kommunis¬ 
ten kümmern uns um das „Teewasser“, 
aber auch um die große Politik. Beides 
gehört zusammen. Um die „Daseins¬ 
vorsorge“ zu gewährleisten, fordern 
wir, dass Bund und Länder mehr Gel¬ 
der in die Kommunen investieren müs¬ 
sen. Geld ist ja genug da. Also, den Rüs¬ 
tungshaushalt kürzen, die Reichen mehr 
zur Kasse zu bitten. Seit 20 Jahren ist in 
Heidenheim die Gewerbesteuer nicht 
mehr erhöht worden. Das war in den 40 
Jahren schon immer einer unsere An¬ 
träge an den Gemeinderat. Auch „Die 
Linke“ setzt sich dafür ein und jetzt auch 
die SPD. Bund und Länder müssen da¬ 
für sorgen, dass es einen kostenlosen 
Kindergarten gibt, dass deutlich mehr 
Geld in die Rentenkasse, in die Gesund¬ 
heitspolitik und Schulbildung investiert 
wird. 

UZ: Wie stehst du zu einem Wahlbündnis 
mit der Partei „Die Linke“? 

Reinhard Püschel: Das haben wir in einer 
Mitgliederversammlung diskutiert und 
darauf der Partei „Die Linke“ ein Wahl¬ 
bündnis schriftlich angeboten. Die hat es 
aber postwendend abgelehnt. Natürlich 
haben wir keine Chance, in den Landtag 
zu kommen. Aber wenn wir nicht kandi¬ 
dieren und diese Wahl nicht als Podium 
nützen, dann können unsere Sympathi¬ 
santen uns auch nicht wählen. Wir kämp¬ 
fen das ganze Jahr über für eine bessere 
Politik - und bei einer Wahl kandidieren 
wir nicht? Auch jetzt können wir wieder 
feststellen: So viele Möglichkeiten, unse¬ 
re politischen Ansichten nach Außen zu 
tragen, gibt es sonst kaum. Wir kommen 
mit vielen Menschen ins Gespräch. 

UZ: Was habt ihr als Nächstes vor? 

Reinhard Püschel: Am 5. März findet in 
Heidenheim ein bezirksweiter Aktions¬ 
tag statt. Wir treffen uns um 10.00 Uhr, 
und dann geht es los in die Wohngebiete. 
Wir wollen mindestens 8 000 Exemplare 
unserer Zeitung „Blickpunkt“ verteilen. 
Darin wird nochmals deutlich gemacht, 
dass es sich lohnt, die DKP zu wählen. 
Auch wenn wir es nicht in den Landtag 
schaffen, ist ein Kreuz auf dem Stimm¬ 
zettel für die DKP keine verlorene Stim¬ 
me. 

Die Fragen stellte Gerd Ziegler 

Wer am Aktionstag 5. März teilnehmen 
will: Bitte per E-Mail anmelden bei pue- 
schel-reinhard@t-online.de. 


DGB ruft zu Kundgebung in Müllheim auf 


Im Vorfeld der Landtagswahlen 2016 ruft 
der DGB Markgräflerland zu einer Kund¬ 
gebung gegen Gewalt und Rassismus am 
Samstag, den 5. März, um 11.00 Uhr auf 
dem Markgräfler Platz in Müllheim auf. 

In dem Aufruf heißt es: „Mit ihren 
volksverhetzenden Aussagen schüren 
AfD, NPD und Republikaner auf dem 
Rücken vieler notleidender Menschen 
Ängste und liefern menschenverach¬ 
tenden Verbrechern vermeintliche 
Rechtfertigungen. Wir betrachten es 
als unsere demokratische Pflicht, den 
geistigen Brandstiftern dieser Parteien 
entschieden und gemeinsam entgegen 
zu treten. Wir wehren uns dagegen, dass 
den Menschen, die vor Krieg, religiö¬ 
ser Verfolgung, Armut oder Umwelt¬ 
zerstörung fliehen, rassistische Hetze 
oder gar Gewalt entgegenschlägt. 


Wir setzen uns für eine demokra¬ 
tische, offene Gesellschaft ein, gegen 
„völkische“ Ab- und Ausgrenzung, für 
eine Gesellschaft, in der Freiheit, die 
Einhaltung der Grundrechte und sozi¬ 
ale Gerechtigkeit zentrale Werte sind 
und die Würde aller Menschen als un¬ 
veräußerlich geachtet wird. Allen ge¬ 
genüber. Gleichermaßen. 

Statt uns gegeneinander ausspielen 
zu lassen, machen wir uns stark 

★ gegen Rassismus und Gewalt in 
unserer Gesellschaft 

★ für Integration 

★ für ein friedliches Miteinander!“ 

Der DGB Markgräflerland wen¬ 
det sich an alle demokratischen Kräf¬ 
te im Markgräflerland, den Aufruf 
und die Kundgebung zu unterstüt¬ 
zen. 


DKP Mecklenburg-Vorpommern beschließt 
Landtagswahlprogramm und Kandidatenliste 


Der erst 2013 gegründete Landesver¬ 
band der Deutschen Kommunistischen 
Partei (DKP) Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern nahm mit 91 Prozent der Stimmen 
das Wahlprogramm für die Landtags¬ 
wahlen im September an. Als Kandida¬ 
ten der DKP erhielten Robert Kühne 
(Schwerin), Erich Bartels (Stralsund) 
und Daniel Schikora (Rostock) das Ver¬ 
trauen der Landesmitgliederversamm¬ 
lung vom 20. Februar in Rostock. 


Den Wahlkampf werden die kommu¬ 
nistischen Nordlichter unter der Losung 
„Gegen Sozialabbau, Faschismus und 
Krieg“ führen. Bereits bei den letzten 
EU-Wahlen kandidierte die DKP unter 
anderem mit einem Kandidaten aus dem 
Nordosten. 

Das in Mecklenburg-Vorpommern 
erlangte Wahlergebnis zu toppen ist 
erklärtes Ziel des Landtagswahlkamp¬ 
fes. 


Die „Linke“ stellt richtige Fragen 

Positionen der DKP Rheinland-Pfalz zur Landtagswahl 



Swoffenfrei 


Foto: Gemeinfrei 


Demonstration am Fliegerhorst Büchel 


Die rheinland-pfälzische DKP ruft auf am 13. März 2016 in Rheinland-Pfalz die 
Partei „Die Linke“ zu wählen. Die Landes Organisation der DKP hat aktuell ein 
Papier vorgelegt, das nicht den Anspruch erhebt, an dieser Stelle zu allen landes¬ 
politisch relevanten Themen Aussagen zu treffen. Es soll kein Wahlprogramm 
einer nicht mit eigener Liste antretenden Partei sein, sondern zu einigen in der 
Öffentlichkeit diskutierten Fragen die Positionen der DKP Rheinland-Pfalz dar¬ 
stellen. Im Folgenden dokumentieren wir Auszüge. 


Krieg und Armut 

Seit dem Zusammenbruch des staat¬ 
lich organisierten Sozialismus in Eu¬ 
ropa 1989 ff. wurde neben der ökono¬ 
mischen Erpressung die militärische 
Intervention wieder Bestandteil deut¬ 
scher Politik. Mal mit, mal ohne deut¬ 
sche militärische Beteiligung wurden 
Staaten destabilisiert, wurden interne 
Konflikte angeheizt zu Bürgerkriegen 
oder es wurde offen völkerrechtswidrig 
interveniert. Den Menschen brachte es 
nur Not und Tod, auch wenn oft kolla- 
borierende Oberschichten profitierten. 

Die Herkunftsregionen der meisten 
Flüchtlinge, Balkan, Nordafrika, West¬ 
asien, Afghanistan usw. zeugen davon. 

Flugzeugträger der NATO 

Bei den meisten Kriegen und Militär¬ 
einsätzen, aber auch beim Drohnenter¬ 
ror der USA, ist Rheinland-Pfalz, sind 
die NATO-Stützpunkte und Einrich¬ 
tungen in Ramstein, Landstuhl, Spang- 
dahlem, Baumholder und Büchel mit 
den letzten 20 US-Atombomben und 
der atomaren Teilhabe Deutschlands 
Sprungbrett, Drehscheibe und Kom¬ 
mandozentrale. Die militärische Prä¬ 
senz der USA soll wieder stärker wer¬ 
den. Das trifft auf ungeteilten Beifall 
der CDU. 

Aber auch die seit 25 Jahren SPD¬ 
geführten Landesregierungen taten 
sich vor allem mit Bittgängen in die 
USA zwecks Erhaltung von militäri¬ 
schen Einrichtungen hervor. Von den 
Bundestagsparteien war es die „Linke“, 
die gemeinsam mit oder parallel zu den 
Kräften der Friedensbewegung, dar¬ 
unter auch der rheinland-pfälzischen 
DKP, Proteste und die jährlichen Os¬ 
termärsche organisierte. 

Auch den Protest dagegen, dass 
die Werber der Bundeswehr an den 
Schulen des Landes zum „Werben fü‘s 
Sterben“ auftreten können. Die Grü¬ 
nen zeigen sich hier in ihrer ganzen 
Zerrissenheit zwischen vielen aktiven 
Friedensbewegten in ihren Reihen ei¬ 
nerseits und ihrer Rolle als Kriegspar¬ 
tei, wenn sie an der Bundesregierung 
beteiligt sind, andererseits. 

Entmilitarisierung 
fördert Entwicklung 

Die Behauptung, in schwach entwickel¬ 
ten Regionen wie z. B. der Westpfalz 
oder an der oberen Nahe gäbe es zu 
den zivilen Arbeitsplätzen beim Mili¬ 
tär keine Alternative, ist schon lange 
widerlegt. Sie verdreht Ursachen und 
Wirkung. Wer investiert schon neben 
einem Pulverfass, wer möchte in des¬ 
sen Nachbarschaft mit seinen Kindern 


wohnen? Wer der Wissenschaft hier 
nicht glauben will, schaue nach Bad 
Kreuznach. Bis in die 90er Jahre eine 
der größten US-Garnisonen im Land, 
mit einer unter 40 000 gesunkenen Ein¬ 
wohnerzahl, blüht die Stadt auf, seit sie 
militärfrei ist. 

Große Flächen wurden frei für Er¬ 
weiterungen bestehender Unterneh¬ 
men und die Ansiedlung neuer, aber 
auch zum Haus- und Wohnungsbau 
sowie für öffentliche Einrichtungen, 
ehemals hinter Stacheldraht liegen¬ 
de Schießplätze usw. dienen heute 
der Naherholung und dem Tourismus. 
2015 überschritt die Einwohnerzahl 
die 50 000, was sich nicht nur aus rund 
4000 Zugängen durch eine Eingemein¬ 
dung erklärt, fast 30 000 Arbeitsplätze 
gibt es in der Stadt, weitaus mehr Ein¬ 
ais Auspendler. 

Hilfe für Flüchtlinge ist 
Ausdruck des Humanismus 

Der Zustrom Zehntausender Vertrie¬ 
bener im letzten Jahr zeigte auch zwei 
Gesichter des Landes. Da waren und 
sind Zigtausende, die diese nicht nur 
willkommen heißen, sondern mit ho¬ 
hem Engagement nach wie vor prak¬ 
tische Hilfe leisten. Sie gleichen damit 
auch das organisatorische Versagen der 
Bundespolitik aus, die über Jahre flei¬ 
ßig an den Fluchtursachen mitstrickte, 
bezüglich der Folgen aber den Kopf in 
den Sand steckte. Sie demonstrieren 
auch einen fest verwurzelten Humanis¬ 
mus in großen Teilen des Volkes, mag 
er nun seine Wurzel in religiösen Be¬ 
kenntnissen, der Aufklärung oder dem 
Grundgedanken der Solidarität in der 
Arbeiterbewegung haben. 

Sozialabbau in Rheinland-Pfalz 

Auch in Rheinland-Pfalz sind die Fol¬ 
gen der Hartz-Gesetzgebung unüber¬ 
sehbar. Hartz IV ist ein staatliches 
Verarmungs- und Repressionsinstru¬ 
ment. Es richtet sich gegen Erwerbs¬ 
lose, die oft nach Jahrzehnten berufli¬ 
cher Tätigkeit behandelt werden wie 
Menschen, die aufgrund eigener Ent¬ 
scheidung noch nie einer Erwerbsar¬ 
beit nachgingen. Betroffene empfin¬ 
den das System als repressiv und ent¬ 
würdigend, Arbeitende werden damit 
gefügig gemacht. Wer nicht pariert, 
nicht auf Lohn verzichtet, nicht län¬ 
ger arbeitet ohne Ausgleich etc., dem 
wird damit gedroht. Das schwäch¬ 
te und schwächt auch die Durchset¬ 
zungskraft der Gewerkschaften, eben¬ 
so wie Zeit- und Leiharbeit, endlose 
begründungslose Befristungen und 
der Missbrauch von Werkverträ¬ 


gen. Ein Viertel aller Arbeitenden in 
Rheinland-Pfalz, vor allem aber jun¬ 
ge Menschen, sind prekär beschäftigt, 
haben keine gesicherte Zukunft. Von 
einer grundsätzlichen Umkehr ist bei 
„Rot-Grün“ in Rheinland-Pfalz wenig 
zu merken. 

Das ist aber auch Wasser auf die 
Mühlen der Rassisten. Längst nicht je¬ 
der, der in einem der reichsten Länder 
der Welt als Erwerbsloser oder Alters¬ 
rentner auf Hartz-IV-Niveau vegetie¬ 
ren muss, der keine angemessene be¬ 
zahlbare Wohnung findet, sich nicht 
nur abgehängt fühlt, ist ein Nazi, wenn 
er angesichts des dominierenden Me¬ 
dienthemas „Flüchtlinge“ fragt: „Und 
wer fragt nach mir?“ Aber er droht 
empfänglich zu werden für die dump¬ 
fen Parolen von Rechts. Antifaschisti¬ 
sche Politik muss deshalb auch immer 
die sozialen Fragen angehen, angefan¬ 
gen mit im gewerkschaftlichen Sinne 
guten und ausreichenden Arbeitsplät¬ 
ze auch durch Arbeitszeitverkürzung, 
Senkung des Renteneintrittsalters, re¬ 
pressionsfreier Existenzsicherung für 
Erwerbslose, Schaffung von Wohn- 
raum und vieles mehr. Für sämtliche 
Kontrollen des Arbeitsschutzes ste¬ 
hen in Rheinland-Pfalz gerade mal 70 
Fachkräfte im Landesdienst, nur ein 
Bruchteil der Zahl jener, die Parksün¬ 
der verfolgen. In Fragen der Sonntags¬ 
arbeit ist in der Regel das ökonomi¬ 
sche Interesse des Kapitals ausschlag¬ 
gebend. 

Die „Linke“ stellt 
richtige Fragen 

Die „Linke“ stellt die notwendigen 
Fragen nach der Umverteilung gesell¬ 
schaftlich geschaffenen und privat an¬ 
geeigneten Reichtums. Sie stellt die 
Frage, wem Krieg und Interventionen 
nützen. Sie stellt sich gegen Demokra¬ 
tieabbau und Rassismus. Eine Frakti¬ 
on der „Linken“ im Landtag könnte 
die politische Achse in Rheinland-Pfalz 
verschieben. 

Politik wird nicht nur in Parlamen¬ 
ten gemacht. Oft wird dort nur nach¬ 
vollzogen, was sich im außerparlamen¬ 
tarischen Bereich durchgesetzt, dort 
Hegemonie errungen hat. Ein Beispiel 
ist die Einführung des gesetzlichen 
Mindestlohns, ein großer Erfolg trotz 
aller Unzulänglichkeiten. Hier erwar¬ 
ten wir von der „Linken“, dass sie sich 
auch in Rheinland-Pfalz mehr als Bin¬ 
deglied zwischen Parlamentsfraktion 
und Bewegung auf der Straße und in 
den Betrieben profilieren wird. Auch 
dass sie durchgängig den außerparla¬ 
mentarischen Kämpfen mehr Bedeu¬ 
tung zumisst, mehr als mobilisierende 
und einigende Kraft in Erscheinung 
tritt, als sie das heute tut. 

Die rheinland-pfälzische DKP ruft 
auf, am 13. März 2016 in Rheinland- 
Pfalz „Die Linke“ zu wählen. Eine 
Stimme für linke Politik ist nie eine 
verlorene Stimme. 
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„Immer auf der Seite der Opfer 4 ' 

„Unser Gesetz heißt Solidarität“ 

Peter Kleinen 

Übernehmen wir in diesem Sinne das Erbe 
und führen Dein Werk fort - mit den Worten von 
Heinrich Heine: „Es ist die Zeit des Ideenkampfes. 

Journale sind unsere Festungen. 44 

Peter Kleinert 

6. 8.1937 - 6. 2. 2016 

Unbeugsam Aufrichtiger, Freund und Verfechter 
der ungeteilten Menschenrechte hier und überall auf 
der Welt - Du hast Dich eingebracht als Journalist, 
Redakteur, Gewerkschafter, Produzent, 
Dokumentarfilmer und Zeitungsmacher. 

Als Mitbegründer der Medienkollektive Kölner Film- und 
Videogruppe, KAOS Film- und Videoteam, KAOS-Galerie, 
KANAL 4-Rundfunkgesellschaft, KAOS-Kunst- und 
Videoarchiv, KÖLNER WOCHE, NEUE RHEINISCHE 
ZEITUNG / NRhZ war für Dich gemeinsames Handeln 
die Voraussetzung, Unrecht in Recht zu wandeln. 

In Würdigung Deines Lebenswerkes sagen wir DANKE 
und nehmen Abschied, lieber Peter. 

Werner Rügern er, Wolf gang Bittner, 

Rolf Gössner, Evelyn Hecht-Galinski 
{Karlspreisträger der Neuen Rheinischen Zeitung) 

Hartmut Barth-Engelbart, Ursula Behr, Fritz Bilz, Dorothea Boxberg, 
Elias Davidsson, Ellen Diederich, Wolfgang Effenberger, Brigitte 
Evers-Schahmirzadi, Wolfgang Fehl, Dorothea Driever-Fehl, 
Anneliese Fikentscher, Karl C. Fischer, Ekkes Frank, Leslie Franke, 
Heinrich Frei, Senne Gl an sehn ei der, Lothar Gothe, Jürgen 
Grässlän, Klaus Hartmann, Monika Krotter-Hartmann, Rudolf 
Hansel, Walter Herrmann, Ulli Hetscher, Wolfgang Hippe, Ulrich 
Hoff mann, Irene Hörner-Theodor, Michael Houben, Andreas 
Hupke, Ken Jebsen, Dorothee Joachim, Michi und Alex Jordan, 
Anne Jüssen, Re Karen, Krystyna Kauffmann, Jochen Kaufmann, 
Wilfried Kaute, Jürgen Kelle, Veronika Kemper, Erich-Günter 
Kerschke, Franz Kersjes, Klaus der Geiger, Ansgar und Helene 
Klein, Kostas Koufogiorgos, Günter Küsters, Stefanie Landgraf, 
Jan Lenkait, Luz Maria De Stefano Zuloaga de Lenkait, Ekkehard 
Lentz, Ulla Lessmann, Herdolor Lorenz, Uta und Eduard Mader, 
Walter und Elke Malzkorn, Mark Met, Joseph Meyer, Konni Müller, 
Izzeddin Musa, Andreas Neumann, Christa Oberbremer, Susanne 
Pareike, Claudia Pinl, Harry Popow, Doris und George Pumphrey, 
Arnulf Rating, Klaus von Raussendorff, Eberhard Re in ecke, Ivo 
Rode, Jürgen Rose, Gabriele Röwer, Ann und Rainer Rupp, Lisa 
Rüther, Uwe Scheer, Michael Sch eff er, Günter Schenk, Sabine 
Schiffer, Helmut Schmidt, Horst Schmok, Christiane Schnura, Axel 
Köhler-Schnura, Erasmus Schöfer, Renate Schoof, Michael 
Schomers, Dietrich Schulze, Gisela Segieth, Nele Spielvogel, 
Eckart und Lydia Spoo ; Gernot Steinweg, Bärbel Stipancic, Brigitte 
Streicher, Johanna Stürtzel, Hannes Stütz, Cordula Thonett, 
Josephina Thonett, Markus Thonett, Mila Thonett, Stephan Thonett, 
Marianne Tralau, Georg Maria Vormschlag, Willy Wahl, Karl-Heinz 
Wal loch, Günter Wall raff, Hanne List-Weidler, Hartmut Weidler, 
Jens Wern icke, Karin Wieckhorst, Carola Willbrand, Heinrich 
Wohlmeyer, Mag Wompel, Elke Zwinge-Makamizile 

Arbeiterfotografie Bundesverband, Arbeitsgemeinschaft Dokumen¬ 
tarfilm AG DOK, Rechtshilfefonds für Kurdinnen und Kurden in 
Deutschland AZADi, Coordination gegen BAYER-Gefahren CBG, 
Deutscher Freidenker-Verband Landesverband Nordrhein- 
Westfalen, Euregioprpjekt Frieden Aachen, Herausgeber-Team „Die 
Stadt, das Land, die Welt verändern“, Internationales Frauen- 
Friedensarchiv Fasia Jansen, Ken FM Crew, Kölner Klagemauer für 
Frieden, Völkerverständigung und Menschenrecht, LabourNet, 
Arbeits-Obdachlosen-Selbsthilfe-MitmachzeitungQuerkopf, 
Sozialistische Selbsthilfe Mülheim SSM, Weggefährt Jenen aus der 
Palmstrasse, Werkkreis Literatur der Arbeitswelt 



Ich freue mich. Sie persönlich kennenlemen zu dürfen, lieber Peter... 
Gmfik: Kostas Koufogiorgos 


Österreichischer Kommunist (Marxist-Leninist, Anhänger der 
früheren DDR, SED und des damaligen Ostblock-/Sowjetkommu- 
nismus), Internationalist und Revolutionär aus tiefstem Herzen 
und Überzeugung, 39 J. alt aus Wien, Österreich, sucht gleich- 
gesinnte Kommunisten und Kommunistinnen zwecks E-Mail- 
Freundschaft und gegenseitigem Austausch von politischen 
Meinungen und Ansichten. Sehr gerne auch aus der früheren 
DDR. Bei Interesse/U.A.w.g./R.V.S.P.: milan.bochynek@gmail.com 


Frühling in der Toskana. Unser 
kleiner Biohof nähe Meer hofft 
auf nette Helfer/innen bei den 
Frühlingsarbeiten. 
www.toskana-biohof.de 
E-Mail: imogen.guben@online.de 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


fl Die Welt gleicht einem Meer: die 
Menschheit einem über seine stür¬ 
mischen Buchten segelnden Schiff. 
Unsere Klugheit ist das Segel, Künste 
und Wissenschaft dienen als Ruder. 
Glück oder Unglück als günstige oder 
missliche Winde: das Urteil ist das 
Steuer. Ohne Letzteres ist das Gefährt 
ein Spieibaii der Wogen ." (Goldsmith) 

Plötzlich und unerwartet, unfassbar für uns alle, starb am 
15. Februar unser Genosse und Freund 

Armin Fuchs 

im Alter von 65 Jahren. 

Wir verlieren mit Armin einen Genossen und Freund, der Jahr¬ 
zehnte sich für die Interessen und Forderungen der arbeitenden 
Menschen, für Frieden, Demokratie und Sozialismus einsetzte. 
Es ist nicht möglich, in wenigen Zeilen seinen ungewöhnlichen 
Lebensweg aufzuzeigen. Die Arbeit mit Jugendlichen begleitete 
ihn sein ganzes Leben. Mit der kirchlichen Jugendarbeit begann 
sein Werdegang. 

Durch die Ersatzdienstzeit in Bethel, in geschlossenen Fürsor¬ 
geheimen mit nichtsesshaften Jugendlichen wurde der Wunsch 
in ihm wach, Pädagogik zu studieren. Bis zu seinem Rentenalter 
hat Armin mit Jugendlichen, gearbeitet. Zuerst im Jugendheim 
und dann in der Jugendgerichtshilfe. Er setzte seine ganze Kraft 
ein, um Jugendliche, die gestrauchelt waren, vor dem Gefäng¬ 
nis zu bewahren. Er versuchte ihnen Lebensziele und Kraft zu 
vermitteln, was in unserer unmenschlichen kapitalistischen Ge¬ 
sellschaftsordnung schwer durchführbar ist. Er übernahm viele 
Funktionen. Im Jugendamt, in der Gewerkschaft, im Betrieb, im 
MSB, in Initiativen und in der Partei. Vier Jahre war er als Sach¬ 
kundiger Bürger im Stadtteilbeirat in Gröpeligen tätig, im Perso¬ 
nalrat, im Gruppen-, Bezirks- und Partei Vorstand der DKP. 

Er gehörte nicht zu den Genossinnen und Genossen, die oft und 
unüberlegt das Wort ergriffen. Mit seinem ruhigen Auftreten hat 
er in den Jahrzehnten seiner Parteimitgliedschaft dazu beigetra¬ 
gen, unsere marxistische Weltanschauung überzeugend zu ver¬ 
mitteln. Als Ordner und Ordnerleiter, ob bei den Pressefesten und 
den Maizelten der DKP Bremen, hat er dazu beigetragen, dass 
man sich bis heute gern an die Bremer Maizelte erinnert. Seine 
Menschlichkeit und sein Einfühlungsvermögen kamen in der UZ 
in den vielen Geburtstags- und Traueranzeigen für unsere Genos¬ 
sinnen und Genossen zum Ausdruck. Für diesen vielfältigen Ein¬ 
satz stand sein Privates oft zurück. 

Seine Leidenschaft war das Segeln. Er erholte sich, wenn er mit 
seinen Freunden mit dem Segelschiff auf der Ost- und Nordsee 
unterwegs war. Das gab ihm immer wieder Mut nicht zu resig¬ 
nieren, denn die Auseinandersetzungen in der Partei haben ihm 
sehr zu schaffen gemacht. 

Wir müssen Abschied nehmen von einem Genossen und Freund, 
den wir nicht vergessen werden. Für unsere Gruppe Bremen ist 
es eine schwer zu schließende Lücke. 

DKP Bezirksvorstand Bremen 
DKP Parteivorstand 

Statt Blumen bitten wir im Sinne von Armin um eine Spende 
für die Kinderklinik in Mantanzas/Kuba: DKP Solidaritätskonto 
DE 3643 0609 6740 0248 7502 Kennwort: Armin Fuchs 

Trauerfeier am Freitag, 4. März, 12.30 Uhr in der Kapelle des Wal¬ 
ler Friedhofes. Zu erreichen mit Straßenbahnlinie 10 vom Haupt¬ 
bahnhof Richtung Gröpelingen bis Waller Friedhof. 



Unsere Genossin 

Sonja Stein 

ist am 21.2. 2016 verstorben 

Sonjas 90. Geburtstag wurde am 24. 6. 2015 im Reinhold-Jürgen- 
sen-Zentrum mit einem Empfang begangen. Die Teilnahme dort 
zeigte ihre Wertschätzung. 

1925 wurde sie in einer kommunistischen Familie geboren. Ihre 
Mutter wurde 1934 wegen „Vorbereitung zum Hochverrat" von 
den Nazis verhaftet und zu Gefängnis verurteilt. 

Ein Ereignis, das ihren Lebensweg maßgeblich prägte. Sie wurde 
Mitglied der KPD, nach deren Konstituierung der DKP. Sie war seit 
der Gründung Mitglied der VVN/BdA. Zeit ihres aktiven Lebens be¬ 
treute sie Antifaschistinnen und Antifaschisten, die oft im KZ un¬ 
sagbares Leid ertragen mussten. Sie war aktive Gewerkschafterin 
und in Bündnissen und Bewegungen bei vielen Aktionen dabei, ln 
der DKP Gruppe Elmshorn führte sie seit Jahrzehnten die Kasse 
und war, solange die Kräfte es zuließen, beim Wasserturmfest und 
im Zentrum aktiv. 

Sonja genoss hohes Ansehen, die Elmshorner Nachrichten brach¬ 
ten eine Seite über ihr antifaschistisches Engagement. 

Die DKP verliert mit ihr eine anerkannte, geachtete Persönlichkeit. 

DKP Gruppe Elmshorn 
DKP Kreis Pinneberg 
DKP Bezirk Schleswig-Holstein 

Die Beerdigung findet statt am 1.3., 13.00 Uhr 
Friedhof Elmshorn, Friedensallee 


Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 
Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


f -T 

Urlaub im Lotsenhaus 

an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 

v_ J 


Unsere Genossin 

Hanne Stiefvater 

wird am 28. Februar 90 Jahre alt. 

Dazu gratulieren die Genossinnen und Genossen 
der DKP-Gruppe Wedel und des Kreises Pinneberg. 

ln ihrer Jugend schloss sie sich der antifaschistischen 
Jugendorganisation FDJ an, wurde Kommunistin und 
ist ihrer Weltanschauung zu allen Zeiten treu geblie¬ 
ben. Auch heute noch vergeht kein Gruppenabend ih¬ 
rer Parteiorganisation ohne ihre Anwesenheit, ln ihrer 
ruhigen, freundlichen und bescheidenen Art hat sie viel 
zum Zusammenhalt unserer Gemeinschaft beigetra¬ 
gen, nicht zuletzt auch in der Funktion der Kassiererin. 

Flanne hat an der Seite ihres vor drei Jahren verstorbe¬ 
nen Ehemanns Ewald Stiefvater, des DKP-Vorsitzenden 
in Schleswig-Flolstein, immer konsequent, mutig und 
beherzt Partei für die Sache des Sozialismus ergriffen, 
nahm teil an den Bewegungen für Frieden und Antifa¬ 
schismus. Beispielhaft war ihre politische Arbeit in der 
Zeit der Verhaftung ihres Mannes in finsterer Zeit des 
kalten Krieges. 19 Monate lang musste sie mit ihren 
drei Kindern ohne den Ehemann und Vater auskom- 
men. Öffentlich trat sie Lügen, Verleumdungen und 
Ausgrenzungen entgegen. Ihre kämpferische Haltung 
trugen ihr aber auch Solidarität und Anerkennung ein. 


Eildungswochenende 

Ohne Antiimperiolismus kein Frie 


(, 


Barhöft bei Stralsund, Lotsen weg 3 
4. bis 6. März 2016 
www.dkp-mv.de/bildung 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Sa./So. 19./20. März 2016 
Seminar „Ethik und Moral“ 

Referenten: Hans Christoph Stoodt und Jürgen Lloyd 

Schon 1847 wies Karl Marx auf den Unterschied zwischen mo¬ 
ralisierender Kritik und kritisierender Moral hin. Und wer sich 
heute mit dem Werkzeug des revolutionären Marxismus auf 
den Weg macht, die Welt nicht nur zu kritisieren, sondern sie 
handgreiflich ändern zu wollen, macht mit moralisierender Kritik 
häufig genug Bekanntschaft. Um sie erkennen und ihr wirksam 
entgegentreten zu können, hilft es, sich einen Standpunkt in der 
Frage zu erarbeiten, was unsere Alternative dazu ist: die der kri¬ 
tisierenden Moral. Aber gibt es so etwas überhaupt? Hat der 
Marxismus eine eigene Ethik, also eine Wissenschaft von der 
Moral, den Regeln des Zusammenlebens von Menschen hervor¬ 
gebracht? Warum haben sich Versuche, Marx und Engels ethisch 
zu „ergänzen", immer als Einfallstor für den Versuch revisionisti¬ 
scher Kurskorrekturen im Marxismus erwiesen? Wie können wir 
Ethik im Sinn der Lehre von Marx, Engels und Lenin begründen? 
Was ist revolutionäre Moral in der Geschichte unserer Bewe¬ 
gung und für uns heute? Wie kann sie uns helfen, unser Ziel zu 
erreichen? 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann be¬ 
reits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn Samstag 
10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14 Uhr. Kosten pro Person für 
Unterkunft und Verpflegung 25,- €. Ab Freitag 30,- €. Finanzie¬ 
rung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder Bezirk abklären. 


Die zentrale Bildungskommission der DKP lädt alle 
Bildungsverantwortlichen und Interessierten ein zum 

bundesweiten Vorbereitungsseminar für den 

kommenden Bildungsschwerpunkt 2016: 

Wie überwinden wir den Kapitalismus? 
Zur Strategie und Taktik der DKP 

Programm 

1. Grundlagen unserer antimonopolistischen Strategie 

2. Workshops 

a. Wie gestalte ich einen Bildungsabend zum Bildungs¬ 
schwerpunkt? 

b. Welche Bedeutung hat die antimonopolistische Strategie 
für die kommunistische Bewegung heute? 

c. Antimonopolistische Strategie oder Transformations¬ 
strategie? 

Sonntag, 3. 4. 2016,10-16 Uhr im Frankfurter Gewerk¬ 
schaftshaus, Wilhelm-Leuschner-Str. 69 - 77, 

60329 Frankfurt am Main. 

Anmeldung sowie weitere Informationen unter 
www.dkp-hessen.de/bildungskommission 
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unsere zeit 


Vorbereitung der nächsten 
Weltfestspiele 

Betr.: „Unter Bedingungen“ 

UZ vom 19.2.2016, S. 7 

Mit Verwunderung und Befremden 
habe ich den Beitrag von Olaf Mat- 
thes am 19.2. über die Vorbereitungs¬ 
arbeiten für das nächste Festival der 
Weltjugend 2017 gelesen. Wollen sich 
jetzt auch international einige Ju¬ 
gendorganisationen im WBdJ (Welt¬ 
bund der demokratischen Jugend) 
einschließlich der SDAJ in eine Front 
gegen Russland und namentlich Pu¬ 
tin einreihen? Eine Front, die von den 
imperialistischen Staaten in erprob¬ 
ter Manier auch nach dem Zerfall der 
Sowjetunion erhalten und sogar ver¬ 
schärft werden soll und die sich insbe¬ 
sondere gegen die russische Außen¬ 
politik richtet. 

Zudem ähnelt der Sprachgebrauch 
in diesem Beitrag sehr der Diktion in 
den meisten westlichen Medien, ge¬ 
spickt mit revolutionären Phrasen. 
Was mich weiter überrascht, ist die po¬ 
litische Schwerpunktsetzung für die 
nächsten Weltfestspiele auf den 100. 
Jahrestag der Oktoberrevolution. Wa¬ 
rum? Meines Wissens ist der WBDJ 
keine kommunistische Organisation, 
(oder habe ich da etwas verpasst?), 
sondern ein Zusammenschluss u.a. 
von linken über christliche bis hin zu 
liberalen Kräften und sah seine Haupt¬ 
aufgabe darin, den Gedanken der Völ¬ 
kerverständigung und des Friedens auf 
vielfältige Art und Weise unter der der 
Jugend der Welt zu fördern und zu stär¬ 
ken 

Ich selbst habe aktiv im westdeut¬ 
schen Vorbereitungskreis für das Festi¬ 
val 1959 in Wien mitgearbeitet. Und die 
Kontakte und Mitarbeit reichten von 
bekannten Persönlichkeiten wie Prof. 
Clara-Maria Faßbinder, Ernst Rowohlt, 
Prof. Weißmantel, Herbert Mies, den 
Vertretern der Jungsozialisten, der Fal¬ 
ken, den Gewerkschaften, dem CVJM, 
der Kirchen u.a. Natürlich gab es auch 
politische und ideologische Konflikte. 
Sie wurden aber unter Respektierung 
der Grundideen des Friedens und der 
Völkerverständigung unter der Jugend 
gelöst und diese Festivals waren immer 
ein großes beglückendes Ereignis für 
die vielen tausenden Teilnehmer aus 
aller Welt. 

Und heute, wo die aktuelle Kriegs¬ 
gefahr vom Imperialismus und nicht 
von Russland ausgeht, wäre es meiner 


Meinung nach verhängnisvoll, gerade 
unter der Jugend nicht den Kampf um 
Frieden, Abrüstung und Völkerverstän¬ 
digung in den Mittelpunkt zu stellen. 
Natürlich wissen wir, dass nur der So¬ 
zialismus den Frieden sichert. Gegen 
die Kriegstreiber zu kämpfen und Be¬ 
wegung zu entwickeln, ist meiner Mei¬ 
nung nach für uns ein revolutionärer 
Kampf, der eines langen Atems und 
viel gemeinsame Kraft von Kommu¬ 
nisten erfordert und Voraussetzung für 
die Überwindung des Kapitalismus auf 
dem Weg zum Sozialismus. 

Thea Rann, Hamburg 

Für eine souveräne Position 

Betr.: Interview mit Günter Pohl 
„DKP und Europäische Linkspartei - 
umstritten“, UZ vom 18.2.2016, S. 12 

Man solle diese Frage nicht so hoch 
hängen. Ein Ja oder Nein zur Voll- oder 
beobachtenden Mitgliedschaft in der 
ELP werde „weder im Positiven noch 
im Negativen besonders weitreichende 
Auswirkungen haben“. So Günter Pohl 
in der UZ vom 18.2. 

Dieser wohltuend unaufgeregten 
Position des Internationalen Sekretärs 
der DKP ist zuzustimmen. Ich hoffe, 
das sehen auch die Delegierten des 
Parteitags am Wochenende so. Denn 
sie haben allen Grund dazu. 

Anders als noch vor Jahren, besteht 
nicht mehr die Gefahr, dass die ELP als 
Wegweiser und Einflussfaktor für eine 
programmatische Neuausrichtung der 
DKP weg von Lenin hin zum Mosaik 
genutzt wird. 

Seit dem 20. Parteitag ist das vom 
Tisch. An die ELP wie auch an andere 
Fragen wird seitdem inhaltlich range¬ 
gangen. Ich erinnere an die Artikelse¬ 
rie in der UZ. Hier ist für Transparenz 
gesorgt worden. Alle europäischen KP 4 
en haben im O-Ton ihre Positionen dar¬ 
gelegt. Für jedes Mitglied war die Viel¬ 
schichtigkeit der Positionen deutlich 
erkennbar. Und die Konsequenz die 
sich daraus ergibt: Gemeinsame Akti¬ 
onen und Initiativen mit den Schwes¬ 
terparteien zu entwickeln - und offe¬ 
ne solidarische Diskussionen mit dem 
Ziel, Differenzen und Gegensätze zwi¬ 
schen den kommunistischen Parteien 
abzubauen. - Ergänzt um eine flexible 
Bündnispolitik, national wie internati¬ 
onal. 

Ich plädiere für eine souveräne Po¬ 
sition zur ELP. Die ELP ist keine hei¬ 
lige Kuh, sondern nüchtern betrach¬ 


tet eine von mehreren internationalen 
Strukturen, in denen wir arbeiten. 

Wenn es also nicht schadet, beob¬ 
achtendes Mitglied der ELP zu blei¬ 
ben, dann sollte man ganz pragmatisch 
das Nützliche aufgreifen - und wenn es 
nur die Möglichkeiten der Begegnung 
mit linken Parteien aus Osteuropa und 
dem Baltikum sind, die sonst, so Gün¬ 
ter Pohl, nur schwer zu organisieren 
sind. (...) 

Richard Höhmann, 
Mülheim an der Ruhr 

Mehr über den DDR-Alltag 
berichten 

Betr.: „Wie war es eigentlich drüben“, 
UZ-Extra zum 8. März, S. 5 

Ich bin seit vielen Jahren Leserin eu¬ 
rer Zeitung. Mit Interesse las ich das 
UZ-Extra zum 8. März. Gefreut hat 
mich, dass dort etwas über mein Hei¬ 
matland - die DDR - zu erfahren war. 
Dort stand etwas über einen „haus¬ 
haltsfreien“ Tag. Wie sollen sich den 
denn die Leserinnen vorstellen? 

Ich kenne einen solchen Tag nicht. 
Allerdings kam ich unzählige Male 
während meines Berufslebens in der 
DDR in den Genuss eines „Haushalts¬ 
tages“, oder - nach dem BJ-Elementar- 
lexikon (VEB Bibliographisches Insti¬ 
tut Leipzig, 1985) - ausgedrückt: „... 
arbeitsfreier Tag im Monat bei Zah¬ 
lung von Lohnausgleich, den werktä¬ 
tige Frauen (z.T. auch Männer) unter 
bestimmten Voraussetzungen zur Er¬ 
ledigung von Arbeiten im Haushalt er¬ 
halten.“ 

Also: Der „Haushaltstag“ war ein 
bezahlter, arbeitsfreier Tag zur privaten 
freien Verfügung! 

Es gab in der DDR jede Menge so¬ 
zialpolitischer Errungenschaften, von 
denen diese BRD, die sich „freiheit¬ 
lich-demokratisch“ nennt, nur träumen 
kann - wenn sie denn wollte. 

Ich bin der Meinung, gerade die UZ 
sollte durch regelmäßige Beiträge (bit¬ 
te auch durch Zeitzeugen abgesichert!) 
über den DDR-Alltag sowie über das 
kulturelle Leben in seinen vielen Nu¬ 
ancen den Wissenshorizont der Lese¬ 
rinnen erweitern, besonders auch in 
Hinblick auf die Zukunft: Die Linken 
müssen (!) sich aktiver für eine Alter¬ 
native zur BRD einsetzen! 

In diesem Sinne: „Sozialismus oder 
Barbarei!“ Viel Elan für weitere Kämp¬ 
fe! 

Sonja Navarro Argibay, Volkach 
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UZ zukünftig noch besser? 

Parteitag der DKP diskutiert auch die Weiterentwicklung der UZ 


Am kommenden Samstag findet in 
Kassel der dritte Tag des 21. Parteitages 
der DKP statt, auf dem die Delegier¬ 
ten auch über die Unterstützung der 
UZ beraten werden. „Die UZ unter¬ 
stützen und weit er ent wickeln, die Par¬ 
tei stärken! “ heißt der Antrag, der vom 
Parteivorstand eingebracht worden ist. 

„Die UZ ist mit ihrer wöchentlichen 
Print-, der neugestalteten Online-Aus¬ 


gabe und der UZ-Extra das wichtigs¬ 
te Öffentlichkeitsmaterial der DKP. 
Sie kann ihre Aufgabe aber nur dann 
erfolgreich erfüllen, wenn die gesam¬ 
te Partei bei der inhaltlichen Weiter¬ 
entwicklung, der Verbreitung und Fi¬ 
nanzierung tatkräftige Unterstützung 
leistet“, heißt es darin. Der Antrag for¬ 
muliert das Ziel, „weitere jüngere Ge¬ 
nossinnen und Genossen für die Arbeit 


in der Redaktion zu gewinnen und ihre 
politische wie fachliche Qualifizierung 
zu sichern.“ Redaktion und der Verlag 
sollen in Abstimmung mit dem Partei¬ 
vorstand die Arbeit mit Schwerpunkt¬ 
ausgaben zu Jahrestagen oder Aktionen 
fortsetzen. Der Online-Auftritt der UZ 
soll ausgebaut und sein „Gebrauchs¬ 
wert“ erhöht werden. 

Die Redaktion 


Termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 27. FEB 


FR ★ 18. MARZ 


Heidenheim: Infostand der DKP zur Land¬ 
tagswahl. Karlstraße. 10.00 Uhr bis 12. 00 
Uhr_ 

Gladbeck: „A 52 stoppen“, Infostand der 
DKP mit Unterschriftensammlungen für das 
Bürgerbegehren gegen den Bau der A 52. 
Die DKP Gladbeck bittet um personelle Un¬ 
terstützung. Treffpunkt im DKP-Büro, Frie¬ 
densstraße 18, 9.30 Uhr. 


MO ★ 29. FEB 


Kaiserslautern: „Die Air Base Ramstein“, 
Informationsveranstaltung der Kampagne 
„Stopp Ramstein“. Weitere Infos auf: www. 
ramstein-kampagne.eu. Gemeindesaal in 
der Versöhnungskirche, Leipziger Straße 1, 
18.00 Uhr. 


Dl ★ 1. MÄRZ 


Hanau: „Imperialismus“ Bildungsabend der 
DKP zu den Grundlagen unserer Weltan¬ 
schauung. Reinhardskirche, Hanau-Kessel- 
stadt, Jakob-Rullmann-Straße 6,19.30 Uhr. 


Ml ★ 2. MÄRZ 


Essen: „Solidarität mit Kuba - Früh links er¬ 
wachen!“, öffentliche Mitgliederversamm¬ 
lung der Freundschaftsgesellschaft BRD- 
Kuba e.V., Regionalgruppe Essen. Themen 
u.a.: Kuba aktuell, Berichte über stattgefun¬ 
dene Aktivitäten, Aktionsplanungen für das 
Frühjahr 2016. Gaststätte Linker, Oberdorf¬ 
straße 34, Nähe Haltestelle Helenenstraße, 
18.30 Uhr. 


DO ★ 3. MÄRZ 


Oldenburg: „Die DKP nach dem 21. Par¬ 
teitag“ . Öffentliche Mitgliederversammlung 
der DKP Oldenburg mit Wera Richter, stell¬ 
vertretende Vorsitzende der DKP. „Bei Bep- 
po“, Auguststraße 57,19.30 Uhr._ 

Dortmund: „Lenins Imperialismus-Theo¬ 
rie“ , Bildungszirkel der DKP mit Klaus Wa- 
gener. Z, Oesterholzstraße 27,19.00 Uhr. 


Duisburg: „Wie umgehen mit der AfD?“ Vor¬ 
trag und Diskussion mit Markus Bernhardt, 
Autor der „jungen Welt“ und der „UZ“. In¬ 
ternationales Zentrum der Volkshochschule, 
Flachsmarkt 15,19.00 Uhr. 


Seminar an der 
Karl-Liebknecht-Schule 

„Ethik und Moral“, Wochenendsemi¬ 
nar an der Karl-Liebknecht-Schule, Le¬ 
verkusen, am 19 . und 20 . März 2016 . 
Referenten: Dr. Hans Christoph Stoodt 
und Jürgen Lloyd. Weitere Informatio¬ 
nen und Anmeldung unter www.karl- 
liebknecht-schule.org. 



Esther Bejarano und 
Microphone Mafia 
in Nordbayern 

Bamberg, 3 . März: Harmonie-Säle, 
Schillerplatz 7 , 19.30 Uhr. 

Hof, 4 . März: Haus der Jugend, 
Sophienstraße 23 , 18.00 Uhr. 
Regensburg, 5 . März: Andreasstadel, 
Andreasstraße 28 , 20.00 Uhr. 
Nürnberg, 6 . März: Karl-Bröger-Zen- 
trum,Karl -Bröger-Straße 9 , 14.00 Uhr. 


SA ★ 5. MÄRZ 


Heidenheim: Landesweiter Aktionstag mit 
Verteilen des „Blickpunkts“ der DKP Hei¬ 
denheim. Treffpunkt Hotel Pöltl, Erchen- 
straße 14,10.00 Uhr._ 

Oldenburg: Antifaschistische Gedenkkundge¬ 
bung der DKP zu Ehren Johann (Jan) Gerdes 
mit Cornelia Kerth, Bundesvorsitzende der 
WN/BdA. Johann-Gerdes-Straße, 11.00 Uhr. 

Gladbeck: „A 52 stoppen“, Infostand der 
DKP mit Unterschriftensammlungen für das 
Bürgerbegehren gegen den Bau der A 52. 
Die DKP Gladbeck bittet um personelle Un¬ 
terstützung. Treffpunkt im DKP Büro, Frie- 
densstraße 18,9.30 Uhr._ 

München: „Die aktuelle Lage in Griechen¬ 
land nach mehr als einem Jahr Syriza-Re- 
gierung“ .Veranstaltung des DKP-Betriebs- 
aktivs München. EineWeltHaus, Raum 212, 
Schwanthalerstraße 80,19.00 Uhr. 


Dl ★ 15. MÄRZ 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Cafe Marat, Doberaner Straße 21, 
19.00 Uhr. 


DO ★ 17. MÄRZ 


Leipzig: Die UZ auf der Leipziger Buchmes¬ 
se vom 17. bis 20. März. Halle 5, Stand-Nr. 
E405. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, 
möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 



Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 

Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 



Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 



Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □vierteljährlich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bei SEPA Einzug möglich 


- Gl Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 
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Die letzte Seite 
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„Ich komme zum UZ-Pressefest, 
weil ich mich in dem Umfeld sehr 
wohl fühle. Nicht nur die Debat¬ 
tenvielfalt, sondern auch das sozi¬ 
ale Umfeld sprechen mich sehr an. 
Man trifft als Linker andere Lin¬ 
ke, die man ansonsten nicht oder 
nur selten antrifft. Das UZ-Fest 
bietet die Möglichkeit, neue Kraft 
für die schwierigen Herausforde¬ 
rungen zu tanken.“ 

Dr. Alexander S. Neu, 
MdB/Partei „Die Linke“ und 
Obmann im Verteidigungsausschuss 



Der rote Kanal 


Die NPD - Der falsche Feind? D 2016 

Seit das Bundesverfassungsgericht 
das Hauptverfahren gegen die NPD 
eröffnet hat, werden Stimmen lauter, 
die ein NPD-Verbot nicht für sinnvoll 
halten. Sie behaupten, dass die braune 
Gesinnung mit gesellschaftlichem En¬ 
gagement bekämpft werden müsse. 
Dieser Gegensatz ist offenkundig 
konstruiert. Es ist zu befürchten, dass 
der Film ihm trotzdem breiten Raum 
gibt. Schaun wer mal. 

Mo., 29.2., 22.45-23.30 Uhr, ard 

Geschlossene Gesell¬ 
schaft , DDR 1978 

Das Ehepaar Ellen und Robert will 
zusammen mit seinem kleinen Sohn 
ein paar Tage aufs Land fahren. Hier 
wollen die beiden sich auch mit Be¬ 
kannten treffen, wegen eines Unfalls 
schaffen die es aber nicht, ihr Ziel zu 


erreichen. Aus der Not heraus begin¬ 
nen die beiden damit, sich über Din¬ 
ge zu unterhalten, die sie lange Zeit 
unter den Teppich gekehrt haben ... 
Ende offen. 

Mi., 2.3., 22.45-0.30 Uhr, rbb 

Wett bet rüg im Fußball , D 2016 

Auch wenn der Nachweis schwerfällt, 
im Profifußball fühlt der Betrug sich 
pudelwohl. 

Mi., 2.3., 21.45-22.15 Uhr, ard 

Brasilien in Not, D 2016 

100 Mio. Brasilianer sind von der 
schlimmsten Wasserkrise des Landes 
aller Zeiten betroffen. Der Olympia- 
Zirkus 2016 wird trotzdem über allem 
nicht vorhandenen Wasser schweben 
und die Krise weiter verschärfen. 

Fr., 4.3., 21.00-21.30 Uhr, 3sat 


DKP und SDAJ Baden-Württemberg und Waldheim Gaisburg laden ein 
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Anzeige 



Ein Großer der Literatur, engagierter Linker 
und Antifaschist 

Zum Tod von Umberto Eco 



Am Freitag vergangener 
Woche starb Umberto Eco 
im Alter von 84 Jahren. Mit 
ihm verlor nicht nur Itali¬ 
en einen weltberühmten 
Literaten, herausragenden 
Philosophen, aber auch 
Sprachwissenschaftler, der 
zu brennenden Fragen der 
Politik klare Positionen 
bezog. „Seine scharfen 
und lebendigen Gedan¬ 
ken, seine Menschlichkeit“ 
werden uns fehlen, schrieb 
die staatliche Nachrich¬ 
tenagentur ANSA. An der 
Spitze zahlreicher Persön¬ 
lichkeiten würdigte Pre¬ 
mier Renzi sein „außer¬ 
gewöhnliches Beispiel für 
europäische Intellektuel¬ 
le, sein einzigartiges Ver¬ 
ständnis der Vergangen¬ 
heit, verbunden mit einer 
unerschöpflichen Fähig¬ 
keit, die Zukunft vorher¬ 
zusehen“. 

Nach dem Studium 
der Philosophie und Li¬ 
teraturgeschichte arbei¬ 
tete Eco zunächst für Medien und 
Verlage, wurde 1971 Professor für 
Semiotik (Zeichentheorie), erhielt 
danach zahlreiche Gastprofessuren 
in aller Welt und mehr als 30 Ehren¬ 
doktortitel. Er war fast 50, als 1980 
sein erster Roman, „Der Name der 
Rose“, erschien, der seinen Ruf als 
einer der Großen der zeitgenössi¬ 
schen Weltliteratur begründete. Der 
zu Thomas von Aquin promovierte 
Autor führte die Leser in eine Bene¬ 
diktinerabtei des Mittelalters in den 
Apenninen. Vor dem Hintergrund 
theologischer Auseinandersetzungen 
klärt der Mönch William mit dem an 
Conan Doyles Sherlock Holmes er¬ 
innernden Namen von Baskerville 
eine Mordserie auf. Das Erstlings¬ 
werk erlebte eine 14-Millionen-Auf- 
lage in über 30 Sprachen. Zur welt¬ 
weiten Bekanntheit trug Jean-Jac¬ 
ques Annaud bei, der das Buch mit 


Sean Connery in der Hauptrolle auf 
die Leinwand brachte. Ein internati¬ 
onaler Erfolg wurden ebenso „Das 
Foucaultsche Pendel“ (1988) wie 
auch die „Die Insel des vorigen Ta¬ 
ges (1994) und „Baudolino“ (2000), 
die auch Ecos antifaschistische Hal¬ 
tung widerspiegeln. In Deutschland 
erschien 2011 sein Roman „Der 
Friedhof in Prag“. 

Zu zahlreichen Auszeichnungen, 
darunter 1981 der „Premio Strega“ 
1999 der „Pour le Merite“, kam 2014 
in Mainz der Gutenberg-Preis. Das 
Kuratorium ehrte seine „brillanten 
kulturtheoretischen Überlegungen“ 
und nannte Eco einen „begnadeten 
Erzähler“, der Millionen von Lesern 
in Buchkultur und -geschichte einge¬ 
führt habe. Auf das 2009 verliehene 
Bundesverdienstkreuz soll Eco weni¬ 
ger Wert gelegt haben. In den meisten 
Nachrufen wird erwähnt, dass er auch 


des Nobelpreises würdig 
gewesen wäre. 

Auch als international 
gefeierter Literat blieb 
Eco weiter Journalist, war 
bis zuletzt Kolumnist bei 
mehreren italienischen 
Tageszeitungen und dem 
Wochenmagazin „Espres¬ 
so“. Eco hat sich nie ins 
Studierstübchen zurück¬ 
gezogen. Er war in der Po¬ 
litik engagiert und bezog 
entschieden antifaschisti¬ 
sche Positionen gegen den 
Medientycoon Berlusco¬ 
ni, in dessen Regierungen 
er „ein Erbe des übelsten 
Faschismus“ verkörpert 
sah. Mit Andrea Camilleri 
und Antonio Tabucchi, der 
in seiner Erzählung „Im 
Reich des Heliogabal“, die 
Mediendiktatur Berlus¬ 
conis mit der „orientali¬ 
schen Form der Despo¬ 
tie jenes Soldatenkaisers“ 
verglich, protestierte er in 
zahlreichen Zeitungsarti¬ 
keln. Darunter auch in der 
kommunistischen Zeitung „Manifes- 
to“, die das Kabinett Berlusconis als 
„eine schwarze Regierung“ entlarvte. 
Nach den blutigen faschistischen Aus¬ 
schreitungen der Berlusconi-Regie¬ 
rung auf dem G8-Gipfel im Juli 2001 
in Genua, die in den Medien als „chi¬ 
lenische Nacht“ bezeichnet wurden, 
gründete Eco 2002 mit Gleichgesinn¬ 
ten die Oppositionsgruppe Intellek¬ 
tueller „Libertä e Giustizia“ (Freiheit 
und Gerechtigkeit) gegen den Regie¬ 
rungschef, die ihren Namen von der 
gleichnamigen Widerstandsorganisa¬ 
tion gegen Mussolini lieh. 

Umberto Eco heiratete 1962 die 
Deutsche Renate Ramge, eine Do¬ 
zentin für Kommunikation und De¬ 
sign, mit der er in Mailand lebte und 
einen Sohn und eine Tochter hatte. 
Das Multitalent besaß eine Privatbi¬ 
bliothek von etwa 50 000 Büchern. 

Gerhard Feldbauer 


Portrait 


Die linke Nachbarin 

ln Marburg kandidiert Tanja Bauder-Wöhr (DKP) auf Platz 2 
für die „Marburger Linke“ 


V or etwa sieben Jahren war sie 
plötzlich da: Sie schneite in die 
öffentliche Fraktionssitzung 
der „Marburger Linken“ hinein, kehr¬ 
te jede Woche wieder und sagte länge¬ 
re Zeit gar nichts. 

Das ist ungewöhnlich, denn auf den 
Mund gefallen ist sie nicht. Auch war 
sie weder neu in Marburg noch von 
Kommunalpolitik unbeleckt. Tanja 
Bauder-Wöhr kommt aus Heiden¬ 
heim in Baden-Württemberg, wo sie 
von früher Jugend an in der Sozia¬ 
listischen Deutschen Arbeiterjugend 
(SDAJ) und dann auch in der DKP ak¬ 
tiv war. In dieser Stadt sind die Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten seit 
Jahrzehnten im Stadtrat. Das ist eine 
andere Gemeinde als Marburg. Stadt¬ 
beherrschendes Unternehmen ist der 
Maschinenbauer Voith. Da geht es auf 
der Linken proletarischer zu. 

Auch als Tanja in Marburg Rechts¬ 
wissenschaften studierte, Referenda¬ 
rin war und ihr Zweites Juristisches 
Staatsexamen machte, hatte sie weder 
mit der Uni-Politik noch mit dem Rat¬ 
haus viel am Hut. Sie fürchtete, unter 
eine Käseglocke zu geraten und schau¬ 
te sich lieber anderwärts um, zum Bei¬ 
spiel einige Zeit in den USA. 

Aber irgendwann wurde sie bo¬ 
denständig diesseits des Atlantik und 
jenseits des proletarischen Südens. 
Sie bekam zwei Söhne und fand, jetzt 
müsse sie sich mal praktisch um die 
Umstände kümmern, in denen sie auf¬ 


wachsen würden, und das war eben in 
Marburg. 

Tanja guckte sich die „Marburger 
Linke“ an und fand sie akzeptabel, 
auch weil sie keine Partei, sondern ein 



Bündnis ist, wo man nicht immer im 
eigenen Saft schmort. 

2011 wurde sie in die Stadtverord¬ 
netenversammlung gewählt. Sie nahm 
sich vor, vor allem außerhalb der Ritu¬ 
ale des Rathauses sichtbar zu werden 
und gab deshalb das „Stadtinfo“ der 
DKP heraus. Dieses Blättchen verteil¬ 
te sie in der Woche nach jeder Stadt¬ 
verordnetensitzung vor „Ahrens“. 

Es gab ein Problem: Kaum hatte 
Tanja Aufstellung auf der Straße ge¬ 
nommen, wurde sie schon von Marbur- 


gerinnen und Marburgern in Gesprä¬ 
che verwickelt. Das machte ihr Spaß. 
Man redete und redete. So verging der 
Nachmittag, und als Tanja dann auf die 
Flugblätter - das „Stadtinfo“ - in ih¬ 
ren Händen guckte, waren diese fast 
alle noch da. Das unmittelbare Ge¬ 
spräch war und ist einfach wichtiger. 
Seit dieser Erfahrung verbreitet sie 
ihre schriftlichen Nachrichten lieber 
und effizienter auf der Homepage des 
„Marburger Echo“ und ist noch viel 
mehr unterwegs als vorher. 

Sie ist Mitglied im Bau-Ausschuss 
und macht das gern. Aber sie wäre kei¬ 
ne Kommunistin, wenn sie sich nicht 
auch für Sozialpolitik interessieren 
würde. 

Andreas und Sebastian, die Söhne 
von Tanja, sind begeisterte Fußballer, 
und auch sie treibt gern Sport. Also 
verbringt sie viel Zeit auf Gras- und 
Hartplätzen, vor allem dort, wo auch 
Kinder und deren Eltern sind. Da lernt 
man Menschen mit weit auseinander 
liegenden Auffassungen kennen. Tan¬ 
ja ist neugierig, und weil sie mit al¬ 
len redet, wird sie immer schlauer. In 
Cappel, wo sie wohnt, ist sie die linke 
Nachbarin von nebenan. 

Das wird sie auch bleiben, wenn 
sie wieder in die Stadtverordneten¬ 
versammlung gewählt wird. Sie kan¬ 
didiert auf Platz zwei der Marburger 
Linken, ist also auch da kaum zu über¬ 
sehen. 

Georg Fülberth 























